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			Vorwort

			Dies ist die Geschichte einer Ent-Täuschung. Es ist die Geschichte einer Frau, die sich einmischen wollte. Die es satt hatte, nur zuzuschauen, die wirkliche Veränderungen für unser Land wollte – und die 2017, als sie überraschend zur Abgeordneten des Deutschen Bundestages gewählt wurde, unerwartet die Chance bekam, ihre Vorstellungen von einer anderen Politik in die Debatten des Zeitgeschehens einzubringen. Dachte sie. Doch es sollte anders kommen, denn hinter der Fassade des Bundestages haben freies Denken, wirkliche Demokratie und das Gewissen eines Abgeordneten kaum Platz.

			Dies ist mehr als nur irgendeine Geschichte.

			Es ist meine Geschichte. Es ist das Aufeinandertreffen von Idealismus und Realität, von Visionen und der Wirklichkeit der Politik.

			Im Mai 2011 stand ich in Frankfurt am Main allein am Rande einer Demonstration und verteilte meine selbstgedruckten Flyer. Zu lange hatte ich die Nachrichten und Bundestagsdebatten frustriert verfolgt, zu lange das Gefühl der Ohnmacht ertragen. Ich wollte irgendetwas tun – und sei es auch nur, meine Botschaft auf Papier zu drucken und sie zu verteilen.

			»Gegen eine Politik, die uns nicht zuhört:

			Regiert nicht am Volk vorbei!

			Wir haben die Schnauze voll von Politikern, die gegen das eigene Volk regieren. Wir haben die Schnauze voll von Politikern, die nur an sich, ihr Amt und ihre Diäten denken. 

			Die Politiker haben den Bezug zu den Wählern und oft genug auch den Bezug zur Realität verloren. Egal ob Guttenberg, 

			EU-Rettungsschirm, Sarrazin, E10-Benzin, Steuergeldverschwendung, Hartz-IV-Diskussionen, Krankenkassen»reform«, Glühbirnenverbot – es REICHT!

			Nichts ist alternativlos.

			Wir fordern eine Politik für das Volk.

			Wir sind nicht nur dazu da, einmal in vier Jahren ein Kreuz auf dem Wahlzettel zu machen. 

			Wacht auf, wehrt Euch, geht auf die Straße, werdet laut. 

			Es geht um unser Land und unser Leben.«

			Das war 2011.

			Sechs Jahre später zog ich als Abgeordnete der AfD in den Deutschen Bundestag ein. Was für eine Chance, dachte ich! Ein freies, wohlhabendes, sicheres Deutschland, das war mein Wunsch. Ein schlanker Staat, der sich auf seine Kernaufgaben konzentriert und die Menschen ansonsten in Ruhe lässt. Ein Staat, der seinen Bürgern größtmögliche Freiheit ermöglicht und dabei für ihre Sicherheit sorgt. Ich wollte eine Politik, die die Macht dorthin zurückgibt, wo sie hingehört: zum Volk. Eine Politik, die sich selbst zurücknimmt und die den Menschen in den Mittelpunkt stellt – und die nicht zuletzt den Bürgern wieder zuhört und sich nicht nur um sich selbst kümmert.

			Gemeinsam mit meinen Kollegen wollte ich den Elfenbeinturm in Berlin zerschlagen, die Macht der Parteien begrenzen und den aufgeblasenen Bundestagsapparat verkleinern. Wir sind anders, dachte ich, wir werden etwas bewirken und unser Land verändern.

			Doch ich hatte mich geirrt.

			Wie sehr sollte ich in den folgenden Jahren merken.

			Das System war stärker als wir. Ein System, das sich über Jahrzehnte hinweg entwickeln konnte und in dem sich dessen Protagonisten bequem eingenistet haben. Ein System, das selbst die, die es anders machen wollen, mit Haut und Haaren schluckt, wenn sie sich nicht dagegen wehren.

			Ich erinnere mich gut an den Moment, als ich zum ersten Mal den Reichstag betrat und vor dem sieben Meter hohen Bundesadler an der Glasfassade des Plenarsaales stand – ein ehrfurchtsgebietender Moment, in dem mir nach all der Wahlkampfhektik zum ersten Mal richtig bewusst wurde: »Ich bin Mitglied des Deutschen Bundestags. Ich bin Abgeordnete.« Von nun an war das da mein Arbeitsplatz. Nur wenigen Menschen in Deutschland wird diese Ehre zuteil, hier, an diesem Ort, Politik für das eigene Land zu machen, Millionen von Menschen zu vertreten, die sich durch ihre Wahl etwas versprechen, etwas erhoffen – Veränderungen für sich, ihre Liebsten und zum Wohle Deutschlands.

			Was für ein großartiger Moment! Was für eine großartige Aufgabe! Ich schwor mir dort und dann, das Beste zu geben, um der Verantwortung gerecht zu werden und die Wähler nicht zu enttäuschen.

			Doch mit den Jahren kam die Ernüchterung, kamen die Enttäuschungen und viele Momente der Desillusionierung. Der Berliner Elfenbeinturm ist viel höher als gedacht. Und obwohl mir schon vor meinem Einzug durchaus bewusst war, dass die Mehrheit der Politiker den Bezug zu den Bürgern verloren hat und dass es ihr vor allem um den eigenen Machterhalt geht, traf mich die Realität brutal.

			Wann immer ich heute jemandem etwas über den Bundestag erzähle, ernte ich ungläubiges Kopfschütteln. Die Reaktionen reichen von »Das kann doch nicht sein!«, über »Irre, das hätte ich nie geglaubt!« bis hin zu »Da müsste jemand mal ordentlich aufräumen!« Und je länger ich im Bundestag war, desto mehr stimmte ich dem zu.

			Im Bundestag und in den Fraktionen geht es nicht um die besten Lösungen für unser Land. Es geht, neben dem Bewahren der eigenen Macht und des eigenen Einflusses, um viel Geld, um ­Parteien-Klein-Klein und Konkurrenz, es geht um Intrigen, Tricks und Mobbing, um abhängige Abgeordnete, gebrochene Versprechen, faule Kompromisse und um Politiker, die ihrer Aufgabe und ihren Verpflichtungen nicht gerecht werden – teilweise bewusst, teilweise, weil sie es schlicht nicht besser können. Politiker von heute sind keine Staatsmänner oder Staatsfrauen mehr, es sind einfach nur Politiker. Sie denken nicht langfristig, sondern überblicken nur den Zeitraum bis zur nächsten Wahl. Sie denken nicht daran, was gut für Deutschland ist, sondern was gut für die eigene Partei und die eigene Karriere ist.

			Über diesen Missstand will ich berichten. Was ich in siebeneinhalb Jahren im Deutschen Bundestag erlebt habe und wie all das dazu geführt hat, dass ich das Vertrauen in unseren Staat und in die aktuelle Politik vollends verloren habe. 

			Ich will erzählen, wie aus der hoffnungsvollen, frisch gebackenen Abgeordneten von 2017 eine Frau geworden ist, die dem Bundestag freiwillig den Rücken kehrt, weil sie gemerkt hat, dass sich in diesem System nichts ändern lässt, wenn man die alten Strukturen nicht aufbricht. Und die überdies begriffen hat, dass wir uns immer die falsche Frage stellen:

			Vor jeder Wahl überlegen wir uns, welche Partei wir denn wählen sollen, welche es wohl besser machen wird als die anderen. Aber Parteien, das habe ich in zwölf Jahren Politik nun wirklich gelernt, sind nicht die Lösung – Parteien sind Teil des Problems. Die Frage, die wird uns also stattdessen stellen müssten ist: Was müssen wir an unseren politischen Strukturen ändern, um sie besser, demokratischer und freiheitlicher zu machen? Denn so wie es jetzt ist, kann es nicht bleiben. 

			Was also muss getan werden, um den Parteien, die sich unseren Staat zur Beute gemacht haben, die Macht wieder wegzunehmen? Wo müssen wir dem System das Geld entziehen? Welche Privilegien müssen weg? Wie schaffen wir es, den Bürger, den Einzelnen, wieder in den Mittelpunkt der Politik zu stellen? Wie viel Politik brauchen wir eigentlich wirklich? Was für Menschen wünschen wir uns im Deutschen Bundestag? Und was genau sollen diese Menschen entscheiden dürfen und was nicht, weil es jeder für sich besser entscheiden kann? Wie schaffen wir es, den überbordenden Staat zurückzudrängen und uns allen mehr Freiheit zu verschaffen?

			Um diese Fragen beantworten zu können, werde ich Sie hinter die Kulissen des Bundestages mitnehmen. Ich werde Ihnen erzählen, woran das Herz der Demokratie krankt. Ich werde Ihnen einen Einblick in das Leben eines Abgeordneten geben, in die Funktionsweise des Parlaments, in alltägliche Begebenheiten, in Skandale, absurde Situationen, empörende Momente und in kleine und große Fassungslosigkeiten, die ich in all den Jahren erlebt habe und die zeigen, dass trotz aller Sonntagsreden über die Demokratie, echte und wirkliche Demokratie gar nicht erwünscht ist – weder in den Parteien noch im Parlament.

			Doch dabei will ich es nicht belassen, denn mit Klagen allein ist es nicht getan. Wer kritisiert, sollte auch eigene Lösungsvorschläge parat haben und deswegen werden Sie im letzten Kapitel Ideen und Denkanstöße finden, wie wir es besser machen können. Dieses letzte Kapitel ist die Quintessenz dessen, was ich in all den Jahren in der Politik und im Bundestag gelernt habe.

			Ich bin fest davon überzeugt, dass ein Wandel möglich ist, dass wir es besser können, doch dafür müssen wir wissen, was schiefläuft und was wir ändern wollen – und vor allem müssen wir aktiv werden. Viel zu oft vergessen wir, dass es nicht die Politiker sind, die die Macht in diesem Staat haben, es sind die Bürger. Die Politiker sind nur ihre Angestellten. »Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.« So steht es in Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes. Es wird Zeit, sich daran zu erinnern und sich einzumischen, denn wie ich es schon 2011 auf meinem Flyer formuliert habe: »Es geht um unser Land und um unser Leben.«

			Eine kleine Anmerkung noch: Sie werden in diesem Buch manchmal Namen von Bundestagskollegen lesen und manchmal bleibt die handelnde Person unerkannt. Das hat einen einfachen Grund: Wurde über das, was ich schreibe, schon einmal in der Presse berichtet, nenne ich konkrete Namen. Falls ein Vorgang nicht öffentlich wurde, wahre ich die Privatsphäre der Kollegen aller Parteien, denn dieses Buch soll keine Abrechnung werden. Es soll ein Denkanstoß sein, der hoffentlich zu den richtigen Diskussionen führt, die unser Land wirklich verändern können. Und nun wünsche ich Ihnen viel Spaß beim Lesen und – gute Nerven! 

			




Kapitel 1

			




Das große Geld: Über den Stoff, der auch in der Politik die Welt zusammenhält

			2017 zog die AfD erstmals in den Bundestag ein. SPD und Union verloren damals zusammengerechnet 13,8 Prozentpunkte. Das kratzte nicht nur am Ego der beiden Traditionsparteien – das kostete sie richtig Geld, denn jede Wählerstimme belohnt der Staat mit einem hübschen Zuschuss für Parteien.1 1,21 Euro pro Stimme gibt es für die ersten vier Millionen Stimmen und 0,99 Euro für jede weitere. Da kommt einiges zusammen.

			Je mehr Stimmen eine Partei also erhält, desto mehr Geld gibt es aus dem großen Topf der Parteienfinanzierung. Wahlniederlagen schmerzen daher doppelt und 2017 tat es Christdemokraten und Sozialdemokraten besonders weh.

			Da sich die beiden Parteien aber schnell in einer erneuten Großen Koalition zusammenfanden und weiterhin gemeinsam regierten, war eine Lösung des unangenehmen Problems schnell gefunden: Sie passten sich die Zuschüsse ganz einfach selbst an und nannten es »außerplanmäßige Erhöhung der Parteienfinanzierung«.2 Selbst über die eigene Finanzierung aus Steuergeldern entscheiden – unbezahlbar! Nicht wenige Bürger, bei denen am Ende des Geldes noch sehr viel Monat übrig ist, wünschten sich wahrscheinlich die gleiche Möglichkeit, aber dieses Privileg ist der Regierung vorbehalten – der Bürger darf nur bezahlen.

			Die Begründung für die geplante Selbst-Erhöhung war nicht etwa das schlechte Wahlergebnis, das wäre dann doch zu ehrlich gewesen – und Ehrlichkeit ist gemeinhin kein Hit im Deutschen Bundestag. Nein, die Parteien verwiesen einfach elegant auf die »digitalen Herausforderungen«, die zu höheren Kosten geführt hätten, da sie mehr Mitarbeiter für die Internet- und Social-­Media-Auftritte einstellen mussten. Als jemand, der in den sozialen Medien sehr aktiv ist, musste ich bei dieser Begründung laut auflachen. Ausgerechnet die Digitalisierung, also das Medium, das Kommunikation billiger, schneller und direkter macht, diente nun als Argument für höhere staatliche Zuschüsse. Doch sie meinten es ernst und das Vorhaben landete auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestages.

			Anstatt zu akzeptieren, dass die Wähler den großen Parteien das Vertrauen entzogen hatten und diese nun mit entsprechend weniger Geld auskommen mussten, sollte der Steuerzahler einfach 25 Millionen Euro mehr in die Parteien pumpen. Die Opposition lief Sturm, auch ich, doch es half nichts. Im Juni 2018 stimmte der Bundestag – mit den Stimmen der Unionsfraktion und der SPD – der Erhöhung der absoluten Obergrenze für die staatliche Parteienfinanzierung von rund 165 Millionen Euro auf 190 Millionen Euro zu. Ein vorläufiger Sieg der GroKo, den sie auch ausgelassen feierte. Mehr Geld zum Verprassen! Aber es war eben nur ein vorläufiger Sieg, denn das Bundesverfassungsgericht kippte diese Erhöhung 2023. Die Verfassungsrichter machten deutlich, dass der Verlust gesellschaftlicher Unterstützung nicht durch Steuergeld ausgeglichen werden darf. Parteien sollen von den Bürgern getragen werden, nicht vom Staat. Indem die GroKo sinkende Wählerstimme durch eine höhere staatliche Obergrenze kompensieren wollte, wurde genau dieser Grundsatz der Staatsfreiheit politischer Parteien verletzt. Zwar erkannten die Richter an, dass die Digitalisierung eine einschneidende Veränderung der politischen Rahmenbedingungen darstellt. Sie rechtfertigten damit auch grundsätzlich eine Überprüfung und Anhebung der Finanzierung, doch genau hier zog das Bundesverfassungsgericht eine klare Linie: bei der Höhe der Anhebung bestünde zwar ein Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, dieser müsse jedoch nachvollziehbar, empirisch und transparent begründet werden. Die Reform von 2018 genügte diesen Anforderungen nicht. Die damalige Gesetzesbegründung blieb pauschal, abstrakt und letztlich unzureichend.

			Nun wären Parteipolitiker keine Parteipolitiker, wenn sie dafür nicht eine Lösung finden würden. Und so korrigierte die Folgeregierung, die Ampel, diesen Fehler im Eiltempo, ließ sich eine ausführliche Begründung einfallen und beschloss die Erhöhung selbstverständlich rückwirkend ab 2018. 

			Prinzipien mit Ablaufdatum

			Fast alle Parteien stimmten dem jetzt zu, auch die, die 2018 noch lautstark in der Opposition gegen die Anhebung protestiert und das Verfassungsgericht angerufen hatten. Gewisse Kreise im Deutschen Bundestag sind einfach herrlich meinungsflexibel, wenn sie von der Oppositions- auf die Regierungsbank wechseln. Zudem drohten den Parteien Rückzahlungen in Millionenhöhe – und das wollte niemand riskieren. Dann doch lieber dem Steuerzahler in die Tasche greifen. Kleiner Fakt am Rande: Die Schatzmeister aller Parteien, die Geld vom Staat erhalten hatten, stimmten im Vorfeld dieser Erhöhung der staatlichen Teilfinanzierung zu. Also auch die Schatzmeister der Parteien, die nicht im Bundestag vertreten waren bzw. dort dagegen stimmten, wie z. B. die AfD. Ein herrliches Theater für das Volk – Geld stinkt eben nicht.

			Julia Klöckner von der CDU betonte diesen Zusammenhalt in ihrer damaligen Rede:

			»Liebe Kolleginnen und Kollegen,

			der vorliegende Gesetzentwurf ist von einem breiten Konsens getragen. (…) Die Sicherung der Parteiendemokratie geht uns alle an, nicht nur als Vertreterinnen und Vertreter der Parteien, sondern auch als Demokratinnen und Demokraten, die an den Wert einer freien und pluralen Gesellschaft glauben. Mir ist klar, was nachher von denjenigen, die das Gesetz ablehnen, eingeworfen und angeführt wird. Das ist auch Ausdruck dessen, dass man eben kein Interesse an dieser Pluralität, an dieser Offenheit hat.«3

			Wer also nicht möchte, dass die Parteien sich in einem fort selbst bereichern und dem Steuerzahler immer mehr Geld rauben, der nimmt in Kauf – so muss man Frau Klöckner verstehen –, dass die Demokratie Schaden nimmt. Und ja, für diese absurde Aussage gab es Applaus.

			Es war einer der vielen Momente im Deutschen Bundestag, die mir gezeigt haben, was den meisten Abgeordneten tatsächlich wichtig ist und es sind weder ihre Wahlversprechen noch das Wohl der Steuerzahler.

			2024 wurde die absolute Obergrenze der staatlichen Parteienfinanzierung übrigens auf über 219 Millionen Euro erhöht, diesmal ganz ohne Ärger und Prozess. 2025 waren es dann schon 225 Millionen Euro. Und auch in den kommenden Jahren wird eine Erhöhung die nächste jagen, solange keine Bundesregierung an die Macht kommt, die sich selbst, die Parteien und den Staat beschränken will.

			Die staatliche Parteienfinanzierung ist aber nur ein Teil des großen Kuchens, den sich die Parteien jedes Jahr teilen. Zur staatlichen Finanzierung kommen die Mitgliedsbeiträge, zudem Spenden und die Zahlungen an parteinahe Stiftungen. Frei nach dem Motto: Genug ist nie genug.

			Unser Land leistet sich dabei das intransparenteste Parteispendensystem in Europa. Es gibt keine Obergrenze für Parteispenden und je mehr Spenden eine Partei einnimmt, desto mehr Zuschüsse erhält sie vom Staat.

			Die fehlende Obergrenze hat Konsequenzen: Wer reich ist und viel spendet, kauft sich den Zugang zu Parteien und deren Politik. Denn Unternehmer spenden selten aus reiner Nächstenliebe, sie wollen Ergebnisse sehen – Ergebnisse, die in ihrem Sinne sind. Demokratisch ist das nicht. Im Gegenteil, Klientelpolitik und Gesetze zugunsten einer kleinen, privilegierten Gruppe sind vor­programmiert. Einige munkeln sogar, dass sich die eine oder andere Regierung Gesetze einfach hat diktieren lassen. Das erspart die eigene Arbeit und sichert auch in Zukunft hohe Spendensummen. Und so wird viel zu oft nicht nach dem eigenen Gewissen entschieden, sondern nach massiven Einflüssen von außen. Im Lobbyregister des Bundestages waren im August 2024 insgesamt 5 764 aktive Interessenvertreter und 33 200 Personen eingetragen, die regelmäßig versuchten, Einfluss auf die Politik zu nehmen – das sind sage und schreibe rund 45 Lobbyisten pro Bundestagsabgeordneten.4 Es ist fast so, als hätte jeder Abgeordnete einen kleinen eigenen Fanclub, der ständig an der Tür klopft, Einladungen ausspricht und gelegentlich die Kaffeekasse auffüllt.

			Jeder, der einer Lobbytätigkeit nachgeht und gleichzeitig Mitgliedschaften, Funktionen oder Ämter im Bundestag, in der Bundesregierung oder in der Bundesverwaltung innehat – ja, das gibt es! –, muss dies nach dem Lobbyregistergesetz angeben.5 Bei einem Blick auf die entsprechende Liste stellt man fest, dass in den letzten fünf Jahren 863 Personen aus Parlament, Regierung oder Verwaltung in die organisierte Interessenvertretung wechselten oder beide Rollen auf sich vereinten.6 Eine einzige große Net­work­ing-Party! Dass Tätigkeiten auf Landes- und Kommunalebene sowie auf Ebene der EU vom Gesetz nicht erfasst werden, verdeutlicht, dass das Lobbyregister nicht das tatsächliche Ausmaß politischer Einflussnahme abbildet, sondern nur den politisch genehmigten Ausschnitt davon.

			Die Vernetzung zwischen denen im Bundestag und denen, die gern Einfluss nehmen wollen, ist eng und ertragreich. Aber ich möchte hier nicht falsch verstanden werden: Es macht durchaus Sinn, dass sich Abgeordnete über Sachthemen informieren und dafür auch den Austausch mit Verbänden und Firmen suchen. Die haben oft das Fachwissen, das den Politikern fehlt. Der Bürger darf jedoch erwarten, dass sich Abgeordnete und Regierung vielseitig informieren und nach diesen Gesprächen ihre eigenen Gedanken machen und nicht blind irgendwelchen Lobbygruppen nach dem Mund reden. Und genau das funktioniert eben nicht so, wie man sich das wünscht. Man denke nur an die Denkfabrik Agora Energiewende und den Klüngel im Wirtschaftsministerium unter Robert Habeck. Die CSU sprach damals sogar von »Clan-Strukturen«.

			Wer spendet, das erfährt die Öffentlichkeit auch erst ab Spenden über 10 000 Euro – denn unterhalb dieser Grenze müssen die Namen der Spender nicht öffentlich gemacht werden. Das führte dazu, dass im Jahr 2022 die Herkunft von 77 Prozent der Zuwendungen an Parteien anonym blieb. Zum Beispiel beim Spendendinner von Jens Spahn mitten in der Corona-Zeit (während er öffentlich den Verzicht auf Geselligkeit forderte). Teilnehmer des Dinners wurden gebeten, nur maximal bis zu 9 999 Euro zu spenden, damit diese Spenden nicht offiziell gemeldet werden müssen. Herr Spahn weiß halt, wie es geht. Der Fall zeigte: Jeder ist sich selbst der Nächste, jeder nimmt, was er kann und nur weil etwas den Bürgern verboten wird, heißt es nicht, dass dieses Verbot automatisch auch für Politiker gilt. All das habe ich im Bundestag recht schnell gelernt. Nicht zuletzt in der Corona-Zeit, als aus so einigen Büros nach Dienstschluss deutliche Partygeräusche zu vernehmen waren, während die Bürobesitzer den Menschen außerhalb des Bundestages erklärten, wer sich mit wem nicht mehr treffen darf – und dass das Lesen eines Buches auf einer Parkbank illegal sei. Manche sind eben gleicher als die anderen.

			Eine weitere Möglichkeit, um an staatliche Zuschüsse zu gelangen, ist die Zahlung von Mandatsträgerabgaben, die jeder Mandatsträger an seine Partei überweisen muss. Diese sind zwar theoretisch freiwillig, aber wer wiedergewählt werden will, tut gut daran, sich freiwillig an diese Regeln zu halten. Es fließen also Steuergelder an die Mandatsträger – und die geben einen Teil davon als »Spende« an die eigene Partei weiter. Die Mandatsträger können diese Zahlungen wiederum selbst von der Steuer absetzen und die Partei bekommt außerdem für die Einnahme der Spende einen Zuschuss vom Staat: Für jeden Euro 45 Cent – und das bis zu einer Gesamthöhe von 3 300 Euro pro Person und Jahr. Das ist nichts anderes als verschleierte staatliche Parteienfinanzierung. Und so passiert es in allen Bereichen der Partei. Ein Funktionär finanziert eine Veranstaltung in seinem Kreisverband? Der Kreisverband zahlt, der Funktionär spendet, der Staat bezuschusst. Auf diese Weise steigen die Parteivermögen Jahr für Jahr auf stattliche Höhen, finanziert vom deutschen Steuerzahler – zum Glück gibt es immer genug Arbeitnehmer am Ende des Geldes.

			Immer beliebter wird das sogenannte Sponsoring, da es einige Vorteile mitbringt. Die Parteien bieten Firmen an, sich mit einem Stand oder Banner auf ihrem Parteitag zu präsentieren, wofür die Firmen selbstverständlich zahlen. Sponsoring muss noch nicht vor der Allgemeinheit offengelegt werden7 – und man kann es steuerlich absetzen. Win-win für alle: Firmen und Verbände bekommen einen direkten Zugang zu Spitzenpolitikern, die Ausgaben dafür setzen sie ab und die Parteien haben eine zusätzliche Einnahmequelle und decken damit vor allem die Kosten ihrer Parteitage. So haben zum Beispiel die Grünen allein bei ihrem Parteitag im November 2024 in Wiesbaden durch Sponsoring und das Vermieten von Ausstellungsflächen 305 475 Euro eingenommen.8

			Besonders absurd wird es dann, wenn staatlich kontrollierte Unternehmen Parteisponsoring betreiben – wie beispielsweise die Deutsche Bahn, die auf Parteitagen Ausstellungsflächen mietet. Als Staatskonzern sind ihr offizielle Spenden an Parteien verboten, aber gegen die Anmietung von Informationsständen auf Parteitagen sagt keiner etwas. Auf diese Art bezuschusste die Deutsche Bahn verschiedene Parteitage von CDU, CSU, FDP, SPD und Grünen zwischen den Jahren 2014 und 2023 mit insgesamt 221 931,25 Euro.9 Aber natürlich wird die parteipolitische Neutralität nach Maßgabe der gesetzlichen Vorgaben gewahrt – so sagt die Deutsche Bahn. Wieso ein verschuldeter Staatskonzern (Regierungs-)Parteien unterstützt, ist nicht zu verstehen und es ist meiner Meinung nach auch nicht zu rechtfertigen. Übrigens lassen sich auch die Deutsche Telekom und die Deutsche Post nicht lumpen, wenn es um das Sponsoring bei Parteitagen geht. Auch an diesen Unternehmen ist der Bund immer noch mehrheitlich beteiligt. Es wäre an der Zeit, dieser Praxis einen Riegel vorzuschieben und solche Zahlungen zu verbieten.

			Wenn Sie jetzt denken, langsam ist es doch genug mit den Zahlungen an die Parteien, schließlich sind das unsere Steuergelder, dann haben Sie zwar Recht, aber mit der staatlichen Parteienfinanzierung, den Spenden und dem Sponsoring ist es immer noch nicht getan. Auch parteinahe Stiftungen wollen ihren Teil vom Kuchen und bekommen ihn.

			Die Gesamthöhe der Förderung der politischen Stiftung durch den Bund belief sich im Jahr 2023 auf stolze 697 Millionen Euro.10 Ein ordentlicher Batzen Geld, von dem über unzählige Verflechtungen auch – und gerade – die Parteien in erheblichem Umfang profitieren.

			Wie viel die parteinahen Stiftungen bekommen, bestimmen die im Bundestag vertretenen Parteien praktischerweise auch wieder selbst – die Mittel werden im Bundeshaushalt von einer Handvoll Auserwählter hinter verschlossenen Türen festgelegt. Die Höhe? Stieg bisher kontinuierlich an, ohne dass der Finanzbedarf je hinterfragt wurde. Selbstbedienung – wieder einmal – leicht gemacht. Was die Stiftungen so mit ihrem Geld machen? Sie unterhalten zum Beispiel 380 Auslandsbüros mit knapp 460 Mitarbeitern.11 Für viele gescheiterte und aus dem Amt ausgeschiedene Mandatare findet sich bei den Stiftungen später also immer ein Job – das ist sozusagen ein »Plan B« mit garantierter Anstellung. Klappt es nicht mehr mit der aktiven Politik, schickt man den Mann eben zur Stiftung ins Ausland. So schafft man Platz und tröstet den sonst nicht mehr vermittelbaren Kollegen mit einem guten Stiftungsjob im Warmen – bei gutem Gehalt, versteht sich.

			Andere Länder sind da weniger großzügig. Zum Vergleich: In Österreich erhielten die »Parteiakademien« zwischen 2014 und 2023 konstant nur bescheidene 10,5 Millionen Euro Förderung. Sicher, Österreich ist kleiner als Deutschland, aber eine Differenz von 685 Millionen Euro lässt sich selbst mit der besten Ausrede nicht rechtfertigen. Es ginge also durchaus kleiner und billiger – wenn es gewollt wäre. Aber unsere Parteien wollen leider nicht.

			Weil diese Geldmengen immer noch nicht genug sind, kommen jetzt noch die Gelder für die Fraktionen im Bundestag obendrauf. Denn die sollen – theoretisch – unabhängig von den jeweiligen Parteien arbeiten. Und auch diese Zahlungen steigen jedes Jahr, weil es keine Obergrenze gibt. Im Jahr 2023 beliefen sich die Zahlungen an die Fraktionen im Etat des Deutschen Bundestages auf über 126 Millionen Euro. Im Jahr 2024 waren es bereits rund 140 Millionen – zusätzlich zu den Sachleistungen wie Büroräume, Fahrdienst, Wissenschaftlichem Dienst et cetera. Diese Fraktionsgelder dürfen zwar nur für Fraktionsausgaben und nicht für die Parteien verwendet werden, aber so genau nimmt man es im Bundestag nicht. Und so stellte der Bundesrechnungshof im Prüfbericht 2024 nüchtern fest, »dass die Fraktionen Mittel bei der Nutzung sozialer Medien überwiegend zweck- und damit regelwidrig – auch für Parteiaufgaben – verwenden.« Hierbei handelt es sich nicht um Einzelfälle, das Problem hat systemische Ursachen: Die Fraktionen haben ein eigenes Interesse, dass ›ihre‹ Parteien bei der nächsten Wahl gut abschneiden. Anders als die staatliche Finanzierung der Parteien ist die staatliche Finanzierung der Fraktionen in der Höhe nicht begrenzt. Die Fraktionen bewilligen sich ihre für Fraktionsaufgaben zu verwendenden Mittel im Parlament selbst. Deshalb besteht die Gefahr, dass sich die Fraktionen im Ergebnis übermäßig viele (Fraktions-)Mittel bewilligen, mit denen sie über ihre Aufgaben hinaus auch Parteiaufgaben wahrnehmen.12 Da wirksame Sanktionsmittel gegen solche Verstöße fehlen, wird sich auch in Zukunft wenig daran ändern.

			Den Parteien in Deutschland geht es also gut. Sehr gut sogar. Sie bedienen sich fröhlich beim Steuerzahler, lassen sich ungern in die Karten schauen und wenn das Geld knapp wird, wird nicht etwa gespart, sondern sich kurzerhand die Zuwendungen erhöht.

			Der erbeutete Staat – oder: Keiner verzichtet freiwillig

			Und dabei ticken alle gleich. In der Opposition wird gegen jede Erhöhung gewettert, sobald die Protagonisten aber selbst an der Regierung sind, wollen sie davon nichts mehr wissen und greifen selbst kräftig zu. Die Empörung der Oppositionsparteien ist daher meist nicht mehr als reines Theater. Sie können fröhlich gegen die jeweilige Regierung schießen und sich den Wählern als verantwortungsvolle Alternative präsentieren, wohl wissend, dass die Erhöhung sowieso kommt und die dann auch von allen gern mitgenommen wird. Egal wer regiert, das installierte System macht es den Parteien und ihren »Volksvertretern« leicht, aus dem Vollen zu schöpfen. Und keiner verzichtet freiwillig.

			Die Parteien haben sich den Staat zur Beute gemacht. Sie haben ihn sich einverleibt und halten sich mittlerweile fast ausschließlich mit staatlichen Geldern am Leben. Dabei war das mal anders. In den Anfangsjahren unserer Bundesrepublik kam niemand auf die Idee, dass sich Parteien vom Steuerzahler finanzieren lassen sollten. Das setzte sich erst Ende der Fünfzigerjahre durch. 1959 gab es zum ersten Mal 5 Millionen Mark als Zuschuss »zur Förderung der politischen Bildungsarbeit der Parteien«13, wie es damals hieß. Nur fünf Jahre später waren es schon beachtliche 38 Millionen Mark – und von da an gab es kein Halten mehr. Und es wird auch in Zukunft kein Halten geben, wenn die Parteien ihre Finanzierung weiterhin selbst bestimmen dürfen und die Bürger sich das wortlos gefallen lassen.

			Aber es sind nicht nur die Parteien, die in süßem Steuergeld schwelgen. Auch die Mandatsträger kassieren ordentlich ab. Und für so manchen ist das Ansporn genug, auch einmal in einem Parlament sitzen zu wollen.

			Der Bundestagsabgeordnete: Eine seltsame Lebensform

			Viele Bundestagsabgeordnete landen früh im System. Während der Schule, der Ausbildung oder der Universität engagieren sie sich politisch, klettern die Parteikarriereleiter hoch, sind in der Kommunalpolitik aktiv, arbeiten vielleicht für einen Abgeordneten – und irgendwann ist es dann so weit: Sie sind selbst an der Reihe, um in den Bundestag einzuziehen. Natürlich gibt es auch Quereinsteiger, bunte Vögel, Menschen, die aufgrund ihrer Biografie hervorstechen, deren Geschichte automatisch zu einem Kandidaten macht, der sich den Wählern gut »verkaufen« lässt. Und siehe da, er landet weit vorne auf der Liste.

			Eine besondere Ausbildung braucht ein Mitglied des Bundestages (MdB) nicht, was sich durchaus bemerkbar macht – leider. Doch dazu kommen wir später.

			Ein MdB verdient derzeit 11 833,47 Euro14 im Monat. Hinzu kommt die steuerfreie Aufwandspauschale von 5 349,58 Euro. Macht zusammen stolze 17 183,05 Euro monatlich. Viel Geld für Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, wenig für Spitzenleute aus der Wirtschaft. Dieser Umstand erklärt so manche Personalie im Deutschen Bundestag und in der Regierung – und allzu oft auch den mangelnden Sachverstand.

			Die Diät wird selbstverständlich versteuert, ein bisschen Realität muss dann doch sein. Allerdings zahlen Bundestagsabgeordnete nicht in die Rentenkasse ein. Dennoch erwerben sie jedes Jahr einen Anspruch auf eine Altersentschädigung in Höhe von 2,5 Prozent der Abgeordneten-Diät. Das sind derzeit 295,83 Euro pro Jahr – macht zusammen 1 183,32 Euro »Rente« nach nur vier Jahren Arbeit im Bundestag, ohne dafür auch nur einen einzigen Cent eingezahlt zu haben.

			Das ist nicht nur nicht fair. Das ist eine Sauerei.

			Gerade wenn wir bedenken, dass jeder fünfte Rentner in Deutschland nach 45 Arbeitsjahren mit weniger als 1 200 Euro Rente auskommen muss, erklärt sich mir die Wut, die viele im Bauch haben, wenn sie »an die da oben in Berlin« denken.

			Doch mit der Diät allein ist es nicht getan. Für ihre Mitarbeiter, die sie bei der Erledigung ihrer parlamentarischen Arbeit unterstützen, erhalten Bundestagsabgeordnete monatlich 26 650 Euro. Diese Summe bekommen sie jedoch nicht direkt ausgezahlt, die Abrechnung der Gehälter erfolgt durch die Bundestagsverwaltung. Wie sie die mehr als 26 000 Euro aufteilen, bleibt aber ­jedem Abgeordneten selbst überlassen. Vier bis fünf echte Profis im Büro oder zehn kostengünstige Angestellte im Homeoffice – jeder wie er will.

			Böse Zungen behaupten, dass sich so mancher Abgeordnete mit Arbeitsverträgen die Gunst zu Hause im eigenen Wahlkreis erkauft. Eine kleine Menge an Minijobs, strategisch günstig verteilt im Kreis- und Landesverband, kann schon mal wichtige innerparteiliche Stimmen bei der nächsten Aufstellung sichern. In meiner ersten Legislaturperiode kam es sogar vor, dass in einer Fraktionssitzung darauf hingewiesen werden musste, dass Abgeordnete auch Mitarbeiter in Berlin beschäftigen müssen und nicht nur Jobs im Wahlkreis verteilen dürfen. Der Bundesrechnungshof hätte damit dann doch Probleme. Wie der entsprechende Kollege seine Arbeit in Berlin bis dahin ohne einen einzigen Mitarbeiter vor Ort erledigen konnte? Das wird wohl sein Geheimnis bleiben. Für den einen oder anderen ist die Tätigkeit im Parlament aber auch gar nicht so wichtig. Die Machtsicherung innerhalb der Partei hat oberste Priorität, denn die sichert wiederum die Wiederwahl als Direkt- oder Listenkandidat. »Berlin ist mir sowas von egal, hier vergeude ich nur meine Zeit«, gestand mir mal ein Kollege freimütig. Er setzt eben Prioritäten und zog daher 2025 zum dritten Mal in den Bundestag ein.

			Apropos Prioritäten. Es war die zweite oder dritte Sitzungswoche 2017, als ich einen Fraktionskollegen vor der Dorotheenstraße 93 traf, jener Adresse, an der einige von uns neuen AfD-Abgeordneten provisorisch untergebracht waren, bis unsere richtigen Büros bezugsfertig waren. Er kam gerade vom MediaMarkt. Dorthin hatte er sich mit zwei Kollegen aus seinem Landesverband vom Fahrdienst des Deutschen Bundestages fahren lassen, um eine Kaffeemaschine für knapp unter 1 000 Euro zu kaufen und diese, ebenfalls mit dem Fahrdienstauto, zurück ins Büro zu transportieren. Dass diese unterhalb von 1 000 Euro kosten sollte, war wichtig, denn das war die Obergrenze, die wir damals pro Gerät von unserem KoSa-Konto abrechnen konnten. KoSa: das ist das sogenannte »Konto für Sachleistungen« – jedem Bundestagsabgeordneten stehen jährlich zusätzlich bis zu 12 000 Euro für Büro- und Geschäftsbedarf zur Verfügung. Auch dieser Betrag wird nicht in bar ausbezahlt. Der Abgeordnete geht in Vorleistung und bekommt das Geld – nach positiver Prüfung durch das Referat PM2 – wieder zurück.

			In meiner Naivität bin ich davon ausgegangen, dass wir davon Büromaterial, Handys, Laptops, Bücher, Briefpapier, Visitenkarten, Websites und so weiter finanzieren würden, auf eine Kaffeemaschine für knapp 1 000 Euro wäre ich nicht gekommen. Schon gar nicht in einer der ersten Wochen im Bundestag, denn von der festgelegten Obergrenze von 1 000 Euro wusste ich zu der Zeit noch nichts. Ich war seinerzeit vollauf damit beschäftigt, mich in meinem neuen Job zurechtzufinden. Meine Prioritäten lagen irgendwie anders und ich kann sagen, dass es auch in all den Jahren danach keine 1 000-Euro-Kaffeemaschine in mein Büro geschafft hat.

			Es ist ja nur das Geld der anderen

			Ich gebe zu, dass mich dieses Gespräch mit dem Kollegen, dem Berlin gleichgültig war, nachhaltig beeindruckt hat – nicht im positiven Sinne –, denn es zeigte mir zum ersten Mal, welche Arbeitsauffassung manche Kollegen hatten: Für solche Mandatare hat es oberste Priorität, alles rauszuholen, was geht – und bis an die Grenze zu gehen. Frei nach dem Motto: Wenn man schon die Chance hat, dann muss man auch zuschlagen – und es kostet ja nicht das eigene Geld. Dass das von Mitgliedern einer Oppositionspartei kam, die doch eigentlich angetreten war, alles anders zu machen, beschäftigte mich erst recht. Denn wenn das bei einer neuen Partei wie der AfD schon so ist, wie verhält es sich dann erst bei denjenigen, die schon ewig dabei sind? Der betreffende Kollege hat sich in der neuen Legislaturperiode dann übrigens eine neue Maschine gekauft, das Vorgängermodell nahm er mit zu sich nach Hause.

			Ein anderes Mal hörte ich, dass sich ein Abgeordneter Büromobiliar für zu Hause gegönnt hatte. Das soll so teuer gewesen sein, dass er sein KoSa-Konto überziehen musste. Eigentlich ist es nicht erlaubt, das Geld für solche Zwecke zu verwenden, aber eine Unterschrift genügt und schon ist offiziell bestätigt, dass diese Möbel selbstverständlich dienstlich im Wahlkreis genutzt werden. Denn das Wort eines Abgeordneten gilt etwas in Berlin, mit diesem guten Leumund lassen sich bestimmte Vorgaben umgehen und Probleme ganz leicht lösen. Wie gesagt: Nehmen, was geht. Und es wird einem leicht gemacht.

			Besonders viel wird im November »genommen«, denn Mitte dieses Monats rückt der berühmte Stichtag für die Abrechnungen näher heran. Alles, was bis dahin von den 12 000 Euro nicht ausgegeben wurde, verfällt und deswegen wird in jedem Büro fleißig bestellt. 

			Meist geht das unauffällig und leise vor sich, wenn, ja wenn, jemand nicht versehentlich die Beantwortung einer E-Mail an alle versendet. Dann wird es richtig peinlich. So geschehen im Oktober 2019. Wie immer erreichte uns eine elektronische ­Erinnerungsnachricht des Referats »Zentrale Bedarfsdeckung und Logistik«: Achtung, die Deadline nähert sich, alle Bestellungen, die danach getätigt werden, können wir 2019 nicht mehr berücksichtigen. So weit, so gut und so wie immer.

			Doch kurz darauf flatterte eine weitere Mail in unser Postfach. Diesmal von der CDU-Bundestagsabgeordneten Antje Lezius15: »Also, jetzt geht’s ans Einkaufen. Bitte Plan erstellen, was wann wer für wen beschafft werden muss. Danke.« Die Mail war eigentlich für ihre Mitarbeiter gedacht, durch einen falschen Klick landete sie jedoch bei allen – und ich meine wirklich allen. Bei allen Abgeordneten, bei allen Mitarbeitern in Berlin und bei allen Mitarbeitern in den Wahlkreisen – mehr Publikum kann man nicht haben.

			In meinem Büro schwankten wir zwischen Lachen, Kopfschütteln und ein bisschen Fremdscham – und mein Büroleiter konnte sich eine Antwort nicht verkneifen:

			»Liebe Frau Lezius,

			ich wünsche mir ein Pony!

			Liebe Grüße

			Dominik Class«

			Die Antwort eines weiteren Mitarbeiters irgendwo in Berlin ließ nicht lange auf sich warten:

			»Warum so bescheiden? Wir wollen kein kleines Pony, wir wollen den ganzen Ponyhof.«

			Ich bin mir sicher, dass diese Mails in allen 709 Abgeordnetenbüros die Lacher des Tages waren. Aber eigentlich zeigt dieser Vorfall lediglich, dass wir ein Problem haben und dringend über die Kostenpauschale, ihre Verwendung und entsprechende Nachweise reden müssen.

			Nicht mehr kaufen dürfen sich MdBs übrigens Luxus-Schreibgeräte wie Mont-Blanc-Füller. Das wurde ihnen 2010 verboten, als bekannt wurde, dass mehr als 100 Abgeordnete Luxus-Füller für mehr als 68 000 Euro bestellt hatten – mit einem sehr kreativen Timing: Wenige Tage vor ihrem Ausscheiden aus dem Bundestag. Für die Arbeit im Bundestag waren sie also sicher nicht mehr gedacht. Als sie erwischt wurden, schoben einige der Abgeordneten die Bestellungen eiskalt auf ihre Mitarbeiter. Sie selbst wüssten nichts davon, die Mitarbeiter hätten die Bestellungen getätigt. Was für eine lächerliche Ausrede! Und charakterlich bedenklich ist so ein Verhalten noch dazu. Die Schuld auf Angestellte zu schieben, die sich nicht wehren können, gehört sich schlicht nicht.

			Scheidet ein Abgeordneter aus dem Bundestag aus, hat er Anspruch auf ein nicht gerade bescheidenes Übergangsgeld. Für jedes Jahr im Bundestag bekommt er einen Monat Übergangsgeld in voller Höhe der Abgeordnetenentschädigung. Dieses Geld soll den Wiedereinstieg ins normale Berufsleben erleichtern.

			On top reisen die Bundestagsabgeordneten kostenlos erster Klasse mit der Bahn oder fliegen per Business Class quer durch Deutschland. In Berlin steht jederzeit der Fahrdienst bereit. 

			Wir sehen, ein Abgeordneter kostet den Steuerzahler im Jahr viel Geld. Rechnen wir das doch noch mal durch:

			
					142 001,64 Euro für seine Diät 

					64 194,96 Euro für die steuerfreie Kostenpauschale

					319 800,00 Euro für seine Mitarbeiterpauschale

					12 000,00 Euro für die Büropauschale

			

			Das macht sage und schreibe: 537 996,60 Euro pro Jahr!16 Und dann sind da noch die Reisen, die Büros und deren Ausstattung in Berlin und so weiter – zusammen summieren sich die Kosten auf weit über eine halbe Million Euro im Jahr. Wohlgemerkt: Pro Abgeordneten! Wir haben derzeit 630 Abgeordnete im Deutschen Bundestag. Die Gesamtrechnung überlasse ich Ihnen, lieber Leser.

			Deutschland hat übrigens das drittgrößte Parlament der Welt, nur das in China (2 977) und in Großbritannien (650) ist größer. Das ist absurd! Und wie sieht es im Rest der Welt aus? In den USA sitzen lediglich 435 Mitglieder im Repräsentantenhaus, in Italien 400 Abgeordnete in der Abgeordnetenkammer, 577 Abgeordnete haben in der Nationalversammlung Frankreichs Platz und rund 350 Abgeordnete füllen das spanische Parlament.

			In Spanien verdienen die Abgeordneten auch erheblich weniger als in Deutschland. Nur 36 608 Euro erhalten sie im Jahr. In Frankreich liegt der Verdienst bei 67 479 Euro, in Großbritannien bei 108 000 Euro und in Italien bei 125 220 Euro.17 Deutsche Bundestagsabgeordnete verdienen also im internationalen Vergleich sehr gutes Geld. Und trotzdem ist das manchem nicht genug, denn anders lassen sich die ganzen Skandale der letzten Jahre nicht erklären. Ob Maskendeal, Aserbaidschan-Affäre oder diverse Spendenaffären – Fälle von Korruption, Bestechung und Untreue gibt es immer wieder und in allen Parteien. Mehr als einmal saß ich fassungslos im Plenum, weil wieder einmal die Immunität eines Kollegen aufgehoben wurde, der vor allem seinen eigenen Vorteil im Auge hatte. Besonders dreist waren CSU-Politiker, die sich mitten in der Corona-Zeit Millionenprovisionen für die Vermittlung von Schutzmasken sicherten. Die Rechtslage ließ das damals zu, die beiden Kollegen durften das Geld nach einem gewonnenen Prozess behalten und wurden nicht bestraft. Moralisch unterirdisch, aber angesichts des Geldregens dürfte ihnen das herzlich egal gewesen sein.

			Der Bundestag kostet im Jahr über eine Milliarde Euro

			Es fließt also viel Geld für die Abgeordneten. Doch im Vergleich zu anderen Zahlen nimmt sich das fast bescheiden aus. Denn wenn wir alle Ausgaben des Bundestages zusammenrechnen, kommen wir für das Jahr 2024 auf die beeindruckende Summe von 1,24 Milliarden Euro – so hat es jedenfalls der Bund der Steuerzahler errechnet. 2026 sollen die Kosten sogar bei 1,3 Milliarden liegen – und das, obwohl mehr als 100 Abgeordnete weniger im Parlament sitzen. Der Grund dafür ist die stetig wachsende Verwaltung, die auch der Bundesrechnungshof nicht mehr nachvollziehen kann.

			Der Bundestag nutzt mittlerweile 32 verschiedene Liegenschaften in Berlin mit insgesamt 6 300 Büros. Mit dem Erweiterungsbau des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses kommen noch einmal 300 dazu. Eigentlich, so sagt der Bund der Steuerzahler, würden aufgrund der gesunkenen Abgeordnetenzahl rund 500 Büroräume nicht mehr benötigt. Doch der Bundestag denkt gar nicht daran, sie abzubauen, stattdessen stehen jetzt jedem Abgeordneten vier statt bisher drei Büros zur Verfügung.

			Und das ist nur der Wahnsinn im Bundestag, dazu gesellen sich noch der Bundesrat, 16 Länderparlamente, der Regierungsapparat – und natürlich die Parteien. Deutschland lässt sich die Politik etwas kosten und die Leidtragenden sind die Bürger, die den gesamten Unterhalt erarbeiten müssen.

			Viele Abgeordnete, Amtsträger und Funktionäre sind schon so lange dabei, dass sie darin gar kein Problem sehen – sie kennen es schlicht nicht anders. Deswegen lehnen sie Vorschläge für Veränderungen rigoros ab. Kein Wunder, sie sind davon abhängig, dass das System funktioniert. Nur so können sie ihre Macht und ihren Lebensstil bewahren. Teilweise werden solche Abhängigkeiten sogar bewusst geschaffen, um Leute in der Hand zu haben. Wer als junger Mensch in diesen Politik-Organismus hineingezogen wird und außer Politik nichts lernt, der muss und will dabeibleiben, denn die Welt außerhalb der politischen Blase ist rauer und härter, erst recht, wenn ein Abschluss oder Erfahrungen in der freien Wirtschaft fehlen. Und um dabei zu bleiben, muss man sich anpassen, gehorchen und folgen – da gehen die Ideale schnell verloren und das Gewissen gleich mit.

			Alle sind Teil des Systems und profitieren davon. Und deswegen wollen alle, sobald sie im System angekommen sind, daran festhalten – koste es, was es wolle und völlig egal, was sie vorher lautstark und voller Enthusiasmus versprochen haben. Ich habe selbst gesehen und erlebt, wie Kollegen, die voller Motivation, getrieben von dem Willen, etwas zum Positiven zu bewegen, in den Bundestag eingezogen sind, und nach einiger Zeit ihre Prioritäten neu ausgerichtet haben. Plötzlich ging es nicht mehr um das große Ganze, sondern nur noch darum, wiedergewählt zu werden, auf die Liste zu kommen – und schon begannen die innerparteilichen Schlammschlachten und Intrigen. Das Wohl des Landes spielte nur noch die zweite Geige. Das waren die Momente meiner politischen Laufbahn, die mir am meisten Frust bereiteten. Vor allem, wenn es Mitstreiter aus den eigenen Reihen waren, die sich von Idealisten zu Opportunisten wandelten, um die nächste parteiinterne Wahl zu gewinnen. »Manchmal muss man eben mit den Wölfen heulen, Joana«, sagte mir mal ein Landessprecher. Ich finde: Nein, das muss man nicht!

			Wenn wir die Politik wirklich ändern wollen, wenn wir möchten, dass sich Politiker wirklich um das Land, um die Probleme der Menschen kümmern, dann müssen wir diese Selbstbedienungsmentalität aufbrechen. Wir sollten endlich über die Parteienfinanzierung reden, über Diäten und über die Kosten des gesamten politischen Theaters. Wir brauchen Transparenz, Kontrolle und ein Stopp des Raubes von Steuerzahlergeld, das heißt Streichung der Gelder, Anpassung der Diäten, eine massive Verkleinerung des Bundestages, nicht nur in Bezug auf die Abgeordneten, sondern auch des ganzen Apparates. Wir brauchen ehrliche Diskussionen und Menschen, die in die Politik gehen, die es nicht nötig haben, sich zu bereichern, die aber etwas bewirken und verändern wollen. Vor allem aber brauchen wir weniger Politik.

			Wir leben in einem großartigen Land, die Art und Weise, wie bei uns Politik gemacht wird, ist jedoch ein Problem – und um das zu ändern, müssen wir zuerst über Geld sprechen. Wir müssen es den Parteien wegnehmen und dem System entziehen.

			




Kapitel 2

			




Mehr Schein als Sein: Über das Wesen der Volksvertreter und ihre – allzu oft fehlende – Qualifikation

			Stellen Sie sich vor, Sie laufen nichtsahnend durch die Gänge des Bundestages und stolpern plötzlich über einen Abgeordneten, der sich vor einer Handykamera zum Affen macht, verzweifelt bemüht, eine Tanzchoreografie locker flockig und grinsend rüberzubringen. 

			Nein, das ist keine wilde Idee von mir – das passiert wirklich, wöchentlich, live und in Farbe. Auch ich hatte schon das zweifelhafte Vergnügen, eine solche Produktion im Entstehen zu beobachten. Das einstige Hohe Haus ist zur Influencer-Bühne geworden.

			Emilia Fester, 26-jährige Abgeordnete der Grünen, tanzte sich in der letzten Legislaturperiode auf TikTok durch die Politik. Es gab offenbar kein Thema, das sich nicht in ein paar Tanzschritten oder einem Lip-Sync-Kurzvideo pressen ließ. Alles locker, alles easy. Ein paar Likes und Herzchen – und schon läuft die Sache. Gleichzeitig offenbarte Frau Fester in einem Interview vor dem Plenarsaal gravierende Bildungslücken: »Ach was, Bismarck war mal Kanzler?« Sie fand es witzig. Die Gründung der Bundesrepublik Deutschland? »1945 – oder ein Jahr später?«. Egal, Haupt­sache das nächste Video trendet, Bildung wird überbewertet.

			Und Fester war nicht allein. Muhanad Al-Halak von der FDP klatschte hüpfend zum Bundeshaushalt, andere FDP-Politiker feierten mit der Kopf-ab-Geste das neue Abtreibungsgesetz – und Falko Mohrs von der SPD versuchte sich an der »Tornado-Challenge«, während seine Kollegin, Derya Türk-Nachbaur, Sozialreformen erklärte. Die Infantilisierung hat den Bundestag längst erreicht. Haben wir es mit Influencern zu tun, die Politik machen, oder mit Politikern, die lieber gefeierte Influencer wären? Die Grenzen verschwimmen, und ich frage mich, ob die nächste Generation von MdBs eher für ihre TikTok-Likes und dummen Videos oder für ihre Leistungen für unser Land bekannt sein werden.

			Ist es das, was die Bürger von Bundestagsabgeordneten erwarten dürfen? Sollte man da nicht mehr verlangen können, gerade angesichts der Tatsache, dass es die Abgeordneten sind, die von den großzügigen Geldern profitieren, die unser System so großzügig an die politische Klasse verteilt?

			Der Weg nach Berlin

			Wie schafft man es eigentlich ins deutsche Parlament? Der Weg zum Bundestagsabgeordneten beginnt oft mit einem frühen politischen Engagement. Viele Abgeordnete haben bereits in der Jugend in Vereinen, auf kommunaler Ebene oder in politischen Jugendorganisationen mitgewirkt. Wenn die Zeit reif ist, wird ein Listenplatz in der eigenen Partei angestrebt. Dann beginnt das große Wettrennen: Der Kandidat ist überall präsent, redet mit den wichtigen Leuten, knüpft Netzwerke, führt Gespräche mit Gift- und Gallespuckern und mit echten Unterstützern, er handelt Deals aus und schluckt dabei so manche Kröte, hält sich mit provokanten Thesen zurück, eckt nicht an, ist selbst zu denen nett, die er am liebsten aus der Partei schmeißen möchte und ganz besonders nett zu denen an der Spitze – nur um sicherzustellen, dass er auf die Liste kommt oder als Direktkandidat nominiert wird.

			Ich kenne Kollegen, die für einen sicheren Listenplatz auch mal von einem Bundesland in das andere gezogen sind, weil sie sich in ihrem Landesverband unbeliebt gemacht haben. Eine andere Taktik besteht darin, »seine« Leute kurz vor der Wahl der Direktkandidaten in einen entsprechenden Wahlkreis ziehen zu lassen, um dort dann die nötige Mehrheit für die eigene Kandidatur oder eine Kandidatur eines Unterstützers zu bekommen. Frühzeitige Planung ist alles. Und je mehr Kandidaten man persönlich erfolgreich unterstützt, desto größer ist später die eigene Macht – und die Abhängigkeit aller Beteiligten. Eine Hand wäscht die andere. Als einmal ein völlig ungeeigneter Kandidat auf die hessische Liste für den Landtag gewählt wurde und ich einen der Strippenzieher im Hintergrund fragte, wieso man ihm um Gottes Willen die Stimme gegeben hat, hieß es lapidar, dass man dafür alle Stimmen aus seinem Wahlkreis für alle folgenden gesetzten Kandidaten bekommt – da kann man auch mit einem Totalausfall auf der Liste leben. Dass dieser Totalausfall dann auf Steuerzahlerkosten fünf Jahre im Parlament sitzt – geschenkt.

			In vielen Fällen braucht es also eine gehörige Portion Selbstdisziplin, Marketing, Strippenziehen, Beziehungen und Opportunismus, um als Kandidat einer Partei aufgestellt zu werden. Was dabei am wenigsten zählt? Die Ausbildung, das Wissen und das Können.

			Stellen Sie sich vor, Sie bewerben sich für einen Job, für den Sie nicht einmal ansatzweise die nötigen Qualifikationen mitbringen und werden trotzdem genommen: Willkommen im Deutschen Bundestag!

			Tatsächlich gibt es für den Beruf des Bundestagsabgeordneten keine formale Qualifikation. Anders als bei den meisten Berufen, in denen ein Studium oder eine Ausbildung Voraussetzung ist und man sich als Bewerber oft fragt, wie man denn all diese Anforderungen auf einmal erfüllen soll, stehen die Türen zum Bundestag und zur Regierung für jeden offen – solange er die richtigen Kontakte und Netzwerke hat und sich in der Politik gut verkauft. Dies führt dazu, dass es Abgeordnete aus den unterschiedlichsten Berufen gibt: vom Juristen über den Kaufmann bis hin zum Lehrer oder der ehemaligen Küchenhilfe.

			2024 kamen von den damals 735 Abgeordneten 216 aus dem öffentlichen Dienst, 109 als Angestellte aus der Wirtschaft, 55 aus der Selbstständigkeit, 146 aus freien Berufen und 125 aus politischen / gesellschaftlichen Organisationen oder direkt aus Abgeordnetenbüros1. Von 84 MdBs lagen in der 20. Legislaturperiode keine Angaben vor – oder sie fielen irgendwie unter Sonstiges.

			Alles in Ordnung, das ist Demokratie. Aber wenn jemand, der noch nie in der freien Wirtschaft gearbeitet und Steuern gezahlt hat, plötzlich die wirtschaftlichen Geschicke eines Landes lenken und Steuern festlegen soll, dann haben wir ein fachliches Problem. Robert Habeck bewies uns jeden Tag aufs Neue, dass man Wirtschaft nicht verstehen muss, um das Wirtschaftsressort führen zu dürfen – und Annalena Baerbock zeigte, dass man auch dann Außenministerin werden kann, wenn man nicht weiß, dass 360 Grad ein Kreis sind, wenn man glaubt, dass in Elektroautos Kobolde sitzen oder dass Länder teilweise Hunderttausende Kilometer voneinander entfernt sind. Wir könnten darüber lachen, aber die Folgen einer völlig inkompetenten Regierung und unfähigen Regierungsparteien im Bundestag bekommt Deutschland gerade schmerzhaft zu spüren.

			Spitzenpolitiker ohne Qualifikation

			Die traurige Entwicklung in Deutschland, dass Leistung nichts mehr zählt, ja der Leistungsgedanke sogar verpönt ist, hat auch vor dem Bundestag nicht Halt gemacht. Die Anforderungen wurden so weit heruntergeschraubt, dass wir irgendwann bei Katrin Göring-Eckardt und Kevin Kühnert gelandet sind – und das meine ich hier nicht persönlich, aber Studienabbrecher ohne längere Berufserfahrung, die die Geschicke dieses Landes lenken, sollten uns allen zu denken geben. Damit keiner merkt, dass man ungeeignet ist, wird der eigene Lebenslauf auch gerne mal »angepasst« und »aufgepimpt«. Frau Baerbock kennt sich damit sehr gut aus – trotzdem wurde sie Außenministerin.2 Aber auch einfache Abgeordnete haben mit geschönten Lebensläufen kein Problem. Wie Arno Bausemer, der für die AfD im Europaparlament sitzt und in seinem Lebenslauf behauptet hatte, dass er Geschäftsführer eines mittelständischen Landwirtschaftsbetriebes sei und eine abgeschlossene Berufsausbildung beim MDR absolviert hätte. Beides war gelogen, er wurde dafür von seiner Partei auch mit einer Ämtersperre für zwei Jahre versehen. Im EU-Parlament sitzt er nichtsdestotrotz, denn eine neue Nominierung lehnte die Parteispitze ab. Auch die langjährige SPD-Bundestagsabgeordnete Petra Hinz hat ihren Lebenslauf aufgehübscht. Sie hatte – entgegen ihren Angaben – weder Abitur noch das juristische Staatsexamen abgelegt.

			Kennen Sie einen anderen Job, in dem jemand ohne Probleme in höchste Positionen befördert wird, obwohl er vorher mit seinem Lebenslauf geschummelt hat? Nein? Ich auch nicht.

			Bäcker, Klempner, Sekretärin, Kaufmann – alle haben sie eine Ausbildung, nur Spitzenpolitiker brauchen keine. Es wird höchste Zeit, das zu ändern. Die Parole »Kreißsaal, Hörsaal, Plenarsaal« muss genauso der Vergangenheit angehören wie »Kreißsaal, absolut nix, Plenarsaal« – und zwar aus Respekt vor dem steuerzahlenden Bürger.

			Als ich in den Bundestag einzog, war mir nicht bewusst, was auf mich zukommt und wie im Bundestag überhaupt gearbeitet wird. Ich habe nach meinem Studium 18 Jahre in der freien Wirtschaft gearbeitet – und war einige Jahre davon selbständig. Das bedeutet lange Arbeitstage, Eigenverantwortung und vor allem: Fehler haben Konsequenzen. Relativ schnell merkte ich, dass sich das Leben eines MdBs ganz massiv davon unterscheidet. Wie viel ein Abgeordneter arbeitet, hängt ganz von ihm ab. Hängt er sich rein, ist der Job eines Bundestagsabgeordneten ein Knochenjob. Und ja, es gibt Abgeordnete, die das tun. Da jagt ein Termin den nächsten, Fraktionssitzungen, Ausschusssitzungen, Plenardienst, Pressegespräche, Veranstaltungen, Teambesprechungen, Bürotätigkeiten – ein durchschnittlicher Arbeitstag in den Sitzungswochen hat da gerne mal 16 Stunden und im Wahlkreis zu Hause geht es weiter. Ich habe mich in der ersten Legislaturperiode von längeren Urlauben, Feierabenden und komplett freien Wochenenden vollends verabschiedet. Anders hätte ich die Arbeit nicht bewältigen können. Es gibt aber auch Abgeordnete, die das ganz entspannt angehen und das System macht es möglich.

			In meinen ersten vier Jahren im Bundestag tauchte gegen Ende der Legislatur eine Auswertung der Arbeit aller AfD-Fraktionsmitglieder auf: Wer hat wie viel Reden gehalten, wie viele Kleine Anfragen gestellt oder die Regierung mit wie vielen schriftlichen Fragen genervt. Die Unterschiede waren enorm. Während einige im dreistelligen Bereich lagen, gab es Kollegen mit null Anträgen und null Anfragen, andere kamen nur auf ein oder zwei Anträge, es gab einen Kollegen, der in vier Jahren nur eine einzige Rede gehalten hat und einen, der auf zwei Reden kam. In vier Jahren! Dabei bekamen alle das gleiche Gehalt und alle die gleichen Zulagen.

			Eine Ex-Kollegin aus Hessen, die bei der Aufstellungsversammlung im Herbst 2024 nicht mehr auf die Liste gewählt wurde, hat sich danach nicht mehr im Bundestag blicken lassen. Sie stellte das Arbeiten komplett ein. Ein anderer Ex-Kollege von mir ist drei Monate nach der Wahl aus der AfD-Fraktion ausgetreten und ward danach (bis auf ein einwöchiges Intermezzo) nie wieder im Bundestag gesehen. Er bekam trotzdem über 16 000 Euro im Monat. Kevin Kühnert ließ sich im Oktober 2024 krankschreiben und zog sich von der Politik zurück. Auch er bekam weiterhin über 16 000 Euro im Monat – bis zum Ende der Legislatur. Und alle drei haben natürlich Anspruch auf die entsprechende Altersentschädigung. Das sind nur die Beispiele, die ich persönlich kenne. Die Zustände in anderen Fraktionen kenne ich nicht, aber ich bin sicher, sie werden nicht so unterschiedlich sein. Kein Arbeitnehmer könnte sich so etwas ohne Konsequenzen oder finanzielle Einbußen erlauben. Doch im Bundestag ist dergleichen kein Problem.

			Es bleibt eben jedem MdB selbst überlassen, wie viel er für das Geld tut. Die Entspannten kommen damit durch, weil sich kaum einmal ein Wähler die Mühe macht, und genau hinschaut, was einzelne Abgeordnete leisten. Ja, das tun noch nicht einmal die Parteikollegen zu Hause. Denn Berlin ist weit weg (und Brüssel noch weiter). Und wenn die Fraktionsführung ebenfalls nicht durchgreift, steht einem lockeren Leben in Berlin nichts im Weg.

			Und so wurde der Kollege, der nur eine Rede in seinen vier Jahren im Bundestag hielt, mit einem anschließenden Landtagsmandat belohnt, da er aus dem Bundestag ausscheiden wollte. Und der Kollege, der gar keine Anträge und Anfragen stellte, landete bei der Wahl einer Landesliste wieder unter den Top Ten und wäre sicher wieder in den Bundestag eingezogen, wenn es nicht so viele gewonnene Direktmandate in seinem Bundesland gegeben hätte. Echte Leistung zählt eben weniger als das Nicken im richtigen Moment und das Ziehen der richtigen Fäden.

			Allerdings möchte ich die Schuld nicht nur auf die faulen Bundestagsabgeordneten schieben. Es liegt auch an Parteikollegen, an der Fraktionsspitze und auch an den Wählern, genauer hinzusehen. Die Daten sind öffentlich und können zum Beispiel über die Bundestagswebseite abgerufen werden. Man kann einfach mal dort überprüfen, wer was leistet und sollte sich nicht auf die persönlichen Webseiten, Social-Media-Accounts und Hochglanzflyer der Abgeordneten als Leistung verlassen. Nachfragen und daraus Konsequenzen ziehen ist angesagt, sonst darf sich niemand wundern und ärgern, wenn Null-Leister im Bundestag landen und dort nach dem Peter-Prinzip3 immer höher steigen.

			Während ich diese Worte schreibe, werden in den Parteien die Listen für die Bundestagswahl 2025 aufgestellt. Und bei meiner ehemaligen Partei kursieren Namen von Personen, von denen ich weiß, was sie im Bundestag geleistet beziehungsweise nicht geleistet haben. Doch das ist kein Thema bei den Aufstellungsversammlungen. Es geht um Netzwerke und ums Strippenziehen. »Wählst Du meinen Kandidaten, wähle ich Deinen.« »Haben wir einen gemeinsamen Feind? Dann machen wir ihn fertig.« Müssen eigene Mitarbeiter unbedingt auf die Liste als Dank für geleistete Dienste? Dann wird das verhandelt, selbst wenn sie in ihrem Leben nie außerhalb der Politik gearbeitet haben und die eigene Partei das »Berufspolitikertum« angeblich verachtet.

			Jeder macht das Spiel mit

			Schon vor dem Parteitag kursieren fertig ausgeklügelte Kandidatenlisten, je besser die Absprachen, desto unkomplizierter der Parteitag. Und wenn dann auch noch die Rede des Kandidaten sitzt, heißt es Spiel, Satz und Sieg.

			Entsprechende WhatsApp-Gruppen koordinieren die Delegierten, damit Absprachen eingehalten werden und alle auf Kurs bleiben. Bei jedem Parteitag dasselbe Bild, und jeder macht das Spiel mit, weil er Teil dieses Systems ist. Nicht vergessen darf man das vorherige Mobbing der Kandidaten des anderen Lagers im Vorfeld des Parteitages. Bereits Monate vor der entscheidenden Wahl werden Gerüchte gestreut, Mails weitergeleitet, Telegram-Gruppen eröffnet. Im Krieg gegeneinander wird die Vergangenheit der Kandidaten durchleuchtet, die Familien miteinbezogen, Affären unterstellt, Wohnsitze kontrolliert, Dating-Apps durchforstet, nachvollzogen, wer mit wem vor Jahren innerparteilich zusammengearbeitet hat, um vielleicht eine Kontaktschuld herstellen zu können und so weiter. Keine Schweinerei, die nicht versucht wird, um einen unliebsamen Gegenkandidaten zu verhindern. Wer hier gewählt werden will, muss seine Netzwerke sicher hinter sich wissen und bei der unentschlossenen Basis punkten.

			Bei den Altparteien sieht das System etwas anders aus. Die Listen werden in kleinen Zirkeln vorher ausgeklüngelt und von der Versammlung nur noch abgenickt, damit jeder pünktlich zum Abendessen – oder zumindest zu einem Glas Wein zu Hause sein kann. Innerparteiliche Demokratie wird dort ganz kleingeschrieben. Zuletzt war dieses Schauspiel bei der Listenwahl der CDU Hessen zu beobachten. Spitzenkandidatin Patricia Lips und 63 weitere Listenkandidaten wurden bei der Landesvertreterversammlung am 14. Januar 2025 ohne Gegenkandidaten und Diskussionen von den Delegierten einfach durchgewunken. Der Wahlvorbereitungsausschuss der CDU Hessen hatte den Listenvorschlag ausgearbeitet, die Delegierten mussten nur noch zustimmen. In weniger als 40 Minuten war das Spektakel vorbei. Wer hier auf die Bundestagliste kommen will, muss also nicht bei der Basis die Strippen ziehen, sondern sollte sich unbedingt mit den Mitgliedern des Wahlvorbereitungsausschusses gut stellen.

			Was in allen Parteien dagegen gleich ist, ist der teilweise unterirdische Umgang untereinander. Ich habe es bereits oben kurz erwähnt. Eine Sahra Wagenknecht musste sich wegen eines Burnouts eine Zwangspause nehmen und begründete das auch mit dem ständigen Zank und den Angriffen auf sie innerhalb ihrer Partei, der Linken. Es sei ihr an die Substanz gegangen, sie sei müde geworden und konnte irgendwann ihren eigenen Ansprüchen nicht mehr gerecht werden. Daher zog sie die Notbremse.

			Und aus eigener Erfahrung kann ich sagen: Sie hat recht! Mit jedem Wort!

			Jedes Parteimitglied, das ein Mandat innehat, ist die meiste Zeit mit Parteiangelegenheiten beschäftigt. Damit, Allianzen zu schmieden, Angriffe abzuwehren, Mitglieder zu koordinieren, Aktionen zu planen und vieles mehr. Für die eigentliche Arbeit als Abgeordneter steht durch sinnlose Kämpfe in der eigenen Partei sehr viel weniger Zeit zur Verfügung als nötig wäre. Und je nachdem, wie heftig die Angriffe sind, die einen treffen, leidet irgendwann auch die Psyche. Wer nicht in der Lage ist, sich wie Angela Merkel eine Teflonbeschichtung zuzulegen oder ein dickes Fell zu entwickeln, hat es schwer in Partei und Politik. Auch ich kam so manches Mal an meine Grenzen, vor allem dann, wenn meine Familie in Schmutzkampagnen mit einbezogen wurde. So fand einmal ein Parteikollege durch eine Todesanzeige meiner Großmutter in einer Zeitung meinen Mädchennamen heraus und recherchierte meine gesamte Familie, um danach die Presse über vermeintlich fragwürdige Verbindungen zu informieren. Außer dem Spiegel winkte jede seriöse Zeitung ab, trotzdem war ich fassungslos angesichts solch einer Kampagne. Über die Jahre hinweg wurden mir in der Partei insgesamt drei Affären unterstellt, sich öffentlich über mein Gewicht lustig gemacht, meine nichtdeutsche Herkunft thematisiert, Interna aus Sitzungen über die sozialen Netzwerke veröffentlicht, Abstimmungen im Bundesvorstand durchgestochen oder schlicht Lügen erfunden, um mich bei den Delegierten, die mich auf die Liste wählen sollten, schlecht dastehen zu lassen. All das kam nicht vom politischen Gegner – all das kam von Parteikollegen.

			Und auch wenn ich versuchte, solche Angriffe an mir abperlen zu lassen, es gelang mir beileibe nicht immer. Zweimal waren die Lügen so absurd und sind derart in Presse und Öffentlichkeit getragen worden, dass ich mich gezwungen gesehen habe, eigene Kollegen abzumahnen, um meinen Ruf zu retten. Das letzte Mal sogar innerhalb der Bundestagsfraktion. Selbst die Bundestagsverwaltung meldete sich bei mir zurück und meinte, sie hätten so etwas noch nicht erlebt. Es ist absurd, wenn einem nicht die außerparteilichen Gegner so zusetzen, sondern eigene Kollegen, mit denen ich eigentlich gemeinsam für ein besseres Deutschland kämpfen sollte. Doch ich war nicht allein mit solchen Erfahrungen. Das Schlimmste, was ich in all den Jahren mitbekommen habe, war die öffentliche Behauptung einiger, dass eine Bundestagskollegin ihre Krebserkrankung nur vortäusche, um wieder auf die Liste gewählt zu werden. Die Kollegin ist nicht mal drei Jahre nach dieser Schmutzkampagne an ihrer Erkrankung gestorben. Ja, man blickt in der Politik manchmal in menschliche Abgründe.

			In anderen Fraktionen sieht es ähnlich aus. Einer Bundestagskollegin wurde bereits bei der Wahl in den Bundestag von ihren Parteifreunden angekündigt, diesen »Unfall« das nächste Mal rückgängig zu machen. Entsprechend musste sie sich vier Jahre gegen immer wiederkehrende Angriffe wehren.

			Auch Stefan Gelbhaar von den Grünen hat so einiges zu erzählen über seine Parteikollegen. Im Dezember tauchten plötzlich Belästigungsvorwürfe gegen ihn auf. Er zog daraufhin seine Kandidatur für den Bundestag über die Landesliste zurück. Gleichzeitig bekräftigt er aber stets, dass die Vorwürfe gegen ihn gelogen seien. Später kam heraus, dass eine der Frauen, die diese Vorwürfe der sexuellen Belästigung erhob – und die sogar eine eidesstattliche Versicherung abgegeben hatte – anscheinend gar nicht existierte. Nutznießer der Affäre war Andreas Audretsch, der Wahlkampf-Manager von Robert Habeck, der aber betonte, mit all dem nichts zu tun zu haben. Wie dem auch sei: Gelbhaar zog 2025 nicht in den Bundestag ein.

			Das Sprichwort »Feind, Todfeind, Parteifreund« kommt nicht von ungefähr.

			Die Schattencrew im Deutschen Bundestag

			Immer wieder lese ich in den sozialen Netzwerken, dieser Politiker oder jene Politikerin sei so großartig, weil er oder sie eine wunderbare Rede im Bundestag gehalten hat. Ja, es gibt Abgeordnete, die schreiben ihren Reden selbst. Ich war so jemand, weil ich es liebte, Gedanken zu Papier zu bringen. Ich liebte die Möglichkeit vorne im Saal zu stehen und meine Ideen und meine Vorschläge zu präsentieren. Die Möglichkeit, sich nicht nur zu Hause auf dem Sofa über die neuesten Kabinettvorschläge aufzuregen, sondern das im Plenum des Deutschen Bundestages machen, zu können und zu wissen, dass ich damit die Menschen repräsentierte, die genau das Gleiche dachten, aber nicht die Möglichkeit hatten, dies einem Minister oder dem Kanzler direkt ins Gesicht zu sagen, war nicht selbstverständlich und stellt ein großes Privileg dar. Und wenn es dann auch noch ein Thema war, das mir wirklich am Herzen lag, wenn es etwa um die Meinungsfreiheit, drohende Massenüberwachung oder drohende Zensur ging, dann freute ich mich richtig auf die wenigen Minuten Redezeit im Plenum. Das war in diesem Moment dann kein Beruf für mich, kein Job – das war eine Herzensangelegenheit. Und deswegen schrieb und schreibe ich meine Reden gerne selbst.

			Es gibt aber auch genug Kollegen, die morgens ins Büro kommen, ihren Referenten zurufen »Ich habe fünf Minuten zum Thema Migration!« und die dazu eine Rede von ihren Mitarbeitern schreiben lassen. Alles, was sie dann noch tun müssen, ist die Rede im Plenum ablesen. Vorher sollten sie sie allerdings wenigstens einmal üben, denn wenn man erst am Rednerpult über Satzkonstruktionen stolpert, wird es peinlich. Alles schon mehrfach dagewesen.

			Andere Kollegen lassen die Referenten die Vorarbeit machen – Recherche und Vorformulierung der Rede – und legen dann selbst Hand an, um sie anzupassen. Bei den Fraktionsvorsitzenden ist fast immer davon auszugehen, dass sie die Reden nicht selbst geschrieben haben. An denen arbeiten meist ein Team oder ein speziell dafür geschulter Mitarbeiter.

			Wenn Sie also demnächst wieder eine Rede loben, vergessen Sie die fleißigen, fähigen und guten Referenten im Hintergrund nicht, ohne die in Bundestagsbüros kaum etwas laufen würde. Sie sind es auch, die die Ausschusssitzungen vorbereiten, die Anträge und Gesetzentwürfe der anderen Fraktionen lesen, Fragen dazu formulieren und das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten in den Ausschüssen vorschlagen. Ich erinnere mich an eine Situation im Digitalausschuss, in der die Sitzungsleitung bei einer unklaren Abstimmungsrunde fragte: »Und wie stimmt die Fraktion XY4 ab?« Die Abgeordnete der entsprechenden Fraktion schaute auf ihr Blatt, hob den Kopf und sagte: »Ablehnung. Steht hier.« Ja, das stand da, weil ein Referent es vorher aufgeschrieben hatte, sie selbst hatte sichtlich keine Ahnung, um was es ging.

			Wie weit die Unterstützung von Referenten und Sekretariaten geht, erfuhr ich, als ich selbst eine Projektgruppe in der Enquete-Kommission »Künstliche Intelligenz« leiten durfte. Die jeweiligen Sekretariate unterstützen bei der Vorbereitung der Sitzungen. So war das auch hier. Beim ersten Treffen fragte mich ein Mitarbeiter des Sekretariats, wie das Sekretariat die Sitzungen für mich vorbereiten sollte. Ob mir Stichpunkte genügen würden oder ob es die Sitzungen ausformulieren sollte. Als ich nachfragte, was er mit ausformulieren meinte, erklärte er mir, dass das Sekretariat dann die komplette Sitzung vorbereiten und mir Satz für Satz aufschreiben würde, was ich zu sagen hätte. Ich müsste dann nur noch ablesen: Angefangen von »Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, herzlich willkommen zur ersten Sitzung der Projektgruppe Medien und Künstliche Intelligenz« bis zu »Hiermit schließe ich die Sitzung. Vielen Dank«.

			Ich glaube, die Überraschung stand mir ins Gesicht geschrieben. Auf meine Frage, ob es tatsächlich Kollegen gäbe, die sich so etwas Wort für Wort aufschreiben ließen, antwortete der Mitarbeiter wahrheitsgemäß: Ja, durchaus. Die eine oder andere Ausschusssitzung würde genauso geleitet. Ich war sprachlos. Da wird jemand Bundestagsabgeordneter, hat sich wählen lassen, um Entscheidungen für die Zukunft unseres Landes zu treffen und ist dann nicht in der Lage, eine Sitzung zu leiten, sondern muss Wort für Wort ablesen, was ihm ein Referent aufgeschrieben hat? Wie armselig kann man sein?

			Wer nur dazu fähig ist, vorgeschriebene Reden im Plenarsaal sowie Wortmeldungen und Abstimmungen im Ausschuss abzulesen, wer als Ausschussvorsitzender darauf angewiesen ist, dass ihm andere Wort für Wort in den Mund legen und die Texte für die Leitung seines Ausschusses aufschreiben, ist mehr Sprechpuppe als Abgeordneter – und massiv überbezahlt.

			Ich will nicht den Eindruck erwecken, dass Abgeordnete in der Lage wären, die ganze Arbeit in Berlin allein erledigen zu können. Das ist aufgrund des Arbeitsvolumens schlicht nicht möglich. In einer Sitzungswoche stehen gut und gerne mal zwischen 20 und 40 Anträge und Gesetzentwürfe zur Debatte im Plenum; in einem Ausschuss 10 bis 25 Tagesordnungspunkte, manchmal mehr, manchmal weniger. Dazu kommen Aktuelle Stunden, Abstimmungen ohne Beratung und vereinbarte Debatten. Dieses Pensum ist von niemandem allein zu bewältigen. Daher ist es durchaus wichtig, Mitarbeiter und Referenten sowohl im Büro als auch in den Arbeitskreisen zu haben. Ich war heilfroh, ein wunderbares Team hinter mir zu wissen, auf das ich mich jederzeit verlassen konnte. Auch während ich noch in der Fraktion war, konnte ich auf meine Arbeitskreisreferenten zählen. Aber die Bürger dürfen von Abgeordneten auch eine gewisse Eigenleistung verlangen. Und ja, viele erbringen diese, viele aber auch nicht.

			Ähnlich wichtig wie die Hilfe der Referenten ist die Arbeitsteilung in der Fraktion, sodass sich nicht jeder um alles kümmern muss, sondern die Verantwortung für Reden und Abstimmverhalten bei den Fachpolitikern liegt. Sie sind es, die sich in der Regel am besten mit dem jeweiligen Thema auskennen, die während der Plenarsitzungen im Saal sitzen und daher die Vorgaben bei den Abstimmungen im Bundestag machen.

			Die meisten Abgeordneten haben keine Ahnung, über was genau sie gerade im Plenarsaal abstimmen, da sie keine Zeit haben, sich mit dem Beratungsgegenstand auseinanderzusetzen. Sie schauen entweder auf den von der Fraktion ausgedruckten Plan vor sich, um zu wissen, wann sie die Hand heben müssen – oder sie blicken auf den parlamentarischen Geschäftsführer in der ersten Reihe. Hebt er die Hand, ziehen sie nach. Bei namentlichen Abstimmungen kann man oft die Frage »Rot oder Blau?« – also Ablehnung (rote Karte) oder Zustimmung (blaue Karte) – durch die Sitzreihen rauschen hören.5 Haben die Fragenden ihre Antwort, holen sie sich ihr personalisiertes Abstimmkärtchen aus ihrem Fach vor dem Plenarsaal und schmeißen es in die Urne. So weit, so normal.

			Doch dann gibt es die Abstimmungen, bei denen es einfach nötig wäre, dass sich jeder Abgeordnete informiert. Ich erinnere mich an eine Abstimmung vor meiner Zeit im Bundestag, als es um die Euro-Rettung ging:

			Wir schrieben das Jahr 2011. Monatelang haben die Abgeordneten darum gekämpft, bei der Euro-Rettung mitreden zu dürfen. Es könne nicht sein, dass das Parlament bei solchen Milliardensummen außen vor bliebe. Sogar das Verfassungsgericht wurde angerufen. Am 29. September 2011 ist es dann so weit: Der Bundestag stimmt namentlich über die Aufstockung des Europäischen Rettungsschirms ab. Für Bundestagspräsident Norbert Lammert ist es das wichtigste einzelne Gesetzgebungsvorhaben der Legislaturperiode. Lange Beratungen in den Ausschüssen sind diesem Tag vorausgegangen, der Fraktionszwang ist aufgehoben, jeder ist also für sich und sein Abstimmungsverhalten selbst verantwortlich – so wie es das Grundgesetz eigentlich vorsieht. Doch die meisten Abgeordneten haben absolut keine Ahnung, über welche Summen sie da genau abstimmen – eine Umfrage von Panorama vor dem Plenarsaal6 bringt die Unwissenheit ans Licht:

			Die Frage, wie hoch der deutsche Anteil an den Kreditbürgschaften ist, können die wenigsten beantworten. Aydan Özoguz (SPD) meint nach einigem Nachdenken lachend: »Nein, ich möchte dazu lieber nichts sagen«, Günter Gloser (SPD) »Kann ich Ihnen momentan nicht genau sagen«, Kathrin Vogel (Die Linke) »Habe ich jetzt nicht auf dem Schirm.«

			Auch bei der Frage, an welche Länder bereits Kredite vergeben worden sind, passen die meisten Abgeordneten. Detlef Seif von der CDU denkt kurz nach und sagt dann zur Journalistin und dem Kameramann: »Können Sie da mal bitte einen Cut machen?« Sein Nichtwissen war ihm wohl zu peinlich.

			Als Abgeordneter ist man dem deutschen Volk und seinem Gewissen verpflichtet. Und bei Abstimmungen, die monatelang diskutiert werden, die umstritten sind, die von so großer Bedeutung sind, kann der Bürger einfach erwarten, dass ein Abgeordneter mehr tut, als nur auf Zuruf das rote oder blaue Kärtchen in die Hand zu nehmen.

			Übrigens: Damit auch jeder Abgeordnete genau weiß, wie er abstimmen soll, steht neben den Wahlurnen jeweils ein Vertreter jeder Fraktion und hält genau das farbige Kärtchen hoch, das eingeworfen werden muss. Betreutes Wählen sozusagen, damit die Fraktion gut dasteht.

			Für einen guten Eindruck und einen guten Auftritt wird in den Parteien und Fraktionen einiges getan. So werden auch Amts- und Mandatsträger regelmäßig geschult:

			Wie sollte ein Abgeordneter auftreten? Wie sollte seine Körperhaltung sein? Was antwortet er, wenn er eine Frage nicht beantworten will? Wie redet er viel im typischen Politikersprech, ohne wirklich etwas zu sagen, damit er später darauf nicht festgenagelt werden kann? All das sind Fragen über Fragen, die geklärt werden müssen. Auch das Halten von Reden wird trainiert, die Sprache, die Rhetorik – alles. Gerade, wenn ein Abgeordneter anfängt, wichtig zu werden, ein neues Amt übernimmt und wenn sich die Auftritte langsam häufen, sind solche Kurse gang und gäbe. 

			Bürger wollen kein Blabla hören

			Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber meinem Eindruck nach machen sich derartige Schulungen eher negativ bemerkbar. Ja, sie können Sicherheit geben – und ja, sie können dazu beitragen, unbequeme Fragen nicht beantworten zu müssen und sie lassen Politiker auf alle Fälle professionell erscheinen. Aber sie gehen auf Kosten der Ehrlichkeit und der Natürlichkeit, und sie machen Politiker beliebig. Alle ähneln sich in ihrem Blabla, in ihren Satzkonstruktionen. Und es ist genau das, was die Bürger nicht mehr hören wollen. Sie haben genug davon, dass ihre Fragen nicht beantwortet werden, sondern, dass Politiker gekonnt und gelernt darum herumreden.

			Das ist einer der Gründe, warum Politiker, die Klartext sprechen, plötzlich so viel Erfolg in Deutschland haben. Die Leute sind es nicht mehr gewöhnt, dass jemand direkt zu ihnen spricht, dass ihnen jemand zuhört, dass jemand Fragen nicht ausweicht, sondern sie beantwortet – und sie sind begeistert, wenn jemand vor ihnen steht, der so redet wie sie und sie ernst nimmt. Das ist es nämlich, was Politiker machen sollten, denn sie sind die Vertreter des Volkes. 

			Stattdessen betonen sie ständig, wie komplex gewisse Dinge und Zusammenhänge wären und dass es auf Fragen keine einfachen Antworten gäbe. Als ob der Bürger einfach zu dumm wäre, um die Situation zu verstehen und dankbar sein sollte, dass sich die Politiker darum kümmern. Und all das kommt von Politikern ohne Ausbildung, ohne Berufserfahrung, die ihre eigenen Reden nicht schreiben können – glaubwürdig geht anders. Mehr und mehr Bürger durchschauen das auch.

			Nein, das ist nicht die Politik, die unser Land verdient und es ist auch nicht das Personal, das es verdient. Was Deutschland braucht, sind Herzblutpolitiker, die selbst denken, sich selbst Wissen aneignen und keine Sprechpuppen und Schauspieler, die vor allem deswegen an ihren Job und in ihre Position gekommen sind, weil sie die nötigen Beziehungen haben oder für Gefälligkeiten belohnt werden.

			Genauso läuft die Besetzung von Regierungsämtern aber oft ab. Dabei spielt es keine Rolle, wie gut jemand ausgebildet ist oder wie viel Sachverstand er oder sie mitbringt. Die Vergabe solcher Posten ist stets reine Politik. Häufig sind es Proporz, Quoten und persönliche Beziehungen, die den Ausschlag geben. Der Kanzler hat oft die Zügel in der Hand und entscheidet in der Regel, wer etwa Minister wird. Wenn überhaupt, so zieht er nur eine Handvoll Kollegen ins Vertrauen. Es kommt sogar vor, dass potenzielle Minister völlig überraschend eine Anfrage erhalten und dann binnen weniger Tage entscheiden müssen, ob sie den Ministerposten haben wollen oder nicht. Andere bringen sich schon Monate vorher in Stellung. Wer da alles Minister wird, ist für das Volk draußen wenig verständlich: Ein Bankkaufmann als Gesundheitsminister, dafür aber ein Humanmediziner als Leiter des Kanzleramtes. Eine Politologin als Verteidigungsministerin, ein Germanist als Wirtschaftsminister und ein Sozialpädagoge als Landwirtschaftsminister. Was kann da schon schiefgehen?

			Kein Unternehmen dieser Welt würde Spitzenpositionen mit derart fachfremdem Personal besetzen – aber wenn es darum geht, ein Land zu lenken, ist dies anscheinend kein Problem. Ja, den Ministern steht natürlich ein ganzer Stab von Fachleuten zur Verfügung. Leider hat sich in den letzten Jahren die Unsitte entwickelt, auch unzählige Beratungsfirmen mit an Bord zu holen und dafür Unsummen an Steuergeldern zu verschleudern. Trotzdem sollte ein Minister wenigstens ansatzweise etwas von seinem Job verstehen. Es wäre zum Beispiel nicht schlecht, wenn ein Wirtschaftsminister wüsste, was »insolvent« tatsächlich bedeutet. Und wenn das Fachwissen schon nicht gegeben ist, dann sollte ein Minister zumindest ein Studium oder eine Ausbildung abgeschlossen haben und einige Jahre in einem Beruf außerhalb der Politik gearbeitet haben. Lebens- und Arbeitserfahrung sind hier die Stichworte. Das würde dem Amt und der Akzeptanz innerhalb der Bevölkerung helfen.

			Stehen die Minister im Bundestag oben in der Rangliste, so sind Abgeordnete in der Regel ein kleines Rädchen in der Fraktion. Manche haben als Fraktionsvorstandsmitglied, Arbeitskreisleiter oder Ausschussvorsitzender eine herausragende Position. Aber die meisten sind kleine Räder im großen Fraktionszug. Theoretisch handelt es sich bei ihrem Mandat um ein freies Mandat. Artikel 38 des Grundgesetzes: »Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages […] sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.« In der Praxis sieht das leider anders aus.

			In den seltensten Fällen wird ein Abgeordneter mehrfach gegen die Linie der Fraktion stimmen, schon gar nicht, wenn er keinen bekannten Namen hat. Jede Fraktion und Fraktionsführung weiß, wie sie solche Abweichler einfangen kann. Zuerst gibt es freundliche Gespräche unter vier Augen oder auch mal in der ganzen Fraktion, um Druck aufzubauen. Dann gibt es freundliche Hinweise, dass der entsprechende Kandidat doch sicher seinen gewählten Ausschuss behalten möchte und das vielleicht nicht möglich sein wird, wenn er weiterhin der Fraktionslinie oder dem Fraktionsvorstand widerspricht. Wenn auch das nichts hilft, wird offen damit gedroht, den jeweiligen Abweichler nicht mehr auf die Bundestagsliste zu setzen. Und spätestens, wenn die Wiederwahl gefährdet ist, spuren die meisten. Zuletzt konnte die Öffentlichkeit dieses Schauspiel bei der Abstimmung zum Rentenpaket im Dezember 2025 beobachten. 18 Abgeordnete der Jungen Gruppe der Unionsfraktion stellten sich offen gegen das Paket, weil es zukünftige Generationen massiv belasten würde. Der Druck, mit dem sie es zu tun bekamen, war enorm. Sie mussten zu »Beichtstuhl-Gesprächen« mit dem Fraktionsvorsitzenden Jens Spahn. Friedrich Merz soll in einer Fraktionssitzung den Satz geäußert haben: »Ich sehe wer klatscht und wer nicht.«  Von massiven Einschüchterungsversuchen war die Rede. Und der Druck war erfolgreich, das Rentenpaket ging durch – mit den meisten Stimmen derer, die sich vorher so vehement dagegengestemmt hatten. Oft dürfen die Abgeordneten also nicht ihren Sachverstand benutzen, und ihrer Meinung und ihrem Gewissen folgen, sondern müssen sich in Fraktionsdisziplin üben. Das ist in Parteien, die schon länger im Bundestag sitzen, häufig strenger geregelt als in neuen Parteien, in denen einzelne Abgeordnete durchaus noch ihren eigenen Kopf haben. Aber auch die bekommen, wenn es sich um Abweichungen bei wichtigen Fragen handelt, durchaus parteiintern heftigen Gegenwind.

			Das Grundgesetz gilt – hin und wieder

			Noch schlimmer ist es in Regierungsfraktionen, in denen es nicht nur um Fraktions-, sondern auch um Koalitionsdisziplin geht. Wie weit das gehen kann, hat auch der Koalitionsstreit der Ampel im März 2024 über die Taurus-Lieferungen an die Ukraine gezeigt. Nachdem sich abzeichnete, dass einige Ampel-Abgeordnete für den Unionsantrag stimmen wollten, forderte der SPD-Frak­tionsvorsitzende Rolf Mützenich Konsequenzen für alle Abweichler, auch für solche, die gar nicht seiner SPD-Fraktion angehörten.7 Ein abweichendes Abstimmungsverhalten in anderen Fraktionen empfand er als verletzend. So viel zum Thema »freies Mandat«, das »nur dem Gewissen unterworfen« sei. Mit unserem Grundgesetz hat das wenig zu tun, aber Mützenich hat es trotzdem gemacht – weil er es konnte. Und er hatte Erfolg: Die Ampel lehnte den Antrag tatsächlich ab. Es half auch nicht, dass einige Abgeordnete wie Wolfgang Kubicki Mützenich »verfassungsfeindliche Erklärungen« vorwarfen und auf Artikel 38 hinwiesen. Die große Mehrzahl der Abgeordneten spurte.

			Das Grundgesetz wird von der Politik eben immer nur dann geachtet, wenn es gerade passt. Hier war Artikel 38 eben egal. Auch in anderen Bereichen kann man diese Diskrepanz beobachten: Änderungen in der Asylpolitik werden oft mit dem Hinweis auf einen möglichen Verstoß gegen das Grundgesetz abgelehnt. Während der Corona-Zeit war es jedoch absolut kein Problem, unsere Grundrechte quasi über Nacht außer Kraft zu setzen. Statt unerschütterlicher Wegweiser zu sein, ist unser Grundgesetz den Launen der Politiker ausgesetzt.

			Und wir? Die Kollegen? Die Bürger? Die Presse? Wir lassen uns das gefallen. Der bitter nötige Aufschrei bleibt aus. Wir haben uns daran gewöhnt. Wie sagte mir ein FDPler letztes Jahr fast mitleidig? »Aber Joana, das war doch schon immer so.« Und das wird auch so bleiben, wenn sich der Druck von außen nicht verstärkt.

			Gibt es in den Fraktionen Zwänge, die es nicht geben sollte, so gibt es diese bei einem anderen Thema kaum: Bei Nebenjobs und Nebeneinkünften.

			Von denen dürfen Abgeordnete sogar mehrere haben. Dass sie sich dann nicht mehr zu hundert Prozent auf ihre Arbeit im Bundestag konzentrieren können, liegt auf der Hand, ist aber anscheinend kein Problem. Rund vier von zehn Abgeordneten haben in der 20. Legislaturperiode (2021 bis 2025) Zusatzeinkünfte veröffentlicht, denn dazu sind sie gesetzlich verpflichtet. Insgesamt beliefen sich diese zusätzlichen Einnahmen auf 24,8 Millionen Euro. Eine stolze Summe. Spitzenreiter war Sebastian Brehm von der CSU: Seit 2021 meldete er Nebeneinkünfte in Höhe von 3,4 Millionen Euro als Steuerberater. Ophelia Nick von den Grünen verfügte über 1,7 Millionen Euro aus Gewinnbeteiligungen von Unternehmen und Sahra Wagenknecht kam immerhin durch Vorträge und Einnahmen ihres Buches auf 792 961.8

			Niemand kann von einem Selbstständigen verlangen, sein Unternehmen zu schließen, wenn er in den Bundestag gewählt wird. Ich habe volles Verständnis dafür, wenn das weiterläuft, denn es gibt auch eine Zeit nach dem Bundestag. Allerdings sollten Stellvertreter und Angestellte die Hauptarbeit übernehmen, damit der Abgeordnete sich auf seine Aufgaben in Berlin konzentrieren kann. Angesichts der hohen Diäten und der Privilegien, die der Beruf des Bundestagsabgeordneten mit sich bringt, dürfen die Wähler nämlich durchaus erwarten, dass ein Abgeordneter seine ganze Kraft in seine Tätigkeit als MdB steckt und nicht überlegt, wie er nebenbei noch viel Geld scheffeln kann.

			Anders wäre es, wenn wir in Deutschland ein Halbtagsparlament wie in der Schweiz hätten. Die meisten Mitglieder des Schweizer Parlaments gehen neben ihrer Ratstätigkeit noch einem Beruf nach und treffen sich nur vier Mal im Jahr zu Sessionen. Vielleicht wird dort deshalb so viel weniger Blödsinn veranstaltet als bei uns in Berlin …

			Besonders schwierig wird das mit den Nebeneinkünften, wenn es Verbindungen zur Wirtschaft gibt, die sich mit der Abgeordnetentätigkeit überschneiden. Wenn ein Unternehmen einen Politiker in seinen Aufsichtsrat holt, zahlt es dessen Einkünfte locker aus der Portokasse und sichert sich dafür einen sehr nützlichen Zugang zu einem Entscheidungsträger und damit natürlich auch direkten Einfluss auf die Politik. Praktisch für das Unternehmen. Praktisch für den Abgeordneten, Minister oder Staatssekretär wird es dann, wenn ihm nach dem Ausscheiden aus dem Bundestag in genau der Branche (oder sogar dem Unternehmen) ein lukrativer Job winkt, für den er vorher im Parlament Politik gestaltete.

			Es muss aber nicht immer ein Aufsichtsratsposten sein, manchmal genügt der intensive Kontakt während einer Legislaturperiode. Ich erinnere hier an den ehemaligen Kanzleramtschef Ronald Pofalla (CDU) und die Deutsche Bahn – oder an Martin Bangemann von der FDP, der als EU-Kommissar in Brüssel die Liberalisierung der Telefonmärkte in Europa vorantrieb, um dann zum spanischen Konzern Telefónica zu wechseln. Die Frage, die angesichts solcher Wechsel natürlich im Raum steht, ist die Frage nach den Gefälligkeiten im Vorfeld, die ein Einkommen für die Zeit nach dem Bundestag sichern. 

			Selbstbereicherung auf dem Silbertablett

			Das System macht es möglich, die eigenen Bedürfnisse über die der Bürger zu stellen. Es serviert dem Politiker die Möglichkeiten der Selbstbereicherung auf dem Silbertablett. Ob er zugreift, liegt an ihm und an seinem Charakter.

			Es braucht aufrechte, ehrliche Politiker, um diesen Versuchungen zu widerstehen. Und es werden Politiker benötigt, die sich ihrem Land verschrieben haben und nicht dem schnellen Geld und dem luxuriösen Leben. Doch die werden seltener. Selbst viele, die mit guten Absichten in die Politik gehen, verändert der Job. Ich habe es selbst erlebt. Kollegen, die mit besten Absichten in den Bundestag eingezogen sind, haben sich plötzlich verändert und angepasst. Der Einfluss, die Macht, das Geld wurden interessanter. Wurden gestern noch Steuergeldverschwendungen durch den Bundestag angeprangert, wird heute versucht das Beste für sich selbst herauszuholen. »Es machen ja alle so«, lautet die Entschuldigung. »Und wenn ich das Geld nicht nehme, wird es für Blödsinn ausgegeben.«

			Das System sorgt eben für die Seinen und die Seinen sorgen dafür, dass das System so bleibt, wie es ist. Denn es lebt sich gut in der Politikblase.

			Es wird Zeit, dass die Bürger ihre Ansprüche nach oben schrauben und diese auch deutlich formulieren. Es wird Zeit, über die Ausbildung beziehungsweise fehlende Ausbildung von Politikern zu sprechen. Darüber, was sie leisten und was nicht. Und auch, wie man es transparenter machen kann. Was spricht dagegen, eine Mindestberufserfahrung außerhalb der Politik festzulegen, bevor man sich anmaßt, dem Volk Vorschriften zu machen?

			




Kapitel 3

			




Das Leben in der Blase Berlin: Warum die Volksvertreter kaum noch wissen, wie es im Volke aussieht

			Draußen regnet es in Strömen, ich laufe durch einen der vielen unterirdischen Gänge des Deutschen Bundestages zum Reichstag. Ein Vorteil, wenn man ein Büro in dessen Nähe hat: Er ist mit vielen Gebäuden durch Tunnel verbunden, wenn Abgeordnete und ihre Mitarbeiter es also nicht wollen, müssen sie keinen Schritt nach draußen tun. Es gibt Tage, an denen bemerke ich das Wetter erst, wenn ich abends auf die Straße trete, um zu einem Abendessen oder nach Hause zu fahren. Irgendwie symbolisch für das Dasein im Bundestag – Abgeordnete leben in ihrer ganz eigenen Welt, da helfen auch keine Besuchergruppen, die jeden Tag durch den Reichstag geschleust werden oder die von oben aus der Kuppel auf sie hinunterblicken.

			Oft wird vom Elfenbeinturm gesprochen, wenn man an die Berliner Politik denkt – und ich kann das gut verstehen. Es kommt ja nicht von ungefähr, wenn ein hochrangiger Politiker – wie der damalige Kanzlerkandidat Olaf Scholz – nicht weiß, was ein Liter Benzin kostet oder – wie Ricarda Lang – denkt, dass die deutsche Durchschnittsrente bei 2 000 Euro liegt.1 Scholz musste nicht selbst tanken, das machte der Fahrdienst für ihn und Lang wird später eine hohe Rente beziehen, ohne überhaupt in die Rentenkasse eingezahlt zu haben. Grüße aus der Welt der Privilegierten. Da vergisst man schon mal das wirkliche Leben, das Leben jenseits der Reichstagsfenster, der steuerfreien Pauschale und der Business Class.

			Aber wie sieht das Leben in der »Blase Bundestag« nun wirklich aus? Wie arbeiten Abgeordnete in einer Sitzungswoche? Und wie abgehoben sind sie wirklich?

			Eine durchschnittliche Arbeitswoche in Berlin beginnt für den Bundestagsabgeordneten mit der Anreise am Montag. Sie erfolgt meistens in der Business Class mit dem Flugzeug oder per erster Klasse mit dem Zug, es sei denn, die Kollegen wohnen vor Ort. Beide Reisemöglichkeiten werden voll bezahlt. Jeder Abgeordnete hat eine Netzkarte der Deutschen Bahn oder aber die Telefonnummer des Bundestagreisebüros, das immer hilfsbereit die entsprechenden Flüge bucht, egal wann, egal zu welchem Ziel in Deutschland. In Berlin angekommen, wartet meist schon der Fahrdienst und bringt den Abgeordneten an sein endgültiges Ziel. Mit »der Welt da draußen« kommt er also schon bei der Anreise eher weniger in Berührung.

			Auch während der Woche nutzen Abgeordnete den Fahrdienst des Bundestages oder eben Taxis, die danach abgerechnet werden. Eher selten werden die Bürger einen MdB in der U-Bahn treffen. Auch nach außen sehr umweltbewusste Kollegen lassen sich gern mit dem Fahrdienstauto abholen, vor allem, wenn es draußen nass und kalt ist. Dabei ist es auch kein Problem, den Fahrer im Winter mal zehn Minuten bei laufendem Motor warten zu lassen. So mancher mag es eben kuschelig.

			Am Montagnachmittag tagen die Fraktionsvorstände, am Abend treffen sich die Landesgruppen, dazwischen ist Zeit für erste Termine, erste Arbeitskreissitzungen oder Besprechungen im Büro. Einige Kollegen reisen schon am Sonntag an, andere erst am Dienstagmorgen, jeder wie er mag und kann.

			Die offizielle Sitzungswoche beginnt erst am Dienstag, das erkennt der interessierte Beobachter an den Unterschriftenlisten, die an allen Eingängen in allen Bundestagsgebäuden ausliegen und in denen jeder Abgeordnete seine Anwesenheit bekundet. Im Gegensatz zum EU-Parlament2 gibt es kein Tagegeld für die Abgeordneten des deutschen Bundestages. Im Gegenteil: Fehlzeiten kosten hier Geld. Ein unentschuldigter Fehltag kostet den Betroffenen 200 Euro Strafe, ein entschuldigter 100 Euro und wenn ein Abgeordneter mit Krankenschein fehlt, kostet ihn das immer noch 20 Euro. Also ist jeder Abgeordnete bemüht, spätestens ab Dienstag vor Ort zu sein. 

			Der Dienstag beginnt meist mit Büroarbeit und den Sitzungen der Arbeitskreise. Jeder Abgeordnete ist Mitglied eines oder mehrerer Ausschüsse, die sich in den jeweiligen Fraktionen als Arbeitskreise widerspiegeln (Wirtschaft, Bildung, Verkehr, Digitales, Inneres et cetera). In den Arbeitskreissitzungen werden die Ausschusssitzungen vorbereitet, eigene Anträge und Kleine Anfragen besprochen und aktuelle Themen diskutiert.

			Am Dienstagnachmittag folgt die Fraktionssitzung, in der es um den Sitzungsplan, Anträge, Gesetzesvorlagen und Interna geht. Alle Fraktionen tagen gleichzeitig. Die Fraktionsebene oben im Reichstag wird daher zum Treffpunkt sämtlicher Medien, die über den Bundestag berichten. Es ist voll, überall stehen Kameras und Mikrofone und warten auf die Wichtigen in diesem Politzirkus – oder auf die, die sich für wichtig halten. Der Dienstagabend ist frei für Termine aller Art oder ein nettes Abendessen mit Kollegen. Im Keller der Parlamentarischen Gesellschaft gegenüber dem Reichstag befindet sich die Bundestagskneipe, in der nicht selten fraktionsübergreifend bei Bier und Bockwurst gefeiert wird – ab und zu auch mit lautem Gesang. Zoffen sich die Protagonisten im Plenum, können sie hier immer noch gemeinsam ein Helles genießen.

			Der Mittwoch ist der Tag der Ausschusssitzungen und der Start der Bundestagssitzungen. Die Bundestagssitzungen beginnen immer mit der Befragung der Bundesregierung, daran schließen sich dann die üblichen Debatten an. Da die Ausschüsse parallel zum Plenum tagen, ist der Sitzungssaal an diesem Tag besonders spärlich besetzt.

			Ein kleiner Ausflug zum Thema: Wo sind eigentlich die ganzen Abgeordneten?

			Immer wieder kommt die Frage auf, wieso denn das Plenum so leer sei, und immer wieder gibt es die gleiche Antwort: Der Bundestag sei ein Arbeitsparlament. Das klingt so, als würden wir ständig woanders zusammensitzen und an den besten Lösungen für unser Land arbeiten. Die Wirklichkeit ist weitaus profaner, aber sie holt einen als neuen Abgeordneten unweigerlich ein. Wir Neulinge mussten das 2017/18 auch erst lernen. Saß die AfD-Fraktion in den ersten Monaten geschlossen und mit geballter Kraft im Plenum und machte in der Mannstärke anderen Fraktionen sogar Angst, dünnte sich das mit der Zeit mehr und mehr aus. Man musste sich um Ausschusssitzungen, persönliche Termine, Büro- und vor allem Parteiprobleme kümmern und irgendwann merkte man, dass es gar keinen Sinn macht, seine Zeit im Plenum abzusitzen und Reden zu Themen zu lauschen, mit denen man sich selbst gar nicht beschäftigte. Und so blieben immer mehr Abgeordnete dem Plenum fern, und da die nicht kamen, hatten auch andere keine Lust mehr. Die Reihen lichteten sich, die Plätze blieben leer. Nicht selten gab es in der internen AfD-Chatgruppe wütende Aufrufe, doch bitte ins Plenum zu kommen, man sei nur zu dritt, zu viert oder zu fünft und es sei peinlich gegenüber den anderen Fraktionen – allein es nutzte nichts. Eine Kontroll-App, die Abgeordnete quasi zur Anwesenheit zwingen sollte, wurde mit Mehrheit in der Fraktion abgelehnt; der Fraktionsvorstand traute sich nicht, durchzugreifen und so sieht der Zuschauer selbst während der Kernzeit des Parlamentes am Donnerstag- oder Freitagmorgen (je nach Thema) häufig nur eine Handvoll MdBs rechts auf den blauen Stühlen sitzen. Im Rest des Saales sieht es jedoch nicht besser aus – gähnende Leere. Das Bündnis Sahra Wagenknecht fehlte bei manchen Debatten sogar gern komplett.

			Hatten die anderen Fraktionen zu Beginn noch Dienstpläne für die Bundestagssitzungen erstellt und diese diszipliniert verfolgt, damit ihre Reihen im Vergleich zur AfD nicht so leer aussahen, wurden diese Pläne irgendwann obsolet. Die, die da schon länger sitzen, wissen eben wie es geht und die, die neu dazukommen, lernen schnell dazu und passen sich an.

			Jetzt wissen Sie also, wieso das Plenum oft so leer aussieht. Teilweise weil es wirklich andere Termine gibt, teilweise weil die Abgeordneten einfach keine Lust darauf haben.

			Auch am Mittwoch obliegt dem Bundestagsabgeordneten die Abendgestaltung selbst, verschiedenste Einladungen und Lobbyisten sorgen aber regelmäßig dafür, dass keiner allein zu Hause sitzen muss, wenn er nicht will, sondern immer irgendwo eine nette Zeit verbringen kann.

			Donnerstag und Freitag stehen ganz im Zeichen der Plenardebatten, dazwischen ist Zeit für Termine und Büroarbeit. Während die Sitzungen am Donnerstag auch gern mal bis spät in die Nacht gehen (ich saß schon nachts um zwei Uhr im Plenum), enden die Sitzungen freitags am frühen Nachmittag, denn jeder will nach Hause. Manchmal wollen so viele nach Hause, dass die eigene Fraktion zu Disziplinierungsmaßnahmen greifen muss und gegen Ende der Sitzung noch eine namentliche Abstimmung aufsetzen lässt. Manchmal ärgert eine einzige Fraktion den ganzen Rest, indem sie dasselbe tut – als letzten Tagesordnungspunkt – völlig überflüssige namentliche Abstimmung. Passiert das, kann man nicht nur den kollektiven Seufzer durch die Hallen des Hohen Hauses hören, sondern auch Dutzende Abgeordnete gleichzeitig rennen sehen: in die Westlobby, Kärtchen holen, Kärtchen einwerfen, runter zur Garderobe, Koffer schnappen, ab zu den Fahrdienstautos, die meist schon auf die Abgeordneten warten. Die Hektik ist groß, denn meist hinken wir dem Zeitplan hinterher und Bahn und Flieger warten nicht – entsprechend angespannt ist die Stimmung und ruppig der Ton. Wenn es irgendwie möglich war, ersparte ich mir das und reiste erst später nach Hause.

			Diejenigen, die ihren Job ernst nehmen, fallen am Freitagabend völlig erledigt in ihre Kissen oder haben sogar noch einen Termin im Wahlkreis. Andere hatten eine nette Woche mit Kollegen und abwechslungsreichen Terminen bei Canapés und Wein. Wieder andere sind bereits am Donnerstagabend oder Freitagmorgen nach der geleisteten Unterschrift abgereist. Zu Hause ist es schöner als in Berlin, außer den Berlinern wird da wohl kaum einer widersprechen.

			In der gesamten Sitzungswoche gibt es kaum Kontakt mit dem alltäglichen Leben vor den Türen des Bundestages. Gebuchte Reisen, Fahrdienst, Abendveranstaltungen, das eigene Büro, viele Termine mit den immer gleichen Leuten, dazu Restaurants im Bundestag, die Parlamentarische Gesellschaft, eine Cafeteria, ein Hausarzt, die Möglichkeiten, Sport zu treiben – wer es nicht möchte, muss seine Bundestagswelt nicht verlassen und viele Abgeordnete finden das gar nicht schlimm. Im Gegenteil, sie genießen es, denn es hat meist wenig mit dem Leben zu tun, das sie vor ihrem Einzug in den Reichstag hatten.

			Geld, Macht und Ansehen im Elfenbeinturm

			Gerade wenn Neulinge in den Bundestag einziehen, fühlen sie sich oft durch all diese Privilegien geschmeichelt. Sie sind plötzlich wer. Dürfen vielleicht zum ersten Mal in ihrem Leben Bu­siness fliegen, werden von Limousinen abgeholt, deren Fahrer ihnen die Tür aufhalten. Gehen sie in Berlin oder in ihrem Heimatkreis zu Veranstaltungen, werden sie als MdB vorgestellt, haben oft reservierte Plätze und viele Menschen suchen das Gespräch, das Selfie, wollen Autogramme. Dass es dabei nicht um sie persönlich geht, sondern um ihre Titel und ihren möglichen entscheidenden Einfluss auf die aktuelle Politik, verdrängen die meisten. Interviewanfragen, den eigenen Namen in der Presse lesen, bewundernde Blicke, wenn man sich als Bundestagsabgeordneter vorstellt (ja, die gibt es tatsächlich), all das macht was mit einem.

			Nicht wenige fühlen sich dadurch gebauchpinselt und nein – und ich mache mich davon nicht frei. Auch ich ertappte mich das ein oder andere Mal in einem Moment, in dem ich mir größer vorkam, als ich wirklich bin. Heute lache ich darüber. Andere setzen dagegen alles daran, genau diese Privilegien und dieses Gefühl nicht zu verlieren. Es ist die Kombination aus Geld, Macht und Ansehen im Elfenbeinturm, die einen oft nicht loslässt und selbst dann noch erbittert um einen Bundestagsplatz kämpfen lässt, wenn einem die innerparteilichen Querelen längst gesundheitlich zu schaffen machen, die Ehe in die Brüche gegangen ist und man den Bezug zu sich selbst und der Partei verloren hat.

			Wenige hören von sich aus auf. Wolfgang Schäuble wurde 1972 das erste Mal in den Bundestag gewählt, Angela Merkel 1990, Hermann Otto Solms war 37 Jahre MdB, Ulla Schmidt 31 Jahre. Wer es einmal geschafft hat, will dabeibleiben. Daher passt er sich an und verschiebt Grenzen, die er sich selbst gesetzt hat. Grenzen, die er nicht überschreiten wollte während seiner Zeit im Bundestag. Sei es bei einer namentlichen Abstimmung gegen die eigene innere Überzeugung oder bei der Bewertung der eigenen Partei.

			Wie viele Kröten mussten FDP-Abgeordnete in der Ampelkoalition schlucken, wie viel eigene Überzeugung über Bord werfen, wie viel persönliche rote Linien überschreiten, nur, um an der Regierung zu bleiben?

			Wie viele Fäuste mussten konservative CDUler während der Merkel-Jahre in der Tasche ballen, in denen sie die Partei auf links gedreht hat? Und trotzdem haben sie um ihren Bundestagsplatz gekämpft, um jahrelang eine Politik zu unterstützen, die sie eigentlich ablehnten und bei Parteitagen elf Minuten lang für eine Vorsitzende zu klatschen, die sie in privaten Gesprächen am liebsten auf den Mond wünschten.

			Welcher Abgeordnete der Grünen hat sich nicht heimlich gefragt, was denn aus seiner »Keine Waffenlieferungen in Kriegsgebiete«-Partei geworden ist?

			Wie viele rote Linien mussten AfD-Abgeordnete überschreiten und wie oft innerparteilich schweigen, weil sie mit der Richtung der Partei nicht mehr einverstanden waren? Ich kenne einige, die sofort ausgetreten wären, wenn sie eine andere politische und vor allem finanzielle Perspektive gehabt hätten. Da es diese aber nicht gab, haben sie sich genau dem Stil angepasst, der ihnen in der Partei so verhasst war, um wiedergewählt zu werden. Nicht selten mit Erfolg.

			Wie sagte Margaret Thatcher so schön: »Das Rückgrat ist bei manchen Politikern unterentwickelt – vielleicht weil es so wenig benutzt wird.« Recht hatte sie. Mit der Zeit lernte ich die Kollegen, die zu ihrer Meinung standen – auch wenn ich diese aus vollem Herzen ablehnte – mehr zu schätzen als diejenigen, die sich wie Aale wanden, ihre Meinung den Gegebenheiten anpassten und die dem Wort Opportunismus ganz neuen Glanz verliehen. Mit Letzteren hatte ich viel zu lange, viel zu oft zu tun. Ich habe sie viel zu häufig, über einen zu langen Zeitraum toleriert und verteidigt.

			Dieses Verhalten, dieses verzweifelte Anpassen ist Teil und Folge des Berufes. Und der Welt, in der wir uns bewegen, denn ein Leben außerhalb der Bundestagsblase können sich so einige gar nicht mehr richtig vorstellen. Was passiert, wenn man draußen ist? Vor allem, wenn man vorher noch nie wirklich gearbeitet hat? Gibt es einen passenden Job? Wie wird der bezahlt? Hat man überhaupt Lust auf einen Nine-to-Five-Job? Einen Chef? Wie ist das mit der Altersvorsorge? Welche Privilegien gehen verloren? Sind der teure Urlaub und die schicke Handtasche noch drin oder bald nicht mehr erschwinglich? Vom MdB-Dasein zurück zu einem »normalen« Leben, das macht nicht wenigen Angst.

			Wer nicht »nur« Bundestagsabgeordneter ist, sondern zusätzlich ein höheres Amt bekleidet, hat noch mehr zu verlieren. Denn Staatssekretäre und Minister genießen in Berlin und in Parteikreisen ein höheres Ansehen und verdienen mehr Geld. Und in welchem Beruf gibt es das sonst noch, dass der Steuerzahler nicht nur für Gehälter, Pauschalen und Reisen aufkommen muss, sondern auch für das eigene, stets perfekte Styling? Ja, auch das muss sitzen.

			Annalena Baerbocks Maskenbildnerin, die sie regelmäßig begleitet, kostete den deutschen Steuerzahler allein im Jahr 2022 136 500 Euro.3 In den Jahren davor, von 2013 bis 2020, lagen diese Ausgaben im Ministerium noch bei null Euro.4 Für Altkanzlerin Merkel zahlte der Bund vom Ende ihrer Amtszeit 2021 bis August 2023 stolze 55 000 Euro für Haare und Make-up. Aber nicht nur die Frauen sind eitel, das Bundeswirtschaftsministerium von Robert Habeck gab im November 2022 eine Stellenanzeige für einen Fotografen auf – mit einem Gesamtgehalt von geschätzt 350 000 Euro über vier Jahre. Der Minister wollte schließlich gut aussehen – lässig in Szene gesetzt, selbst wenn er auf dem Boden eines Bahnsteiges sitzt. Die so entstandenen Fotos gehen dann über unterschiedliche Kanäle auch an die Medien und erwecken dort den Anschein normaler Pressefotos. Sie fragen sich, warum Regierungsmitglieder auf Pressefotos oft so gestylt und frisch aussehen? Deswegen. Neutrale und realistische Berichterstattung geht anders, aber wer macht schon echte, unvorteilhafte Fotos von der Person, die einem Monat für Monat das Gehalt überweist? Es ist alles ein Spiel und wer es am besten beherrscht, gewinnt. Finanzieren darf es der steuerzahlende Bürger.

			Der Bund der Steuerzahler kritisierte den starken Anstieg der Ausgaben für Fotografen, Friseure und Visagisten auch dementsprechend scharf in seinem Schwarzbuch: »Sie summierten sich im ersten vollen Regierungsjahr der Ampelkoalition 2022 auf 1,5 Millionen Euro. Das sind fast 80 Prozent mehr als im Jahr 2021, in dem zum größten Teil noch die Große Koalition regierte. Im ersten Halbjahr 2023 sind bereits rund 452 000 Euro geflossen, um Spitzenpolitiker ins rechte Licht zu rücken.« 5 In Zeiten knapper Kassen ein Unding, doch im Elfenbeinturm völlig normal.

			Wer glaubt, dass sich das mit der Regierung Merz geändert hat, der irrt. Unser Bundeskanzler hat in nur drei Monaten rund 12 500 Euro für Friseur-, Kosmetiker- und Visagistenleistungen ausgegeben. Wirtschaftsministerin Katharina Reiche kam auf 19 000 Euro. Alle Ministerien zusammen kosteten den Steuerzahler zwischen Amtsantritt und Anfang August circa 59 000 Euro fürs Styling und fast 173 000 Euro für Fotografen.6 Und gleichzeitig sitzt unser Finanzminister bei Markus Lanz und verkündet, dass die Politik den Menschen in den nächsten Jahren etwas abverlangen wird. Jeder würde spüren, dass wir sparen. Wir dürfen gespannt sein, ob das auch für ihn gilt, ist es doch sein Ministerium, das im Oktober 2025 ein Foto- und Videoteam für rund 600 000 Euro suchte.7 Gut ausgeleuchtet kann man dem Bürger anscheinend leichter in die Tasche greifen.

			Genauso ein Unding sind die Privilegien, die Altkanzler und Altbundespräsidenten zustehen, wenn sie aus dem Amt scheiden. Dazu gehören nicht nur Visagisten, Friseure und stattliche Ruhebezüge, sondern der Anspruch auf ein Büro, eine Büroleitung, Referentenstellen, Schreibkräfte, Personenschützer, besondere Dienstwagen, Fahrer und auch bauliche Schutzmaßnahmen. Man mag Bundestag und Amt verlassen, nicht aber die dazugehörige Blase und seine Ansprüche. Allein für die Personal- und Reisekosten für Ex-Kanzler Gerhard Schröder sind dem Bundeshaushalt von 2016 bis Ende Januar 2022 Kosten in Höhe von über 3 Millionen Euro entstanden.8 Dazu kommen die Kosten der Büroräume und deren Ausstattung. Noch teurer ist Frau Merkel, die über ein Büro mit neun Planstellen samt Dienstwagen verfügt. Knapp eine Million Euro kostet das und zusätzlich kosten ihre Reisen dem Steuerzahler pro Jahr! Angeblich soll das Kanzleramt bei ihr mehr Sparsamkeit angemahnt haben, berichtete zumindest der Spiegel 2022. Aber warum sparen, wenn es doch eben jenen Steuerzahler gibt? Ein schlechtes Gewissen hat in der Politik in Berlin aufgrund der steigenden Ausgaben für das persönliche Wohlergehen kaum einer. Die Ausreden sind vielfältig, die Rechtfertigungen stets eingeübt. Und wenn es keinen Druck von außen gibt, wird sich im Inneren nichts ändern. Dann bleiben die Büros und Angestellten auf Lebenszeit, ebenso die Friseure, die Visagisten und Fotografen – den ganzen Luxus gibt kaum jemand freiwillig auf.

			Auch Olaf Scholz hat jetzt ein Altkanzlerbüro mit sage und schreibe acht Mitarbeitern. Drei mehr als ursprünglich vorgesehen wegen »der zu erwartenden Entwicklung seiner nachamtlichen Tätigkeit«, schließlich sei er Kanzler während des Ukrainekrieges und der »Zeitwende« gewesen. Und? Was hat das mit seiner Nach-Kanzler-Zeit zu tun? Hier ist wirklich keine Ausrede zu billig, um sich selbst und den Seinen die größtmöglichen Privilegien zuzuschanzen. Merz halte übrigens die geforderte personelle Ausstattung für das Büro seines Vorgängers für angemessen, erklärte Regierungssprecher Stefan Kornelius. Natürlich und ich bin mir ziemlich sicher, dass die SPD auch bei Merz eine höhere Ausstattung durchwinken wird, wenn er sein Amt aufgibt beziehungsweise aufgeben muss. Eine Hand wäscht die andere und so.

			Zum Leben im Elfenbeinturm gehört aber nicht nur der Alltag eines Abgeordneten oder Ministers und ihre Privilegien oder das schöne, behütete Leben der Altkanzler, sondern auch die Räumlichkeiten und die Stäbe des Bundestages und der Abgeordneten.

			Je nachdem, welches Gebäude einem als Abgeordneter zugewiesen wird, hat man Glück oder eher Pech mit dem Büro. Jedem MdB stehen insgesamt drei Büros zur Verfügung für sich und seine Mitarbeiter. Manche Abgeordnete haben große Büros mit einer tollen Aussicht und einer kleinen integrierten Waschstation mit Spiegel. Andere beziehen kleine Büros in alten Gebäuden. Die Verteilung richtet sich nach der Fraktionsstärke. Am repräsentativsten sind natürlich die Büros derer, die eine bestimmte Funktion haben, beispielsweise die Ausschussvorsitzenden. Diese Funktionsträger residieren im Paul-Löbe-Haus.

			Möbel können Abgeordnete über eine zentrale Stelle bestellen, auch Computer und Telefone werden gestellt. Selbst Kunstwerke können MdBs bei der »Artothek« ausleihen. Seit 1976 wird diese Sammlung durch den Kunstbeirat des Deutschen Bundestages Jahr um Jahr erweitert. Wer mit der Demokratie eher weniger anfangen kann, der kann sich dort sogar ein Bild von Che Guevara ausleihen und stolz in sein Büro hängen. Sozialismus im Bundestag – gar keine Seltenheit.

			In den Gängen und Ecken der zahlreichen Bundestagsgebäude hängt und steht aber nicht nur Kunst, sondern vor allem auch teures Mobiliar, das kaum benutzt wird, wie zum Beispiel Barcelona-Sessel und Cassina-LC3-Couches – Kosten pro Stück zwischen 8 000 und 10 000 Euro – oder Foster-500-Sessel und Sofas zu um die 3 000 bis 8 000 Euro das Stück. Die Politik lässt sich eben nicht lumpen. Ja, es ist der Deutsche Bundestag, dass dort keine Ikea-Sessel stehen können, ist selbstverständlich, und auch Kunst ist für so ein herausragendes Gebäude wichtig. Ob es dann jedoch Sessel für 8 000 Euro sein müssen, auf denen kaum einer sitzt, mag jeder für sich selbst entscheiden. Den Abgeordneten fallen diese Möbel im Alltag jedenfalls kaum noch auf. Sie sind einfach Teil des Ganzen, Teil der Bundestagsblase, in der einem so mancher Luxus völlig normal vorkommt.

			Zu diesem Luxus gehören auch die ganzen Mitarbeiter des Bundestages, der Verwaltung, der Sekretariate, der Referate, der Etagendienste, die zahlreichen Mitarbeiter der Fraktionen und die Mitarbeiter der MdBs selbst. Es sind Heerscharen von Menschen, die sich darum kümmern, dass im Hohen Haus und in den Büros alles reibungslos funktioniert und Abgeordnete möglichst viel Arbeit abgenommen bekommen. Rund 3 200 Mitarbeiter sorgen allein in der Verwaltung des Bundestages dafür, dass im parlamentarischen Betrieb alles rund läuft, 1990 waren es noch 51 Prozent weniger. Nicht nur die Zahl der Abgeordneten wuchs über die Jahre rasant an, sondern auch die Zahl der neuen Stellen, die hinter den Kulissen geschaffen wurden. Die Personalkosten des Deutschen Bundestages stiegen dementsprechend von 275,97 Millionen D-Mark im Jahr 1990 auf stolze 585,05 Millionen Euro im Jahr 2021.9 Und jede neue Regierung lässt den Beamten- und Mitarbeiterapparat anwachsen. Allein die Ampel hat 11 500 (!) neue Beamtenstellen geschaffen. Viele Beamte bedeuten viel Bürokratie, denn irgendwie wollen all diese Menschen ja beschäftigt werden.

			Luxus ist Bestandteil des Abgeordnetenberufes

			Und es gibt einen weiteren Luxus, der wesentlicher Bestandteil des Berufes eines Abgeordneten ist: die Reisen. Es gibt Ausschussreisen, Reisen der Bundesregierung, Reisen der Parlamentariergruppen, Dienstreisen zu Versammlungen, Einzelreisen von Abgeordneten … Während ich für die Reisen der Regierung Verständnis habe und auch den Sinn von Ausschussreisen ansatzweise erkenne, halte ich die Ausgaben für andere Reisen für eine reine Verschwendung von Steuergeldern zum Wohle einzelner Abgeordneter.

			Die Ausschüsse des Bundestages reisen in der Regel mindestens einmal im Jahr ins Ausland (Ausnahme die Corona-Jahre). In meinen über sieben Jahren im Bundestag habe ich nur eine solche Reise mitgemacht. Es ging mit dem Digitalausschuss in die Vereinigten Arabischen Emirate (UAE), um sich vor Ort ein Bild über den Stand der Digitalisierung zu machen – und vom gegenseitigen Austausch zu profitieren. Angesichts der fortgeschrittenen Digitalisierung in den UAE haben vor allem wir deutschen Abgeordneten große Augen gemacht – was für ein Unterschied zu unseren Funklöchern und schleppenden Verwaltungsprozessen. Und Dubais Minister für Künstliche Intelligenz wurde, bevor er den Job antreten durfte, zuerst zum KI-Studium nach Großbritannien geschickt. So geht das, wenn Minister vom Fach sein sollen, liebe Bundesregierung.

			Die Reise war vollgepackt mit geschäftlichen Terminen und tat auch dem Austausch der Abgeordneten untereinander gut. Natürlich blieb auch Zeit für einen Bummel durch die Dubai-Mall und für einen Besuch im Museum, trotzdem hatte ich das Gefühl, einiges Fachliche von der Reise mitgenommen zu haben.

			Vergangene Reisen des Digitalausschusses führten die MdBs unter anderem nach Spanien und Portugal, Kenia und Ruanda, Japan und Südkorea und Estland und Finnland. Auch der Sportausschuss reiste nach Finnland, allerdings zur Eishockey-Weltmeisterschaft, für den Gesundheitsausschuss ging es nach Kanada und Kalifornien, der Bildungsausschuss besuchte Brasilien, die Kollegen vom Klima- und Energieausschuss flogen nach Chile und so weiter. Jeder Ausschuss findet seine Reiseziele. Die Vorschläge, wohin es gehen soll, kommen von den Fraktionen selbst. Und bevor ich es vergesse: Natürlich gibt es auch noch Unterausschüsse, die ebenfalls fleißig durch die Gegend reisen.

			Ob all das akzeptabel ist, kann jeder für sich selbst entscheiden. Ganz sicher trägt es aber bei den Abgeordneten dazu bei, vieles für selbstverständlich zu nehmen und sich keine Gedanken darüber zu machen, dass sich die, die diese Reisen bezahlen müssen, nämlich die Steuerzahler, in den seltensten Fällen solche Trips selbst leisten können. Sonst hätte eine Abgeordnete auch nicht ganz selbstverständlich auf der Umbuchung ihres Rückflugs von so einer Ausschussreise bestanden, obwohl diese mehrere tausend Euro gekostet hat und alle anderen Kollegen mit der billigeren Variante durchaus zufrieden waren. Das Geld anderer gibt man eben leichter aus.

			Ist man einmal in den Bundestag gewählt, dann sind solche Reisen natürlich auch wichtiger als andere Verpflichtungen. So kam es, dass ein frischgebackener Bundestagsabgeordneter, der gleichzeitig noch Vorsitzender seiner Fraktion im Kreistag war, die wichtigste Haushaltssitzung im Kreistag, in der er eigentlich Anträge hätte stellen müssen, mit der Aussage »Da bin ich in Paris!« sausen ließ. Wohlgemerkt nur ein paar Wochen nach der Wahl in den Bundestag. Aber was ist schon die Provinz, wenn man Paris sehen kann?

			Bleiben wir bei Einzelabgeordneten: Nicht in Ordnung und wirklich überflüssiger Luxus sind in meinen Augen die Reisen in alle Welt, die Einzelabgeordnete beantragen dürfen und die sie ebenfalls bezahlt bekommen.

			Eine Einzeldienstreise ist mir in besonderer Erinnerung. Es war die vom Kollegen Dieter Janecek von den Grünen. Anfang März 2019 macht er mit der Forderung von sich reden, dass jedem Bundesbürger künftig nur noch drei internationale Hin- und Rückflüge pro Jahr zustehen sollten. Um das zu kontrollieren, plädierte er für »Bürger-Zertifikate«, die jedem Bürger zugeteilt werden sollten. Wer mehr als dreimal fliegen wollte, sollte ungenutzte Flug-Zertifikate von anderen Bürgern kaufen müssen – ein privater Emissionszertifikate-Handel sozusagen. Die Preise für Flugreisen würden daher natürlich steigen und es würde weniger geflogen. Auch Geschäftsreisende sollten nachdenken müssen, ob es wirklich eine weite Reise sein muss oder ob es nicht auch eine Videokonferenz täte, so Janecek. Am 11. März 2019, also nur wenige Tage nach diesem Vorstoß, erreichte mich als Obfrau im Digitalausschuss eine Mail des Sekretariats mit dem Betreff: »Zustimmung zur Einzeldienstreise Abg. Janecek«. Ich dachte, ich lese nicht richtig. Einzeldienstreisen müssen vom Ausschussvorsitzenden und den Obleuten des Ausschusses genehmigt werden. Also öffnete ich die Mail, las mir seine Pläne und sein Programm durch und kam aus dem Kopfschütteln nicht mehr heraus. Wie abgehoben muss jemand sein, um den Bürgern Urlaube und Geschäftsreisen vermiesen und verbieten zu wollen und wenige Tage danach selbst – auf Kosten eben jener Bürger – in die USA fliegen zu wollen? Ich klickte auf »antworten« und schrieb dem Sekretariat:

			»Sehr geehrte Frau M.,

			wir haben uns den Antrag auf Einzelreise von Herrn Janecek für eine Flugreise in die USA genau angesehen und müssen Ihnen mitteilen, dass wir der Reise nicht zustimmen können.

			Erst vor vier Tagen hat sich Herr Janecek in der Presse zu Wort gemeldet und eine Limitierung von Flugreisen gefordert, um den schädlichen CO2-Ausstoß zu reduzieren. Seine Aufforderung, die ›Lust-Vielfliegerei‹ zu unterbinden, bezog sich dabei nicht nur auf Privat-, sondern auch auf Geschäftsreisen. Er riet Geschäfts-reisenden zu mehr Videokonferenzen, statt jedes Mal persönlich zum Kunden zu fliegen.

			Da Herr Janecek in den ersten Monaten dieses Jahres bereits zwei Mal ins weite Afrika geflogen ist, sind wir der Meinung, dass sein ökologischer Fußabdruck für 2019 nun groß genug ist. Um das Klima zu schützen und seiner nötigen Vorbildfunktion nachzukommen, schlagen wir dem Kollegen von den Grünen hiermit – für die doch recht wenigen Termine – Videokonferenzen mit den Firmen in den USA vor. Greta und die vielen demon­strierenden Schüler bei ›Fridays For Future‹ werden es ihm danken.

			Mit freundlichen Grüßen

			Joana Cotar, MdB

			Digitalpolitische Sprecherin der AfD-Fraktion

			Das Schreiben wurde an die zuständigen Stellen weitergeleitet. Fliegen durfte Herr Janecek natürlich doch, die Genehmigung wurde von allen anderen erteilt. Manche heben in der Bundestagsblase eben höher ab als andere.

			Abgehoben sind auch manche Mitglieder von Parlamentariergruppen. Das sind interfraktionelle Zusammenschlüsse von Abgeordneten, die Kontakte zu Parlamenten in aller Welt pflegen. Es gibt sehr aktive Gruppen und dann wiederum solche, die sich kaum treffen. Aber fast alle Gruppen reisen quer durch die Weltgeschichte. So besuchte die Parlamentariergruppe »Anden-Staaten« beispielsweise Peru und Ecuador, die Parlamentariergruppe »Zentralafrika« Kamerun, die Delegation der »Deutsch-Nordischen Parlamentariergruppe« reiste nach Island und Grönland, die »Deutsch-Pazifische Parlamentariergruppe« flog gar bis nach Neuseeland und die »Parlamentariergruppe ASEAN« besuchte Brunei, Singapur und Malaysia. Alles auf Kosten der Steuerzahler. Nötig? Entscheiden Sie selbst!

			Im Oktober 2023 legte die damalige Bundestagspräsidentin Bärbel Bas eine Unterrichtung10 über die Auslandsdienstreisen der Bundestagsabgeordneten in der Zeit vom 26. Oktober 2021 bis 30. September 2023 vor. Aus dieser ging hervor, dass die Abgeordneten in der Zeit insgesamt 956 Auslandsdienstreisen absolvierten:

			
					93 Ausschuss-Delegationsreisen 

					634 Einzeldienstreisen

					40 Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedern 

					29 Delegationsreisen der Parlamentariergruppen und 

					160 Reisen zu Konferenzen und Sitzungen der internationalen parlamentarischen Versammlungen, einschließlich Wahlbeobachtungen 

			

			Die Gesamtkosten dieser Reisen beliefen sich auf knapp 6,95 Millionen Euro – ein ordentlicher Batzen Geld.

			Da das für Auslandsreisen zur Verfügung gestellte Budget in der 20. Legislaturperiode immer schneller schmolz, sahen sich die Bundestagspräsidentin und der Ältestenrat gleich mehrfach gezwungen, die Notbremse zu ziehen. In einer ersten Mail im ­April 2024 wiesen sie darauf hin, dass für Flüge kürzer als vier Stunden nur noch Economy geflogen werden darf, und im Juli 2024 verfügte Bundestagspräsidentin Bas dann eine komplette Sperre für Einzeldienstreisen. Wer weiterhin reisen wollte, musste das selbst bezahlen oder die eigene Fraktion zur Kasse bitten. 

			Die Doppelmoral wird ausgeblendet

			Angesichts der ständigen Ermahnungen durch die Politik, doch bitte das Klima zu schützen, weniger zu fliegen und lieber Bahn zu fahren, die Erhöhungen der CO2-Abgabe, Forderungen nach einem Verbot von Inlandsflügen, Forderungen nach der Erhöhung der Kerosinsteuer und so weiter, wirken die vielen Reisetätigkeiten der Bundestagsabgeordneten mehr als befremdlich. Doch in ihrem Elfenbeinturm hoch oben in der Berliner Luft blenden nicht wenige Politiker das Klima und ihre Doppelmoral aus. Und so kann auch ein Minister Lauterbach auf der Social-Media-Plattform X laut gegen Kurzstreckenflüge anschreiben, während er fröhlich Selfies von sich bei EM-Spielen postet, zu denen er meistens im Regierungsflieger jettet. Das Klima wird für diese Menschen erst dann wieder interessant oder zum Problem, wenn sie in Talkshows und Reden die Bürger belehren können.

			Braucht es das alles? Braucht es diesen Luxus, den Popanz, die vielen Reisen? Braucht es diesen riesigen Apparat, um den Bundestag am Laufen zu halten? Oder geht es nicht auch eine Nummer kleiner? Braucht es die Kanzleramtserweiterung? Oder die Ausbauten anderer Ministerien?

			Das Bundeskanzleramt ist ein eindrucksvolles Gebäude und jetzt schon der größte Regierungssitz der westlichen Welt. Es ist rund achtmal größer als das Weiße Haus, zehnmal größer als 10 Downing Street und dreimal größer als der Élysée-Palast in Paris. Auch unsere Ministerien sind nicht zu verachten und trotzdem reicht der Platz nicht – denn wir erinnern uns: Es werden ständig neue Beamte eingestellt und die müssen eben irgendwo arbeiten.

			Der geplante Erweiterungsbau des Bundeskanzleramtes von 25 000 auf 50 000 Quadratmeter mit Hubschrauber-Landeplatz, Kanzlerwohnung, Sport- und Gymnastikraum und hauseigener Kita, wird – Stand Ende 2025 – geplante 777 Millionen Euro kosten (ursprünglich veranschlagt waren 450 Millionen Euro). Doch damit nicht genug. Einen kleinen Einblick in weitere Baumaßnahmen und ihre Kosten erlaubt diese Liste:

			
					500 Millionen Euro: Renovierung Schloss Bellevue 

					205 Millionen Euro: Ausweichgebäude für Bundespräsidenten und Mitarbeiter für die Zeit der Renovierung 

					416 Millionen Euro: Ausbau Verteidigungsministerium 

					193 Millionen Euro: Graben um den Bundestag und Besucherzentrum 

					395 Millionen Euro: Erweiterung des Marie-Elisabeth-­Lüders-Haus 

					98 Millionen Euro: Umbau der ehemaligen US-Botschaft in der DDR zum Bundestagsgebäude 

					2 Milliarden Euro: Neubaukomplex Bundestag, »Band des Bundes«, Luisenblock Ost 

					402 Millionen Euro: Erweiterungsbau für das Bundes­umweltministerium 

					166 Millionen Euro: Anbau des Auswärtigen Amts 

					100 Millionen Euro: zusätzliches Gebäudemodul für das Innenministerium 

					91 Millionen Euro: Herrichtung eines weiteren Gebäudes für das Arbeitsministerium 

			

			Noch Fragen?

			Ja, vielleicht eine: Wieso wird eigentlich immer nur bei den Bürgern und ihren Leistungen gespart? Wieso ist eine Senkung der Stromsteuer unter Bundeskanzler Friedrich Merz nicht drin, wenn die Politik das Geld gleichzeitig mit vollen Händen aus dem Fenster wirft und unzählige Millionen für unnötige Bauten ausgibt?

			Gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, in denen die Politik den Bürgern immer mehr Kosten aufhalst, sind Ausgaben wie diese nicht mehr zu rechtfertigen. Verantwortungsvolle Politiker, die noch ansatzweise einen Bezug zum realen Leben und den Sorgen vieler Bürger empfänden, hätten diese Bauten längst gestoppt.

			Aber wer das Land nur vom Fahrdienstauto aus beobachtet, wer Alltagsprobleme nur von Erzählungen kennt, wer Luxus genießt und ihn weder erarbeiten noch bezahlen muss und wer jahrelang in dieser »MdBs-sind-irre-wichtig«-Kulisse arbeitet, der verliert nach und nach Berührungspunkte zum wirklichen Leben. Manche schneller, manche nach und nach, einige auch gar nicht, so fair muss ich sein. Aber wer von der Uni direkt in diesen Elfenbeinturm wechselt, kennt gar kein anderes Leben. Wie soll er sich in den Arbeiter versetzen können, der frühmorgens aufsteht, sich krummlegt und am Monatsende doch nachrechnen muss, ob das Geld für seinen Lebensunterhalt reicht? Oder in die Rentnerin, die das Stück Butter zurücklegen muss, weil sie sich das bei den Preisen im Moment nicht leisten kann? Woher soll da das Verständnis für die alleinerziehende Mutter kommen, die seit Jahren auf einen gemeinsamen Urlaub mit den beiden Kindern spart? Oder in den Firmengründer, der sich mit unzähligen Formularen herumschlagen muss und in der Bürokratie zu ersticken droht?

			Die Privilegien müssen fallen!

			Die Blase, in der wir als Politiker in Berlin leben, tut uns nicht gut. Sie koppelt uns von den Bürgern ab, wenn wir nicht bewusst dagegen arbeiten. Und je länger jemand dabei ist, desto schlimmer wird es. Es braucht mehr Realität im Bundestag und dazu müssen Privilegien fallen. Denn all diese Privilegien koppeln uns nicht nur vom wirklichen Leben ab, sie koppeln uns auch von uns selbst ab. Sie sorgen dafür, dass sich Abgeordnete anpassen, dass sie eben nicht mehr nach ihrem Gewissen entscheiden, sondern danach, was ihnen ihren Platz an der Sonne oder wenigstens im Reichstag erhält.

			Wie sehr das politische Berlin mittlerweile vom realen Deutschland entfernt ist, merkt man an der Entfremdung zwischen Bürgern und Politikern. An den Buhrufen bei Auftritten, der Wut, die sich in den Sozialen Netzwerken Bahn bricht, den Wahlergebnissen, von denen merkwürdigerweise immer noch viele überrascht sind. Wer Politik an den Sorgen und Nöten der Bürger vorbeimacht, weil er diese Sorgen und Nöte gar nicht mitbekommt, darf sich nicht wundern, wenn die Menschen dann Parteien wählen, die genau diese Wut aufnehmen und kanalisieren, ob das nun die AfD oder das BSW ist. Und wenn Politiker diesen verärgerten, wütenden und ja, auch teils verzweifelten Bürgern, dann noch mit Arroganz kommen, haben sie ihren Job völlig verfehlt.

			Ich erinnere mich an eine Ausschusssitzung in der Corona-Zeit, kurz nach einer großen Demo in Berlin. Ich war selbst auf der Demonstration und überrascht, wer da alles durch die Straßen Berlins zog. Durch die Berichterstattung im Vorfeld erwartete ich hauptsächlich Rechte. Gesehen habe ich jedoch vor allem Hippies mit Peace-Zeichen, Linke, Freidenker, Luftballonkünstler, Eltern, Kinder, sogar Demonstranten mit Antifa-Fahnen waren da – und ja, auch Rechte. Aber alle haben friedlich nebeneinander und miteinander gegen die Corona-Maßnahmen demonstriert. In der Ausschusssitzung, die in der Woche nach dieser Demo stattfand, saß ich neben einem Kollegen der Grünen, der sich vor Beginn der Sitzung abfällig über die Demonstranten äußerte. Als ich ihn darauf hinwies, dass das auch Wähler der Grünen seien – seine Leute – winkte er ab und meinte »Die wollen wir gar nicht«. Ich war fassungslos. Wie so oft in diesen Hallen. Ein Politiker, der über Menschen, die ihn und seine Partei gewählt haben, denkt »Die wollen wir gar nicht« – was für ein Verständnis von seinem Job hat er?

			Die Abgeordneten sind Angestellte der Bürger. Sie stellen sie ein und sie bezahlen sie. Leider können sie sie nur alle vier Jahre feuern und auch dann nur die Partei, selten die Abgeordneten selbst. MdBs, die zu lange in der Blase leben, glauben jedoch, Sie seien die Helden dieses Stückes. Falsch! Sie sind die Diener des Volks.

			»Die wollen wir gar nicht«: Dieser Satz dokumentiert die Quintessenz dessen, was ich in diesem Kapitel zu beschreiben versucht habe. Es ist die Konsequenz des abgeschotteten Elfenbeinturmes und darum wird es höchste Zeit, dass Abgeordnete, Staatssekretäre, Minister und auch Kanzler dort ausziehen. Lassen Sie uns darüber reden, welche Reisen wirklich nötig sind, ob es immer die erste Klasse sein muss oder darüber, wie viel Platz ein Kanzler wirklich braucht. Und wir sollten uns auch fragen, welche Privilegien wirklich nötig sind, was man komplett und für immer streichen kann und wie man das Geld aus der Politik zurück zu den Bürgern lenkt. Solange aber genau diese Bürger alles schlucken und nicht mal ansatzweise gegen die Verschwendung ihrer Steuergelder protestieren, wird sich leider nichts ändern.

			




Kapitel 4

			




Das deutsche Demokratiedefizit: Wo die politischen Entscheidungen wirklich gefällt werden

			Der Bundestag wird oft als das Herz unserer Demokratie bezeichnet. Hier sollen Politiker und Parteien die besten Ideen für unser Land diskutieren – und die besten Entscheidungen treffen. Sie sollen um das ringen, was uns nach vorne bringt, und im Zweifelsfall Deutschland an die erste Stelle stellen – nicht die eigene Partei, nicht die eigene Karriere, nicht kleinlichen Streit, sondern unser Land. Gute Ideen sollten übernommen und weiterentwickelt werden – zum Wohle aller, völlig egal, welche Fraktion sie einbringt. So sollte es sein. Eigentlich.

			Szenenwechsel: Digitalausschuss irgendwann in der 19. Legislaturperiode. Nachdem ich drei Anträge vorgestellt habe, die Deutschland in der Corona-Zeit in Sachen Digitalisierung voranbringen sollten, meldet sich eine Kollegin der SPD zu Wort und sagt zusammengefasst: »Gute Anträge, Frau Cotar, falsche Partei. Wir lehnen ab.«

			Willkommen in der Realität des Bundestages.

			Ich gebe zu, ich war bei meinem Einzug in den Bundestag naiv, also wirklich und ehrlich naiv. Ja, ich kannte die Plenar­debatten aus dem Fernsehen, ich kannte den Streit, die Skandale, das Versagen verschiedenster Regierungen. Trotzdem dachte ich, dass es hinter den Kulissen vielleicht etwas anders abläuft. Heißt es nicht immer, die wirkliche Arbeit findet in den Ausschüssen statt? Diese sind nicht öffentlich, also hoffte ich, dass genau das der Ort sei, wo die Fraktionen wirklich miteinander diskutieren und einander zuhören, wo eventuell auch mal Kompromisse gefunden werden, Vorschläge der Opposition aufgegriffen werden, wenn sie gut sind und unserem Land helfen. Die kurze Zusammenfassung lautet jedoch: So funktioniert der Bundestag nicht. Nicht vor und nicht hinter den Kulissen.

			Doch der Reihe nach.

			Beginnen wir im Parlament und bei der Gewaltenteilung. Sie ist in unserem Grundgesetz festgeschrieben, damit der Staat seine Macht nicht unkontrolliert ausüben kann. Die Legislative (das Parlament) kontrolliert die Exekutive (die Regierung) und die Judikative (die Recht sprechende Gewalt) ist unabhängig. So zumindest die Theorie zum Schutze unserer Grundrechte und unserer Freiheit. Wer sich den Bundestag jedoch genauer anschaut, dem bietet sich ein ganz anderes Bild. Das Parlament kontrolliert die Regierung schon lange nicht mehr. Es gibt Abgeordnete, die gleichzeitig Regierungsmitglieder sind, und wenn es bei einer Abstimmung im Bundestag tatsächlich einmal knapp wird, weil nicht genug Abgeordnete der Regierungsfraktionen im Saal sind, sieht man plötzlich Regierungsmitglieder von der Regierungsbank aufspringen und auf ihre Plätze im Plenum laufen, um von dort abstimmen zu können. Die Damen und Herren kontrollieren sich also selbst. Als ich dieses Schauspiel das erste Mal beobachten konnte, traute ich meinen Augen nicht. Wie kann so etwas sein? Und wieso stört das offenbar die Mehrheit nicht?

			Aber es ist nicht das einzige Problem. Viel schlimmer ist die Tatsache, dass sich das Parlament selbst entmachtet hat. Es ist zu einem reinen Abnickverein verkommen. Statt seiner Aufgabe nachzukommen und die Regierung wirklich zu kontrollieren, Debatten zu führen, zu kritisieren, zu korrigieren, nickt die Mehrheit einfach das ab, was aus dem Kabinett kommt.

			Was bedeutet das konkret?

			Nichts anderes, als dass eine sehr kleine »Elite« darüber bestimmt, was in unserem Land passiert. Die Entscheidung da­rüber fällt in den Parteizentralen der Regierungsparteien, dort beschließt der Führungskreis etwas, trägt die Idee in die Regierungsgremien, einigt sich mit dem Koalitionspartner, gießt das Ganze in ein Gesetz und bringt es dann in den Bundestag ein. Die Fraktionsspitzen haben ihren Leuten bereits klargemacht: durchwinken! Und so bleibt den Abgeordneten in den Regierungsfraktionen wenig Raum für Diskussion und Kritik, schon gar nicht für eine Ablehnung, denn die hat Folgen. Der Fraktionszwang sorgt für die nötige Disziplin. Freie Meinungsbildung und Kontrolle bleiben dabei auf der Strecke. 

			Die Mehrheit der Abgeordneten gleicht eher Marionetten, die an den Fäden ihrer Fraktion tanzen, anstatt als unabhängige Vertreter des Volkes aufzutreten. Und sie scheinen mit dieser Rolle Frieden geschlossen zu haben, denn die meisten folgen diesem System ohne groß zu murren und ohne nennenswertes Aufbegehren. Selten kommt es zu solchen Streitigkeiten innerhalb einer Fraktion, wie wir sie etwa beim Rentenpaket beobachten konnten, denn das könnte die eigene Regierung gefährden – und damit auch den eigenen Job.

			Die Rolle des Kontrolleurs fällt im Parlament somit einzig der Opposition zu. Doch die kann sie nicht ausfüllen, denn sie ist in der Minderheit und hat daher nicht die Macht, eine Abstimmung zu bestimmen oder ein Gesetz zu verhindern (es sei denn, es ist verfassungswidrig und sie klagt erfolgreich in Karlsruhe). In der Regel arbeitet die Opposition lediglich für den Papierkorb und für die Außendarstellung, denn ihre Anträge und Gesetzesvorschläge werden von der jeweiligen Regierung aus Prinzip nicht angenommen, egal wie gut sie sind. Die Annahme könnte ja die Konkurrenz-Partei stärken. Gott bewahre! Deswegen klatschen Abgeordnete auch nicht während der Reden von Mitgliedern der anderen Fraktionen. Selbst dann nicht, wenn der Redner etwas Richtiges sagt, etwas, das auch die eigene Partei vertritt. Die Masse bleibt stumm. Übrigens auch bei meinen Reden als Fraktionslose, kein Applaus aus irgendeiner Fraktion, nur danach hörte ich von Kollegen ab und zu ein verschämtes: »Gute Rede!«

			Wie im Kindergarten

			Nicht selten fühlte ich mich in all diesen Momenten zurück in den Kindergarten versetzt – eigentlich könnte ich darüber lachen, wenn es nicht um unser Land und unsere Zukunft ginge.

			Eines der eklatantesten Beispiele der (Selbst-)Entmachtung des Parlaments erlebten wir in der Corona-Zeit. Nicht das Parlament fällte die wichtigsten Entscheidungen in der Krise, sondern die Kanzlerin und ihre Ministerpräsidentenkonferenz – ein nicht legitimiertes Gremium, das verfassungsrechtlich gar nicht vorgesehen ist. Die MPK, wie man dieses Gremium schnell abgekürzt nannte, war während der Corona-Jahre in aller Munde, dort wurden – hinter verschlossenen Türen – die Leitlinien der Covid-Strategie festgelegt, der Inzidenz-Wert zum bestimmenden Faktor erklärt, Kontaktbeschränkungen angeordnet, der Ungeimpften-Lockdown beschlossen und die Impfpflicht diskutiert. Diese Konferenz war in der Corona-Zeit das mächtigste Gremium der Bundesrepublik – und nicht etwa das Parlament. Dieses war, wenn überhaupt, nur noch am Rande beteiligt. Doch diesen Umstand hatte es sich selbst zuzuschreiben, denn mit den Infektionsschutzgesetzen von 2020 gab es seine Macht und damit auch seine Kontrollfunktion tatsächlich freiwillig ab. Mit der Feststellung der »epidemischen Lage von nationaler Tragweite« durch den Bundestag wurde die Entscheidungsgewalt auf die Bundesregierung und die Landesregierungen übertragen. Der Bundesgesundheitsminister erhielt Exekutivrechte und wurde sogar dazu ermächtigt, per Rechtsverordnung Gesetze des Bundestages außer Kraft zu setzen. Das Parlament hatte sich selbst zum Zuschauen verdammt und konnte Beschlüsse im Nach­hinein nur noch abnicken. Und all das, während in der Bundesrepublik die weitreichendsten Grund- und Freiheitseinschränkungen beschlossen wurden – für eine Demokratie wie Deutschland absolut inakzeptabel. Schon zu Beginn der Pandemie hieß es: »Die Krise ist die Stunde der Exekutive.« Doch die Kontrolle dieser Exe­kutive hätte ohne Wenn und Aber in ein gewähltes Parlament gehört. Es sagt viel über den Zustand unseres Parlamentes aus, wenn es bereit ist, Blankoschecks auszustellen, um beim Aussetzen der Bürgerrechte – die immer auch Abwehrrechte des Bürgers gegenüber dem Staat sind – einfach nur zuzuschauen. So manch einer hat sich in dieser Zeit durchaus berechtigt gefragt, wozu wir so ein Parlament dann noch brauchen …

			Auch durch Ereignisse wie dieses, durch die Selbstaufgabe des Parlamentes, schwindet das Vertrauen der Bürger in die Institutionen der Demokratie mehr und mehr. Der immanente Gedanke, dass gewählte Vertreter für die Bürger sprechen und deren Interessen wahrnehmen, verliert seine Glaubwürdigkeit, und die Politikverdrossenheit steigt. Eine repräsentative Demokratie lebt aber nicht von Gesetzen, sie lebt vor allem durch offene Diskussionen und Debatten und das Gefühl, dass die Volksvertretung mehr ist als nur ein Echo der Regierung. Die Bürger wollen gehört, ernst genommen und nicht durch fehlende Debatten und durchschaubare Manöver verhöhnt werden.

			Kommen wir zur Judikative. Ist die wenigstens so unabhängig, wie sie sein sollte?

			Nun, die Staatsanwaltschaft in Deutschland ist eine weisungsgebundene Behörde, das heißt, sie hat auf ihre Chefs in den Justizministerien zu hören und den erteilten Weisungen nachzukommen. Ein Justizminister kann also durchaus bestimmen, ob Ermittlungen weiterverfolgt werden oder nicht. Genau diese fehlende Unabhängigkeit gegenüber der Exekutive kritisierte der Europäische Gerichtshof bereits im Jahr 2019 und sprach deutschen Staatsanwaltschaften die Befugnis ab, einen Europäischen Haftbefehl auszustellen. Bis heute hat sich daran nichts geändert. Besonders große Wellen schlägt dieses Thema in Deutschland nicht. Aber genau das sollte es, denn theoretisch (und wenn wir ehrlich sind, auch praktisch) ist hier politischer Willkür Tür und Tor geöffnet.

			Auch eine Szene im Bundestag hat mich bezüglich unseres Justizsystems ins Grübeln gebracht. Am 30. November 2018 hielt der CDU-Abgeordnete Stephan Harbarth seine letzte Rede. Zu dieser Zeit war seine Wahl zum Richter und Vizepräsidenten des Bundesverfassungsgerichts bereits erfolgt. Als gewählter Richter hat er sich also noch einmal in den Bundestag gestellt und gegen einen Antrag der AfD zum Migrationspakt gesprochen. Während ich so auf meinem Stuhl saß, fragte ich mich, wie denn dieser Mann später am Verfassungsgericht neutrale Urteile zum Thema Migration und vielleicht sogar genau zur Thematik dieses Antrages fassen will? Sollte – gerade bei Verfassungsrichtern – nicht alles vermieden werden, das den Anschein fehlender Unabhängigkeit und Neutralität macht? Insgesamt vier Verfassungsbeschwerden wurden gegen die Ernennung Harbarths zum Verfassungsrichter eingereicht, unter anderem von einem CDU-Kollegen. Doch mit keiner hat sich das Gericht beschäftigt. Anstatt sie zu prüfen, wurden sie nicht zur Entscheidung angenommen.

			Um der Gewaltenteilung wirklich gerecht zu werden, bräuchte es dringende Reformen in unserem Land. Meiner Meinung nach sollten aktive Politiker niemals direkt auf eine Richterbank wechseln dürfen. Zwischen ihrer Zeit im Bundestag oder Bundesrat sollten einige Jahre liegen, die sicherstellen, dass die Unabhängigkeit von der Politik gewahrt bleibt. Dass es so wie jetzt nicht weitergehen kann, zeigt die Posse um Frauke Brosius-Gersdorf. Sie wurde von der SPD im Sommer 2025 als Kandidatin für das Bundesverfassungsgericht vorgeschlagen. Als Vorsitzende des Zweiten Senats würde sie ab 2030 auch Präsidentin des Bundesverfassungsgerichtes werden. Brosius-Gersdorf spricht von gesetzlichen Frauenquoten im Wahlrecht, einer Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen, findet Kopftücher bei Richterinnen und Lehrerinnen unproblematisch, will das Grundgesetz gendergerecht umschreiben und befürwortet ein AfD-Verbot. In der Corona-Zeit wollte sie die Impfpflicht. Ein CDU-Abgeordneter sprach daraufhin davon, dass die Union keine ultralinke Juristin ans Verfassungsgericht wählen könne. Und genau das offenbart die ganze Misere der Richterauswahl. In so eine Situation sollte man als Abgeordneter gar nicht kommen.

			Außerdem sollten Abgeordnete keine Regierungsämter übernehmen dürfen, um die Kontrolle der Regierung durch das Parlament zu gewährleisten – wir brauchen die Trennung von Amt und Mandat. Und wir brauchen wirklich unabhängige Staatsanwaltschaften. So würde wieder ein wenig Vertrauen wachsen und unsere Institutionen würden ihren Aufgaben richtig nachkommen können. Aber davon sehe und höre ich nichts im Deutschen Bundestag.

			Zur Wahrheit und zum Thema Abhängigkeit gehört auch die Europäische Union (EU). Die Bundesregierung schrieb bis vor Kurzem auf ihrer Website, dass zwei Drittel der Gesetze in Deutschland auf die Gesetzgebung der EU zurückzuführen seien. Mittlerweile ist der Beitrag gelöscht und die Zahlen variieren zwischen 50 und 75 Prozent. Tatsache ist, die Gesetze, die die EU erlässt, bestimmen den Alltag in Deutschland und den jedes Bürgers. Ob das der idiotische »Lass-mich-dran«-Deckel an Flaschen ist, die Regulierung der sozialen Netzwerke, die Energiesparlampe oder das Aus des Verbrennungsmotors – vieles geht aufs Konto der EU. Einer Union mit gravierendem Demokratiedefizit. Denn nur das EU-Parlament wird von den Bürgern der Mitgliedsstaaten gewählt, die anderen Organe nicht. Es gibt auch kein gleiches Stimmrecht: Ein Abgeordneter aus Deutschland vertritt mehr als 864 000 Einwohner, ein Parlamentarier aus Malta dagegen nur etwas mehr als 82 000. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen stand auf keinem Wahlzettel und ist trotzdem im Amt und damit die mächtigste Frau in Europa. In der EU darf das Parlament auch keine Gesetzesvorlagen ausarbeiten, das darf nur die Kommission. Wirklich demokratisch geht anders. Vieles ist intransparent in der EU, unübersichtlich und das versprochene Subsidiaritätsprinzip zählt schon lange nicht mehr. Eigentlich sollte die EU nur die Dinge regeln, die die einzelnen Staaten nicht für sich selbst regeln können. In Wahrheit missachtet die EU dieses Prinzip schon lange, mischt sich in so gut wie alle Lebensbereiche ein und beeinflusst das Leben der Einwohner bis ins kleinste Detail. Unvergessen die Griechenland-»Rettung«, bei der sich in einer Abstimmung 61,31 Prozent der Bürger gegen die Reformen durch die EU aussprachen. Interessiert hat dieser Bürgerwille aber niemanden.

			Die EU hilft bei »schwierigen Gesetzen«

			Wir unterscheiden zwischen EU-Verordnungen, die sofort unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gelten – und die von allen EU-Ländern in vollem Umfang umgesetzt werden müssen. Und dann gibt es auch noch EU-Richtlinien, die ein gewisses Ziel vorgeben, es jedoch den Ländern überlassen, wie sie dieses Ziel erreichen können. Innerhalb einer bestimmten Zeit müssen die Vorgaben dann in entsprechendes nationales Recht gegossen sein. EU-Beschlüsse sind dagegen verbindlich und unmittelbar anwendbar auf jeden, auf den sie gerichtet sind, also zum Beispiel auf ein bestimmtes Land.

			Nun gibt es Fachleute, die sagen, man könnte die nationale und die EU-Gesetzgebung nicht wirklich voneinander trennen, denn schließlich würden bei der Gesetzgebung auf EU-Ebene auch die Regierungen der Mitgliedstaaten eine bedeutende Rolle spielen. Diese Fachleute haben recht und besonders beliebt ist dieses Spiel bei »schwierigen« Gesetzen:

			Parteien, die ein bestimmtes Gesetz für Deutschland haben wollen, denen aber durchaus bewusst ist, dass sie sich mit diesem Vorhaben bei ihren Wählern unbeliebt machen, heben die entsprechende Gesetzgebung einfach auf EU-Ebene und tun zu Hause so, als ob sie damit nichts zu tun haben. Bestes Beispiel: die EU-Urheberrechtsreform und die damit verbundenen »Uploadfilter«, die vor allem die jungen Internetnutzer monatelang empörten und sogar zu Hunderttausenden zu Protesten auf die Straße trieben. Während sich die Große Koalition in ihrem Koalitionsvertrag ausdrücklich gegen Uploadfilter ausgesprochen hatte und die CDU im Bundestag Kritik an dem Gesetz übte, trieb ausgerechnet Verhandlungsführer Axel Voss von der CDU diese Reform auf Europäischer Ebene vehement voran. Dort haben Unionspolitiker alle umstrittenen Punkte der Reform unterstützt und durchgewunken, während ihre Parteikollegen in Deutschland ihre Hände angeblich in Unschuld wuschen. Frei nach dem Motto: »Wir können nichts dafür, wir wollten es nicht, aber die EU hat es nun mal beschlossen und jetzt müssen wir es leider umsetzen.« So führen sie die Wähler, die nicht genau hinschauen, frech an der Nase herum oder, um es direkter zu sagen: Es ist nichts anderes als massive Wählertäuschung. Andersherum loben sich natürlich unsere Politiker hier in Deutschland mit den wenigen Gesetzen aus der EU, die bei den Menschen vor Ort gut ankommen. Chuzpe muss man eben haben.

			Wir müssen genau hinsehen

			Der Frust und der Ärger über diese Art der Politik ist meinen Reden von damals gut anzumerken. Denn die wenigsten Menschen haben in ihrem täglichen Leben Zeit und Lust, sich intensiv mit allen politischen Themen zu beschäftigen, und genau das nutzen Regierungen und Parteien aus und halten die Bürger zum Narren. Wer also wissen will, was wirklich passiert, wird nicht umhinkommen, genauer hinzusehen, um es denen, die die Bürger nicht respektieren und sie für dumm verkaufen wollen, nicht zu einfach zu machen.

			Auch Bundestagsabgeordnete müssten genauer hinschauen, nämlich bei den EU-Vorlagen, die ihnen im Ausschuss vorgelegt werden. Doch das passiert eher selten. Die Wenigsten lesen diese Vorlagen tatsächlich, denn sie sind beim Überfliegen schwer zu verstehen. Ein Schelm, der annimmt, dass sie absichtlich so unverständlich geschrieben werden. Diese Vorlagen werden auch selten im Ausschuss besprochen, es wird nicht über sie abgestimmt, wir dürfen sie lediglich »zur Kenntnis nehmen« – und das war es. Hoch lebe die Transparenz!

			Demokratiedefizit im Bundestag

			Schauen wir uns jetzt die Vorgänge im Bundestag genauer an, denn da ist vieles nicht so, wie es scheint. Nicht nur bei den Abgeordneten, sondern auch bei den Abläufen. Das Demokratiedefizit ist systemischer Art.

			2023 gab die Bundesregierung beispielsweise fast 240 Millionen Euro für externe Beratungsdienstleistungen aus, 53,8 Millionen mehr als 2022. Auch die Anzahl der Beraterverträge stieg von 765 im Jahr 2022 auf 816 im Jahr 2023.

			Meine schriftliche Frage vom 3. Oktober 2024, wie viele Gesetzes- und Verordnungsentwürfe der Bundesregierung oder anderer Bundesbehörden von November 2017 bis September 2024 unter Mithilfe von externen Unternehmen (etwa Kanzleien, Unternehmensberater und so weiter) erarbeitet worden seien und wie viel Honorar oder andere Entgelte für diese Mithilfe gezahlt worden seien, beantwortete die Bundesregierung nicht.

			Sie schrieb: 

			»Die gewünschten Detaildaten liegen mangels statistischer Erhebung der Bundesregierung nicht vor. Die damit verbundene Recherche kann jedenfalls innerhalb der für schriftliche Fragen geltenden Frist nicht mit zumutbarem Aufwand geleistet werden. (…). Die Daten können auch nicht durch eine einfache, technische Auswertung und ohne händisches Heraussuchen zusammengestellt werden: Um die angefragten Detaildaten für diese Frage aktuell zusammenzustellen, wäre eine Ressortabfrage aller Ministerien sowie nachgeordneter Behörden nebst detaillierter Recherche durch die jeweiligen Fachreferenten erforderlich.

			Auch auf meinen Hinweis, dass ich die Frist gerne so lange verlängere, bis sie alle nötigen Daten zusammen haben, reagierte sie ablehnend. Wir dürfen also getrost davon ausgehen, dass viele »Berater« und Lobbyisten, die nie gewählt wurden, maßgeblich an Gesetzen mitgearbeitet haben und entsprechend entlohnt wurden. 

			Wenn wir uns so anschauen, wer da alles versucht, Einfluss zu nehmen, landen wir schnell bei den NGOs, den sogenannten Nichtregierungsorganisationen, abgekürzt nach dem englischen Non-governmental Organisation. Die werden aber erstaunlich oft von Regierungen mit Steuergeldern unterstützt. Einflussnahmen? Interessenskonflikte? I wo!

			Die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der AfD1, welche in Deutschland ansässigen oder aktiven NGOs der Bund in den Jahren 2022 bis 2024 unmittelbar oder mittelbar durch mehrheitlich im Eigentum des Bundes befindliche Unternehmen unterstützt hat, bestand aus einer 77 Seiten langen, eng bedruckten Liste. Vielleicht wäre die Liste kürzer gewesen, wenn die Fraktion nach NGOs gefragt hätte, die nicht von unserer Regierung unterstützt werden. 

			Eine besonders bekannte Lobbygruppe, die ordentlich Einfluss nimmt, dürfte nach dem Graichen-Skandal die Denkfabrik Agora Energiewende sein, die, so sagt sie selbst, »weder unternehmerischen noch politischen Interessen«2 verpflichtet sei. 2021 erhielt diese Denkfabrik vom Bundeswirtschaftsministerium eine Förderung von 922 493 Euro. Nachdem die Ampelkoalition das Ruder übernahm, stieg die Summe im Jahr des Regierungswechsels um 185 (!) Prozent auf 1 707 954 Euro. Insgesamt erhielt die Agora im Jahr 2022 knapp über 3 Millionen Euro Förderung vom Wirtschafts-, Umwelt- und Wissenschaftsministerium.3 Inwieweit eine solche Organisation dann noch als regierungsfern gelten kann? Entscheiden Sie selbst!

			Steuergeld für Staatstreue?

			Die wissenschaftliche Qualifikation des Personals der Agora Energiewende wird von Politikern und Journalisten immer wieder angezweifelt. Der Vorwurf lautet, dass die meisten der veröffentlichten Energiewendestudien nicht einmal den Mindeststandards guter wissenschaftlicher Praxis genügen. Trotzdem gibt es für sie Geld, viel Geld sogar. Und die Agora ist nur ein Beispiel von vielen. Belohnt die Regierung hier Staatstreue mit Steuergeld? Der Gedanke drängt sich auf, denn solche Lobbygruppen und vermeintliche NGOs unterstützen in der Öffentlichkeit entsprechend der jeweiligen politischen Richtung die Regierung. Sie versuchen dabei zwar, einen unabhängigen Eindruck zu vermitteln, hängen aber am Tropf der Politik, die den sprudelnden Geldhahn jederzeit wieder zudrehen kann. Sich gegen die Regierung zu stellen, kommt also bei solchen Organisationen eher nicht infrage.

			Nichtregierungsorganisationen und Lobbygruppen sind in Deutschland ein politischer Machtfaktor geworden und das, ohne demokratisch legitimiert zu sein. Sie sind weder gewählt noch in sich selbst demokratisch, aber das scheint in der »Buddy-Spezi-Kumpel-Familien-Blase« in Berlin keinen zu stören.

			Apropos Buddy und Familien: noch einmal kurz zurück zu Patrick Graichen, dem ehemaligen Staatssekretär und Robert Habecks Manager für die Energiewende im Wirtschaftsministerium. Er wollte seinem Trauzeugen den Posten des Geschäftsführers der Deutschen Energieagentur zuschustern, ohne die Verbindung zwischen den beiden offenzulegen. Als das publik wurde, hielt Habeck zunächst an ihm fest, war dann aber doch dazu gezwungen, ihn – nach dem Bekanntwerden weiterer Vorwürfe und massivem öffentlichen Druck – in den einstweiligen – Ruhestand zu versetzen. Doch der Spaß geht noch weiter. Gleich vier Familienmitglieder der Graichens arbeiteten zu der Zeit direkt oder indirekt für Habecks Wirtschaftsressort. Staatssekretär Michael Kellner – ebenfalls im Wirtschaftsministerium – ist mit Patrick Graichens Schwester Verena verheiratet. Verena Graichen arbeitet für das Öko-Institut, das häufig Aufträge vom Wirtschaftsministerium annimmt und die Regierung in Sachen Energiewende berät. Und noch jemand arbeitet bei diesem Institut: Graichens Bruder Jakob. Kellners Berufung zum Parlamentarischen Staatssekretär erfolgte dabei kurz vor Graichens Ernennung zum verbeamteten Staatssekretär. Eine einzige große Familie: Ist das nicht schön? Aber es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass es bei all dem natürlich keinerlei Interessenskonflikte gibt, die Compliance-Regeln des Ministeriums verhindern das. Sagen sie.

			Mittlerweile sitzt Patrick Graichen übrigens im Aufsichtsrat des ukrainischen Energiekonzerns Ukrenerho. Ich verbiete mir an dieser Stelle selbst weitere Spekulationen über die Loyalitäten gewisser Damen und Herren.

			Tricks bei der Gesetzgebung

			Bevor Gesetze vom Bundestag beschlossen werden, sollten die Abgeordneten genug Zeit haben, sich damit zu beschäftigen. Ein Gesetz kommt zur ersten Lesung in den Bundestag, wird in die jeweils zuständigen Ausschüsse überwiesen, dort stimmt man darüber ab. Danach kommt es zur zweiten und dritten Lesung und zur Endabstimmung zurück ins Plenum. In der Regel vergehen zwischen den Lesungen mehrere Wochen oder sogar Monate. Schon während der Großen Koalition unter Merkel kam es jedoch immer wieder vor, dass Gesetze im Schweinsgalopp durch den Bundestag getrieben wurden. Die Ampel führt diese Praxis nahtlos fort, obwohl sich sowohl Grüne als auch FDP unter der GroKo regelmäßig über diese Praxis beschwert hatten. Dieses Vorgehen führt nicht nur regelmäßig zur Kritik der Oppositionsfraktionen innerhalb des Bundestages, sondern wird auch von der Zivilgesellschaft, die oft keine Zeit hat, zu den Gesetzen durchdachte Stellungnahmen abzugeben, massiv kritisiert. 

			Teilweise wurden Gesetze innerhalb einer Woche eingebracht und entschieden – trotz massiver Proteste der Opposition. Ein Beispiel, bei dem das versucht wurde: das sogenannte Heizungsgesetz, das die Ampel innerhalb von nur einer Woche durch den Bundestag prügeln wollte und dessen Verabschiedung nur vom Bundesverfassungsgericht gestoppt wurde, weil der CDU-Bundestagsabgeordnete Thomas Heilmann dagegen geklagt hatte. Heilmann sah seine Rechte als Abgeordneter verletzt, insbesondere das Recht auf gleichberechtigte Teilhabe an der parlamentarischen Willensbildung: Das Gericht gab ihm recht. Das ist ein Paradebeispiel, wie Regierungen das Parlament behandeln, und es ist gut, wenn Abgeordnete wie Heilmann genau dagegen aufstehen.

			Neben den Gesetzen im Schweinsgalopp gibt es noch die sogenannten Omnibusgesetze. Die sind besonders nett, denn in einem Omnibusgesetz werden verschiedene Bereiche und Gesetze in einem einzigen Gesetz zusammengefasst und gemeinsam zur Abstimmung gestellt, sodass die Fraktionen entweder kollektiv dafür oder kollektiv dagegen sein müssen. Zum Beispiel stellte die Regierung im März 2021 einen Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts vor, in dem aber gleichzeitig das Infektionsschutzgesetz geändert wurde. Auch im »Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens«; der »Aufbauhilfe 2021« oder zur vorübergehenden »Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze« steckten Pandemie-Regelungen mit drin. Im »Gesetz zur Änderung der Rechtslage bei der Vererbung von Bauernhöfen«, das im November 2024 verabschiedet wurde, fand sich auch die Verlängerung der Telekommunikationsüberwachung bei Wohnungseinbruchsdelikten. Durch solche Tricks, die auch gern mal genutzt werden, um Anhörungen zu bestimmten Themen zu umgehen, leidet die Transparenz, die in einer Demokratie unbedingt notwendig ist. Den Bürgern ist teilweise gar nicht mehr klar, über was abgestimmt wird.

			Fehlende Transparenz und Scheindebatten

			Besonders übel wird es, wenn ein Gesetz ganz bewusst erst im laufenden Verfahren verändert wird, um ein anderes darin zu »verstecken« – man tut das, um öffentliche Debatten darüber im Vorfeld zu verhindern und den Bundesrat zu umgehen. So geschehen beim »Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, des Jugendgerichtsgesetzes, der Strafprozessordnung und weiterer Gesetze«, bei dem es auch um die Frage des Fahrverbotes als Nebenstrafe für Straftäter ging. Kurz vor Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens brachte die Große Koalition einen weiteren Punkt mit ein: den Staatstrojaner. Ein Trojaner ist ein Programm, das unbemerkt Computer und Mobiltelefone ausspähen, Daten manipulieren und sogar Mikrofon und Kameras fernsteuern kann. Einen solchen Staatstrojaner können Behörden heimlich auf das Handy oder den PC einer Zielperson installieren, um eine lückenlose Überwachung zu ermöglichen – ein massiver Grundrechtseingriff in einem Gesetz zum Führerscheinentzug! Die Strategie hatte Erfolg, der öffentliche Aufschrei darüber blieb aus, denn die Zeit war zu knapp. Das Gesetz wurde in aller Stille beschlossen. Kein Wunder, dass die Bürger das Vertrauen in eine Politik verlieren, die solche Tricks nötig hat, da helfen dann auch keine schönen Reden und Beschwichtigungen im Parlament mehr.

			Bundestagsdebatten sind Scheindebatten – und sie dienen einzig als Show für die Zuschauer. Denn es geht schon lange nicht mehr darum, den politischen Gegner mit Argumenten zu überzeugen. Kein Abgeordneter ändert sein Abstimmungsverhalten aufgrund von einer Bundestagsdebatte und den Argumenten der gegnerischen Fraktion. Im Gegenteil, wie abgestimmt wird, steht – wie wir schon gesehen haben – bereits fest, bevor die Abgeordneten den Plenarsaal überhaupt betreten haben. Das Abstimmungsverhalten ist durch die Fachpolitiker, die Fraktion oder die Fraktionsspitze festgelegt worden. Ist eine Abstimmung in der eigenen Fraktion umstritten, gibt es im Vorfeld sogar Probeabstimmungen, um mögliche Abweichler noch auf Kurs bringen zu können. 

			Es geht im Plenum also nicht wirklich um eine offene Debatte, den Streit, die besseren Argumente, nicht darum, den politischen Gegner vielleicht doch noch zu überzeugen, nein, es geht um die Show für die Bürger, während das Drehbuch im Hintergrund längst geschrieben ist. Die einzig wirklich interessanten Debatten werden dann geführt, wenn der Fraktionszwang aufgehoben ist und jeder Abgeordnete sich traut, offen seine Meinung zu sagen. Die Debatte zur Covid-Impfpflicht war so eine Debatte, hier ging es wirklich darum, Argumente auszutauschen, und um den Versuch, die anderen zu überzeugen. So müsste es eigentlich immer sein. Daher hat eine Minderheitenregierung für mich durchaus ihren Reiz. Eine Regierung, die sich immer neue Mehrheiten suchen und die Abgeordneten mit guten Argumenten überzeugen, die sich tatsächlich anstrengen und Demokratie leben muss – was für eine Vorstellung! Jede Debatte wäre spannend und kein einstudiertes Theater.

			Eine ähnliche Farce wie die Debatten im Plenum sind mittlerweile die namentlichen Abstimmungen, die geradezu inflationär benutzt werden. In den absolut seltensten Fällen machen sie Sinn, nämlich dann: wenn wirklich die Zustimmung der Mehrheit des Parlaments gebraucht wird (etwa bei der Vertrauensfrage des Bundeskanzlers) oder wenn Mehrheiten nicht wirklich sicher sind, wenn es Abweichler geben könnte, die Rückgrat zeigen und nach ihrem Gewissen und nicht nach Fraktionsvorgabe abstimmen. Die Taurus-Abstimmung war solch eine Abstimmung, bei der sich im Vorfeld Nervosität breitmachte. FDP und Grüne hatten sich für die Lieferung von Taurus an die Ukraine ausgesprochen, dann aber stellte ausgerechnet die Union den Antrag zur Lieferung der Marschflugkörper und dieser wollten die Spitzen der Ampelparteien ja nun auf keinen Fall zustimmen. Vor allem die SPD beharrte auf der Fraktionsdisziplin der Koalitionsparteien und sie war damit erfolgreich. Die Ampel-Abgeordneten lehnten den Antrag mehrheitlich ab, obwohl sie eigentlich dafür waren und selbst für diese Lieferung warben.

			Auch das Vorführen der anderen Fraktionen durch eine namentliche Abstimmung funktioniert nicht mehr wirklich, denn es gibt immer irgendwelche Begründungen, wieso jemand jetzt ausgerechnet hier nicht zustimmen kann oder dort etwas ablehnen muss. Kaum einem wird seine namentliche Abstimmung noch vorgehalten. Vor allem ist der Mehrheit der Bürger mittlerweile bewusst, dass die Anträge der AfD immer und ohne Ausnahme von allen anderen abgelehnt werden. Der Inhalt spielt dabei keine Rolle. Der Ausgang der namentlichen Abstimmungen zu AfD-Anträgen ist also nie eine Überraschung, denn sie haben grundsätzlich keine Chance.

			Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 38 Absatz 1, ich zitiere diese Passage wirklich gerne nochmals: »Die Abgeordneten (…) sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.« Bedauerlich, dass unser Grundgesetz so wenig mit der Realität zu tun. In den allermeisten Fällen stimmen die Abgeordneten namentlich so ab, wie die eigene Fraktion es will. Wer doch noch ein eigenes Gewissen hat und in seinem Inneren mit der Abstimmung hadert, kann bei der Bundestagspräsidentin eine kurze schriftliche Erklärung abgeben, die dann in das Plenarprotokoll aufgenommen wird. Wirklich gelesen werden diese Rechtfertigungen allerdings in den seltensten Fällen. Schade eigentlich, denn die Versuche mancher Kollegen, das eigene Abstimmungsverhalten irgendwie zu erklären, obwohl es von allem abweicht, was sie vorher so versprochen haben, sind durchaus amüsant – unglaubwürdig zwar, teilweise sogar erbärmlich, aber eben doch amüsant.

			Eine Erklärung wurde aber gelesen und sorgte überall für Kopfschütteln. Sie ist exemplarisch für vieles, was im Bundestag vor sich geht. Der langjährige CDU-Abgeordnete Klaus-Peter Willsch stimmte im März 2025 für das große Schuldenpaket der Koalition – inklusive der damit verbundenen Grundgesetzänderung zur Lockerung der Schuldenbremse und dem 500-Milliarden-Euro Sondervermögen – und entschuldigte sich danach in einem offenen Brief bei seinen Kindern und Enkeln.4 In dem Schreiben erklärte er, dass er das Beschlossene – bis auf eine Ausnahme – inhaltlich für falsch halte, aber nach »Tagen und Wochen des innerlichen Ringens« habe er sich dennoch zur Zustimmung entschlossen, weil sich abzeichnete, dass nicht genügend Kollegen bereit waren, die Grundgesetzänderung zu verhindern. Was soll man da noch sagen? Er war sich bewusst, wie sehr seine Entscheidung künftige Generationen belastet, so sehr, dass er sich bei seinen Kindern dafür entschuldigte, und er stimmte trotzdem zu. Außerhalb der Berliner Politikblase wird das wohl niemand verstehen.

			Wenn Abgeordnete wie Hammel springen

			Apropos Sinn und Unsinn im deutschen Bundestag: Reden wir doch mal kurz über den sogenannten Hammelsprung.

			Die Erklärung des Hammelsprungs ist ganz einfach: Ist eine Abstimmung uneindeutig, das heißt, ist auf den ersten Blick nicht erkennbar, welche Fraktionen die Mehrheit haben, kann der Sitzungsvorstand oder eine Fraktion einen Hammelsprung beantragen. Das bedeutet, dass alle Abgeordneten das Plenum verlassen und den Saal danach von der Westlobby aus durch drei verschiedene Türen, die mit »Ja«, »Nein« und »Enthaltung« gekennzeichnet sind, wieder betreten müssen. Dabei werden sie gezählt und so das Abstimmungsergebnis eindeutig ermittelt. Ein Hammelsprung kann auch erfolgen, wenn von einer Fraktion oder von fünf Prozent der anwesenden Abgeordneten die Beschlussfähigkeit des Parlaments bezweifelt wird und das Präsidium diese auch nicht feststellt. Wichtig: Damit der Bundestag beschlussfähig ist, muss mehr als die Hälfte seiner Abgeordneten im Plenum anwesend sein. Ist das nicht der Fall, muss die Sitzung sofort geschlossen und vertagt werden.

			Der Name »Hammelsprung« hat seinen begrifflichen Ursprung wegen einer Intarsie im alten Reichstagsgebäude, die über einer der Abstimmungstüren zu finden war und die auf die griechische Sage von Odysseus und Polyphem anspielte, in der sich Odysseus unter den Bäuchen der Hammel verbirgt, während der Zyklop Polyphem sie zählt. Die Hammel sind in unserem Fall also die Abgeordneten. Wie passend dieses Bild ist, überlasse ich Ihnen, liebe Leser.

			Eigentlich ist so ein Hammelsprung eine gute Idee, denn es kommt nicht selten vor, dass die Regierungsfraktionen tatsächlich zu wenig Leute im Sitzungssaal haben und die Abstimmung verlieren würden, wenn alle Abgeordneten den Plenarsaal zügig verlassen würden. Die Betonung liegt aber auf »wenn«: Denn, nachdem ein Hammelsprung beantragt und angeordnet wurde, lassen sich die Abgeordneten sehr, sehr viel Zeit beim Verlassen des Plenums. Ziel der Trödelei: All die MdBs, die nicht im Saal sind, sollen genug Zeit haben, um von ihren Büros, aus den Bundestagsrestaurants und aus der näheren Umgebung in den Reichstag zu laufen, um dort dann durch die Türen zu gehen und mit abzustimmen. So kann es durchaus 15 bis 20 Minuten dauern bis der Saal endgültig geräumt ist, und dann noch mal bis zu 15 Minuten, bis alle Abgeordneten wieder drin sind. In der Regel haben die Regierungsfraktionen dann ihre Mannen zusammen und gewinnen die Abstimmung, obwohl sie zum Zeitpunkt der ursprünglichen Abstimmung und der Beantragung des Hammelsprunges der Opposition unterlegen wären. Also gibt es für den Vorgang des Hammelsprunges nur einen einzigen Moment, in dem er sinnvoll ist: Mitten in der Nacht, wenn kaum noch Abgeordnete im Plenum sind und der Antragsteller sicher sein kann, dass die, die da nicht sitzen, zu Hause in ihren Betten liegen oder in diversen Berliner Restaurants und Bars verweilen. Sonst sind Hammelsprünge vollkommen überflüssig und sinnlos und stehlen den Abgeordneten und Saaldienern nur die Zeit. Dabei könnte es viel einfacher, schneller, fairer und demokratischer ablaufen: Kommt es zum Hammelsprung, müssten nur die Türen des Plenarsaales geschlossen und die Abgeordneten gezählt werden, während sie den Saal verlassen. Das Prozedere wäre innerhalb kürzester Zeit beendet und schon hätten wir das echte und unverfälschte Ergebnis.

			Als ich das einem FDP-Kollegen einmal während eines Hammelsprunges vorschlug und meinte: »Dann würden wir von der Opposition völlig zu Recht auch mal Abstimmungen gewinnen, wenn die Regierung keine Mehrheit im Plenum hat«, sah er mich ganz entgeistert an. Obwohl damals selbst in der Opposition, lehnte er meinen Vorschlag vehement ab. Die Regierung habe nun einmal die Mehrheit im Bundestag und daher sei es völlig in Ordnung, ihre Mehrheit auch dann anzunehmen, wenn sie real im Saal gerade nicht existiere – und außerdem sei es schon immer so gemacht worden. Ach so, na dann, danke fürs Gespräch. Scheinbar war ich mit über sieben Jahren immer noch nicht lange genug im Bundestag, um diese Einstellung zu verstehen.

			Ausschüsse unter Ausschluss der Öffentlichkeit

			Wechseln wir vom Plenum in die Ausschüsse, also dorthin, wo angeblich die »wirkliche Arbeit« stattfindet. Zumindest hören die Bürger das immer wieder, wenn sie Abgeordnete auf das leere Plenum und andere Merkwürdigkeiten ansprechen. Während man die Debatten im Bundestag als Zuschauer durchaus als das Theater wahrnimmt, das sie sind, denken die meisten, dass die Ausschüsse ergebnisorientierter funktionieren. Sie gehen davon aus, dass dort die wirklichen Diskussionen stattfinden, denn nicht selten heißt es ja in Bundestagsreden: »Ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss.« Auch ich bin selbstverständlich davon ausgegangen, dass der Ausschuss sich ganz massiv von den Plenarsitzungen unterscheidet. Ich lag falsch – wie so oft in meinen ersten Wochen im Bundestag. Im Ausschuss läuft genau dasselbe Spiel ab wie im Reichstag, nur ohne Publikum. Da ist nichts mit Diskussionen, mit Für und Wider, mit dem Abwägen von Argumenten und so weiter. Jede Fraktion hat eine gewisse Redezeit, die sich nach der Größe der Fraktion richtet. Diese darf sie nutzen, um ihre Meinung zu den Anträgen und Gesetzentwürfen auf der Tagesordnung zu äußern. Danach wird abgestimmt und die Regierungsfraktionen gewinnen, da sie die Mehrheit haben. Jedes Mal. Alle Anträge der Opposition werden abgelehnt. Jedes Mal. Es werden auch längst nicht alle Anträge und Gesetze diskutiert, da dafür die Zeit im Ausschuss nicht ausreicht. Eine Vorauswahl, welche Themen diskutiert werden, treffen die Fraktionen per Abstimmung und die Obleute-Runde.

			Das ist die viel gepriesene Arbeit, die in den Ausschüssen passiert. Meine anfängliche Enttäuschung war sehr groß. Ich war es gewöhnt, als AfDler ausgegrenzt zu werden. Das undemokratische Verhalten gegenüber meiner damaligen Partei überraschte mich nicht mehr, aber dass auch die anderen Parteien nicht miteinander debattierten und versuchten, das Beste aus Anträgen oder Gesetzen herauszuholen, wollte mir nicht in den Kopf. Vor allem, weil aus der Opposition oft gute Ideen kamen. 

			Relativ schnell kam ich zu der Überzeugung, dass die Öffentlichkeit einen Einblick in die Abläufe unserer Ausschusssitzungen erhalten sollte – und ich bat (ebenso wie Die Linke) darum, unsere Sitzungen live im Internet zu streamen. Ein solcher Live­stream würde die Transparenz erheblich fördern und käme bei den Bürgern sicherlich gut an – und wer wäre besser geeignet, diesen ersten Schritt zu gehen, als der Digitalausschuss selbst? Ich wollte Öffentlichkeit, damit sich die Menschen selbst ein Bild machen konnten und Transparenz ist ja immer so ein Schlüsselwort im Bundestag. Jetzt sollte man sie endlich mal umsetzen und beweisen, dass man nicht nur darüber redet, sondern sie umsetzt. Doch ich hatte die Rechnung ohne die anderen Fraktionen gemacht. Die Wortmeldungen zu diesem Antrag waren hitzig – und irgendwann warf mir ein Kollege von der SPD an den Kopf, ich solle doch froh sein, dass das »dumme Zeug«, was ich im Ausschuss so von mir gebe, nicht live im Internet übertragen werde. Ich erwiderte, dass die SPD doch genau diese Chance nutzen sollte – denn es käme doch sicherlich der Regierung zugute, wenn alle Welt sehen könne, wie dumm das Zeug doch sei, das ich hier verhandle. Allein, es half nichts. Meine Bitte wurde abgelehnt, genauso wie der Antrag der Linken. Und auch in der 20. und 21. Legislaturperiode tagt der Ausschuss weiterhin hinter verschlossenen Türen. Diesmal stimmten alle Fraktionen gegen die Öffentlichkeit, außer der Linken. Wenn sie also mal wieder das Wort »Transparenz« in Bundestagsdebatten hören, wissen Sie Bescheid.

			Ab und zu gibt es im Ausschuss auch Selbstbefassungen zu gewissen Themen, dann müssen entweder Vertreter der Bundesregierung den Abgeordneten Rede und Antwort stehen oder Fachleute, die vom Ausschuss eingeladen werden, um ihre Sichtweisen darzulegen. Darüber hinaus haben die Ausschüsse die Möglichkeit, öffentliche Anhörungen zu spezifischen Themen durchzuführen. In diesem Fall hat jede Fraktion das Recht, eigene Fachleute zu benennen, die dann zur Anhörung eingeladen und befragt werden können. Jede Fraktion lädt dafür »ihre« Fachleute ein, also Experten, auf die sie sich verlassen können und deren Ansichten im Einklang mit der Fraktionslinie stehen. Oft werden auch die Fragen, die den Experten von der Fraktion, die sie eingeladen hat, gestellt werden, mit ihnen im Vorfeld abgesprochen. Das Schauspiel muss schließlich sitzen. Selten, aber wirklich ganz selten, kommt es vor, dass Fachleute den Mut aufbringen, ein Gesetz, das von ihrer »eigenen« Fraktion erarbeitet wurde, scharf zu kritisieren. Einmal habe ich das erlebt und es war eines der wenigen Highlights im Digitalausschuss. Es war die Anhörung zum IT-Sicherheitsgesetz 2.0 im März 2021. Wirklich alle Experten kritisierten das Gesetz, auch die, die die GroKo benannt hatte. Manche zerrissen es regelrecht in der Luft. Bloß nicht verabschieden, es sei ein Unsicherheitsgesetz, war die einhellige Meinung. Das muss man sich mal vorstellen, da doktern Politiker über zwei Jahre an einem Gesetz herum, und heraus kommt ein Entwurf, bei dem selbst die eigenen Sachverständigen die Hände über dem Kopf zusammenschlagen. Der Protest nutzte freilich nichts, anderthalb Monate später, im April, wurde das Gesetz im Bundestag beschlossen. Wen interessieren schon Expertenmeinungen, wenn man Politiker hat?

			Wahlen – 360 genügen 

			Wir haben jetzt viel über das Demokratiedefizit im Deutschen Bundestag gesprochen. Aber eigentlich müssen wir schon vorher ansetzen, und zwar bei unseren Wahlen, denn durch die vorgegebene Listenwahl können die Bürger gar nicht wirklich bestimmen, wer alles in den Bundestag einziehen darf. Die Parteien haben die Vorauslese getätigt, die Bürger dürfen das vorausgewählte Personal nur abnicken. Es ist also keine wirklich unmittelbare Wahl. Besonders deutlich wird es in dem Moment, in dem ein Direktkandidat einer Partei nicht gewählt wird – wenn er von den Leuten in seinem Heimatkreis also kein Mandat erteilt bekommt – und trotzdem über die Parteiliste in den Bundestag einzieht. Die Menschen vor Ort wollen ihn nicht als ihren Vertreter, sie wählen ihn nicht und bekommen ihn trotzdem.

			Eine Reform ist also tatsächlich nötig, doch das von der Ampelkoalition nun neu beschlossene Wahlrecht geht in die völlig falsche Richtung: Es tastet nicht die Listenwahl an, sondern die Direktkandidaten. Jetzt werden die Sitze im Parlament allein über das Zweitstimmenergebnis ermittelt und auf 630 Sitzplätze begrenzt. Das heißt, dass Direktkandidaten, also die Kandidaten, die tatsächlich unmittelbar vom Volk gewählt werden, keinen sicheren Platz mehr im Bundestag haben. Das Erststimmen-Ergebnis muss nämlich in Zukunft von der Zweitstimme – der Parteistimme – gedeckt sein. Ist es das nicht und steht der Direktkandidat nicht gleichzeitig auf einem guten Listenplatz seiner Partei, haben er und seine Wähler schlicht Pech gehabt. Dieses Schicksal traf bei der Bundestagswahl im Februar 2025 gleich 23 Bewerber. Sie zogen nicht in den Bundestag ein, obwohl sie in ihren Wahlkreisen die meisten Erststimmen auf sich vereinen konnten. Es traf vor allem Abgeordnete der Union, aber auch vier Wahlkreise, die die AfD gewann, und außerdem einen SPD-Wahlkreis.

			 Statt für mehr Demokratie sorgte die Ampel auf diese Weise für weniger demokratische Teilhabe und für noch mehr Distanz zwischen den Wählern und den Abgeordneten, die sie vertreten sollen. Eine Verkleinerung des Bundestages ist unbedingt notwendig – doch auch 630 Plätze sind meiner Meinung nach noch immer viel zu viel. Die Hälfte sollte auch genügen.

			Anstatt besser und demokratischer wird es also eher schlimmer und undemokratischer. Das sogenannte Herz unserer Demokratie, der Bundestag, schlägt nicht mehr im richtigen Takt. Manchmal stockt es, manchmal holpert es und ab und zu setzt es auch komplett aus. Urdemokratische Reformen würden helfen, diese Rhythmusstörungen zu korrigieren und das Herz in einen eher demokratischen Takt zurückführen. Doch dazu müssen wir den Mut haben, die Probleme zu benennen. Aber kaum jemand spricht darüber.

			Ein demokratischeres Wahlrecht würde helfen, Politiker und Wähler näher zusammenzubringen. Die Trennung von Amt und Mandat würde das Parlament wieder zu dem machen, was es eigentlich sein sollte: ein aktives, engagiertes Organ, das die Stimme der Bürger nicht nur hört, sondern das auch imstande ist, für diese einzutreten – ein Organ, das seine Kontrollfunktion wahrnimmt und der Regierung auf die Finger schaut. Echte Transparenz würde das Vertrauen der Bürger stärken. Gewissensentscheidungen statt Fraktionszwang würden die Politik ehrlicher machen. Deutschland an die erste Stelle zu stellen und nicht die eigene Karriere und die eigene Partei, würde uns allen helfen. Wie man das vielleicht erreichen kann, spreche ich im letzten Kapitel an.

			




Kapitel 5

			




Willkür und Doppelmoral: Die Arroganz der Macht

			Der Bundestag hat Regeln, die von Abgeordneten und Fraktionen eingehalten werden müssen. Er hat aber auch Regeln, die er selbst einhalten muss. Diese sind in der »Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages«1 festgeschrieben – so will es unser Grundgesetz. Die Geschäftsordnung regelt unter anderem die organisatorischen und parlamentarischen Abläufe im Haus, und sie wird von jedem neu gewählten Bundestag neu beschlossen. Meist ist dies eine einfache Bestätigung der bereits existierenden Geschäftsordnung durch die Abgeordneten.

			Frisch gewählte Abgeordnete gehen natürlich davon aus, dass diese Geschäftsordnung gilt, sowohl für sie persönlich als auch für das Parlament. Sie liegt jedem »Begrüßungspäckchen« bei, das ein Abgeordneter nach der Wahl bekommt. Ich weiß noch, wie aufmerksam wir Neulinge 2017 den Leitfaden für Abgeordnete gelesen haben, denn meine Kollegen und ich wurden mit der Wahl ja komplett ins kalte Wasser geworfen. Wir hatten keine bestehende Fraktion, die uns unter ihre Fittiche nehmen konnte, und mussten uns alles selbst beibringen. Die Regeln gaben uns eine erste Orientierung.

			Es hat jedoch nicht lange gedauert, bis wir merkten, dass die Geschäftsordnung durchaus »interpretiert« werden, dass sie angepasst oder schlicht übergangen werden kann, weil statt Regeln auch vermutete Mehrheiten ausreichen. Die schöne demokratische Fassade des Deutschen Bundestages nach außen hat tiefe Risse im Inneren. Denn unsere Regeln sind nicht in Stein gemeißelt, sie sind der Spielball der jeweiligen Mehrheit – und diese nutzt ihre Macht.

			Doch von Anfang an:

			Jahrzehntelang war es gute Tradition, dass der älteste Abgeordnete Alterspräsident wird, den neu gewählten Bundestag mit einer Rede eröffnet und die erste Sitzung so lange leitet, bis ein neuer Bundestagspräsident gewählt wird. So steht – Verzeihung – stand es in der Geschäftsordnung. Als sich jedoch abzeichnete, dass die AfD 2017 in den Bundestag einziehen würde, kam bei den etablierten Parteien Panik auf. Zuerst sah es so aus, als ob Alexander Gauland das älteste Mitglied des Bundestages werden würde. Um das zu verhindern, bekniete man Hans-Christian Ströbele, doch noch einmal zu kandidieren, denn er war älter als Gauland. Ströbele winkte jedoch ab und als die AfD Niedersachsen ihre Liste aufstellte, war klar, nicht Gauland, sondern der 77-jährige Wilhelm von Gottberg würde das älteste Mitglied des Deutschen Bundestages sein. Was also tun? Die »rettende« Idee hatte der damalige Bundestagspräsident Norbert Lammert von der CDU. Künftig sollte einfach nicht mehr der älteste, sondern der dienstälteste Abgeordnete Alterspräsident werden und den Bundestag eröffnen. Die Große Koalition war erleichtert, unterstützte diesen Vorschlag und beschloss besagte Änderung der Geschäftsordnung noch vor der Sommerpause, am 1. Juni 2017. So einfach und so schnell wurde die Rede eines AfDlers zu Beginn der neuen Legislatur verhindert. So einfach und so schnell war ein Punkt der Geschäftsordnung geändert, der Jahrzehnte Bestand hatte.

			Die Grünen stimmten damals dagegen, die Linken enthielten sich. Beide Rednerinnen der Parteien betonten, dass so ein Trick nicht die richtige Lösung für eine starke Demokratie sei – und der Bundestag eine Rede eines AfD-Alterspräsidenten durchaus aushalten würde.

			Die GroKo wusste, dass sie falsch handelte, sie wusste, dass diese Geschäftsordnungsänderung eigentlich nicht in Ordnung und nicht wirklich begründbar war, und versuchte, den Bürgern das Ganze trotzdem als eine »kluge Fortentwicklung der bisherigen Regelung« zu verkaufen. Es sei keineswegs eine »Anti-AfD-Maßnahme«.

			 Was für eine Arroganz dem Wähler gegenüber, der hier schlicht für dumm verkauft werden sollte. Jeder, der genau hinsah, durchschaute dieses Schauspiel. Selbst Ströbele äußerte sich in einem Interview entsprechend. Aber es half nichts. Statt von Gottberg eröffnete Dr. Hermann Otto Solms von der FDP die konstituierende Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 24. Oktober 2017. 2

			Deutlicher konnte die Regierung den Wählern gleich zu Beginn dieser Legislaturperiode nicht zeigen, was sie von ihnen, der Demokratie und den eigenen Regeln hielt. Statt sich politisch mit der AfD auseinanderzusetzen, musste die Geschäftsordnung herhalten. Demokratisch war das nicht. Es war Willkür, es beschädigte das Vertrauen in den Parlamentarismus und es war erst recht eine Bestätigung der Wähler der AfD, die sich von den etablierten Parteien nicht ernst genommen und im Stich gelassen fühlten.

			Und das war leider erst der Anfang.

			»Jede Fraktion des Deutschen Bundestages ist durch mindestens einen Vizepräsidenten oder eine Vizepräsidentin im Präsidium vertreten.« So steht es in Paragraph 2 Absatz 1 der Geschäftsordnung des Hohen Hauses. Deutlich, klar und eigentlich nicht interpretierbar. Sollte man meinen. Doch weit gefehlt! Egal, wen die stärkste Oppositionspartei, die AfD, als Kandidaten für die Wahl des Vizepräsidenten aufstellte, alle anderen Fraktionen ließen ihn durchfallen. Es gab immer wieder vereinzelte Stimmen aus anderen Fraktionen, die für den AfD-Kandidaten stimmten, aber es reichte nie zur Mehrheit – selbst dann nicht, als die AfD-Fraktion ehemalige CDU-Mitglieder aufstellte oder Kandidaten, die von den Kollegen anderer Fraktionen durchaus geschätzt wurden. Alle fielen sie durch. Aus Prinzip. Und so hat die AfD bis heute, in ihrer dritten Legislaturperiode, keinen eigenen Bundestagsvizepräsidenten.

			Die Begründung?

			Die Verantwortlichen beziehen sich auf einen weiteren Satz der Geschäftsordnung: »Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages erhält.« Und da die anderen Fraktionen den Kandidaten der AfD einfach nicht wählen, selbst wenn der Fraktion der Posten eigentlich zusteht, gibt es eben keinen Vizepräsidenten der AfD. Der erste Satz der Geschäftsordnung, nach dem jede Fraktion durch mindestens einen Vize vertreten wird, spielt also anscheinend gar keine Rolle. Zumindest seit es die AfD im Bundestag gibt.

			Das kann man alles so machen – und das Bundesverfassungsgericht bestätigte dies auch in einem Urteil.3 Doch was für ein Zeichen wird damit einmal mehr an die Wähler gesendet? Ihr seid egal, wir spielen hier nach unseren eigenen Regeln und interpretieren sie so, wie es uns gerade passt? Und was löst das in diesen Wählern aus? Weitere Entfremdung, weitere Enttäuschung. Eine Bestätigung für ihre Sicht auf die etablierten Parteien, denn was sagt so ein Verhalten über die anderen Fraktionen und ihr Verständnis von Demokratie? Auch Christoph Ploß von der CDU beklagte die Aushöhlung parlamentarischer Rechte bei dieser Nicht-Wahl und stellte ganz nüchtern fest: »Bei der in nahezu jeder Sitzung von einer deutlichen Mehrheit abgelehnten Wahl eines AfD-Vertreters geht es offensichtlich nicht mehr um die zur Wahl stehenden Personen, sondern darum, einer Partei ein ihr laut demokratisch beschlossener Geschäftsordnung zustehendes Recht zu verwehren.«4 Die Abgeordneten der AfD seien demokratisch gewählt und parlamentarische Minderheitenrechte seien ein hohes Gut. Sie auszuhöhlen bärge viel größere Gefahren für diese Demokratie, als ein einzelnes Mitglied eines Parlamentspräsidiums ihr zufügen könnte. Diesen Ausführungen kann und will ich nicht widersprechen. Egal, wie man zur AfD steht, so ein Verhalten seitens der anderen Parteien steht einer Demokratie nicht gut zu Gesicht.

			Vollends absurd wurde es dann 2023. Durch die Abspaltung der Gruppe Sahra Wagenknecht, löste sich Die Linke als Fraktion auf. Sie hatte nicht mehr genug Mitglieder, um eine Fraktion bilden zu dürfen. Die Linken wurden zur Gruppe. Nun war aber Petra Pau deren Bundestagsvizepräsidentin. Und – Überraschung! – sie blieb es weiterhin. Es gab zwar einen Antrag, sie abzuwählen oder zumindest zu überprüfen, ob sie das Amt noch bekleiden dürfe, denn in der Geschäftsordnung des Bundestages steht ja eindeutig, »jede Fraktion« ist durch mindestens einen Vizepräsidenten vertreten, und nicht etwa »jede Fraktion und jede Gruppe«. Aber die Anträge wurden mit Mehrheit abgelehnt. Eine Fraktion darf also keinen Vize stellen, keine Fraktion aber schon. Willkommen im Bundestag, wo wir uns die Welt so machen, wie sie uns gefällt.

			Sicher kann man vieles ganz wunderbar begründen, es finden sich immer ein Weg und eine Ausrede für bestimmte Aktionen. Und sicher haben auch eine Menge Menschen kein Problem damit, der AfD viele Rechte zu versagen – aber wer von außen ganz objektiv auf die Sachlage blickt, kann eigentlich nur noch mit dem Kopf schütteln.

			Und um all das abzurunden, hat die AfD seit der 20. Legislaturperiode auch keine Ausschussvorsitzenden mehr. Früher hatte jede Fraktion das Recht, in einer gewissen Anzahl von Ausschüssen den Vorsitzenden zu stellen – Paragraph 58 der Geschäftsordnung: »Die Ausschüsse bestimmen ihre Vorsitzenden und deren Stellvertreter nach den Vereinbarungen im Ältestenrat.« Das hieß bisher in allen Wahlperioden, dass sich die Fraktionen im Ältestenrat darauf einigten, welche Fraktion welche Ausschüsse zum Vorsitz erhalten sollte. Gab es keine Einigung, kam das Zugriffsverfahren zum Zug. Das bedeutete, dass sich die Fraktionen – gemessen an ihrer Größe im Parlament – die Ausschüsse aussuchten, in denen sie den Vorsitzenden stellen wollten. In der konstituierenden Sitzung bestätigten die Ausschüsse den Vorschlag der Fraktionen dann per Akklamation. Nur wenn sich Widerspruch gegen einen Kandidaten erhob, gab es eine Wahl. Das kam aber nur vereinzelt vor. Dass einer Fraktion sämtliche Ausschussvorsitze verweigert wurden, kam bisher dagegen nie vor. Bisher. Denn das änderte sich mit der 20. Wahlperiode. Im Ältestenrat wurden die Ausschussvorsitze zwar nach dem Zugriffsverfahren verteilt, doch bei den von den Regierungsfraktionen anschließend beantragten geheimen Wahlen fielen alle drei Kandidaten der AfD durch und die Ausschüsse werden seitdem von den Stellvertretern geführt. Es war das erste Mal, dass so koordiniert eine Fraktion davon abgehalten wurde, Vorsitzende zu stellen.

			Die AfD klagte dagegen und verlor einmal mehr. »Die Geschäftsordnung könne von den Ausschüssen dahingehend ausgelegt werden, dass sie den Fraktionen nur ein Vorschlagsrecht und einen Anspruch auf ordnungsgemäße Durchführung der Wahl verleiht.«5 Es wurde also wieder mal eine Regel interpretiert und »ausgelegt«; eine Regel, die jahrzehntelang anders gedeutet wurde. Auch wenn es rechtlich in Ordnung sein sollte, gut sieht das nach außen nicht aus. Und es hat weitreichende Auswirkungen, denn in Zukunft können Regierungsfraktionen mit ihrer Mehrheit immer Oppositionspolitiker davon abhalten, Ausschüsse zu leiten. Also auch die AfD, sollte sie einmal die Regierung stellen. Ob das jeder im Bundestag bedacht hat, sei mal dahingestellt.

			Interpretieren und biegen bis es passt

			Noch mal: Selbst wenn sich etwas begründen, interpretieren oder passend hinbiegen lässt, nicht alles, was man tun kann, sollte man auch tun. Auch nicht, wenn es eine Partei betrifft, die von vielen abgelehnt wird. Denn ein solches Verhalten schadet letztendlich der Institution Bundestag, dem Ansehen des Parlamentes und vor allem – und das ist das Wichtigste – dem Vertrauen der Bürger in die Politik. 

			Und für diejenigen, die sich jetzt denken, »Nun gut, aber es handelt sich um die AfD, das verstehe ich schon irgendwie, denn das ist ja keine normale Partei und da muss man Ausnahmen machen und bei anderen Parteien wird es ja nicht so laufen«, habe ich eine böse Überraschung in petto: Doch, tut es. Und um das zu verdeutlichen, gehen wir einmal in eine Sitzung des Innenausschusses, die am 16. Oktober 2024 stattfand.

			Auch der Innenausschuss tagt nicht öffentlich, aber natürlich kommen die Details aus den Sitzungen immer an die Öffentlichkeit, vor allem, wenn es um Eklats wie den folgenden geht.

			Auf der Tagesordnung des Ausschusses standen damals unter anderem die Gesetzentwürfe zum Sicherheitspaket der Ampel, Anträge der AfD zur Zurückweisung von Drittstaatenangehörigen an den Außengrenzen und zum Waffenrecht und drei CDU/CSU-Anträge: für ein umfassendes Sicherheitspaket, eine echte Wende in der Migrationspolitik und der »Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung des illegalen Zustroms von Drittstaatsangehörigen nach Deutschland«.

			Da diese Anträge in der ersten Lesung im Bundestag besprochen und abgestimmt werden sollten, hatte die Union sie auf die Tagesordnung des Ausschusses setzen lassen. Zum üblichen Prozedere gehören nun kurze Stellungnahmen aller Fraktionen zu den Anträgen und die Abstimmung im Ausschuss, die dann als Beschlussempfehlung für das Parlament in den Bundestag eingegangen wäre. Die endgültige Abstimmung im Bundestag plante die Union als namentliche Abstimmung. So weit, so gut und so normal. Doch dann beschlossen die Vertreter der Ampelkoalition im Ausschuss plötzlich, nur über die AfD-Anträge, nicht aber über die Unionsanträge zu debattieren und abzustimmen. Die Konsequenz: Die Anträge der CDU/CSU konnten im Bundestag nicht aufgesetzt und damit auch nicht abgestimmt werden, denn ohne Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses gibt es keine endgültige Abstimmung im Parlament. So etwas gab es noch nie im Bundestag.

			Von den Ausschussmitgliedern war zu hören, dass in der Ampel die blanke Angst vor der Migrationsfrage herrsche und gerade die FDP fürchtete, dass Teile ihrer Abgeordneten den Anträgen der Union zustimmen würden. Die Aufregung im Ausschuss war groß, die Union ging auf die Barrikaden, es kam sogar zu einer Sitzungsunterbrechung. Aber es nutzte nichts. Die Ampel-Mehrheit zog durch und die Union musste es hinnehmen, dass ihre Anträge nicht auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestages landen würden.

			Abgeordnete der Union machten ihrem Unmut auf der sozialen Plattform X Luft und sprachen von einem einmaligen, präzedenzlosen Fall – und davon, dass sich die Ampelparteien einer demokratischen Debatte verweigern wollen. Ob das die Geschäftsordnung hergeben würde, wäre strittig und der Anstand würde es gebieten, auch die abweichende Meinung der Opposition zu hören.6 Ein anderer Abgeordneter twitterte:

			»Das ist eine parlamentarische Unanständigkeit und Schäbigkeit, die beispiellos ist und wider alle demokratischen Gepflogenheiten. Damit sorgt die Ampel auf Druck der FDP dafür, dass im Bundestag nur der Antrag der AfD auf Zurückweisungen an der Grenze namentlich zur Abstimmung steht, im Wissen, dass CDU/CSU AfD-Anträge grundsätzlich ablehnt. So geht die Ampel, die keinen Tag auslässt, die Brandmauer zur AfD zu beschwören, mit der Union um, nur damit die FDP-Abgeordneten nicht Farbe bekennen müssen.«7

			Marc Henrichmann von der CDU sprach davon, dass die Ampel sämtliche parlamentarischen Bräuche mit Füßen trete.8

			Sie sehen also, das undemokratische Verhalten innerhalb des Bundestages trifft nicht nur die AfD, sondern in diesem Fall auch die Union, die sich absolut zu Recht empörte.

			Aber jetzt wird es lustig, denn es ist nicht so, dass die Union aus diesem Fall gelernt hätte und selbst demokratischer handeln würde. Im Gegenteil. Machen wir einen Sprung zum 4. Dezember 2024. Die AfD hatte drei Anträge zum Thema Kernkraft in den Bundestag eingebracht und wollte darüber namentlich abstimmen lassen. Alle Anträge wurden bereits abschließend in den Ausschüssen behandelt, die Ausschüsse hatten ihre Voten abgegeben, die Empfehlungen lagen auf dem Tisch beziehungsweise standen auf der Tagesordnung. Was fehlte, war die Schlussabstimmung.

			Nun hätten CDU und FDP diesen Anträgen theoretisch zustimmen müssen, denn es waren ihre Wahlkampfversprechen für die Neuwahl im Februar 2025. Sie wollten aber nicht zustimmen und um im Wahlkampf nicht als Lügner dazustehen, sorgten sie gemeinsam mit der SPD und den Grünen dafür, dass die bereits endgültig besprochenen Anträge zurück in die Ausschüsse überwiesen wurden, um damit die namentlichen Abstimmungen im Bundestag zu verhindern. Auch das war ein einmaliger Vorgang, zumindest hatte ich das in sieben Jahren Bundestag noch nicht erlebt. Diese Anträge waren abschließend besprochen, es gab keinerlei Gründe, sie in die Ausschüsse zurückzuüberweisen, nur den einen: die namentlichen Abstimmungen zu torpedieren. Ein absolutes Unding und angesichts der Empörung der Union über das Verhalten der Ampel ihr gegenüber zwei Monate zuvor völlig unverständlich. Aber das ist der Deutsche Bundestag und so sind sie eben (fast) alle! Sie treten die Demokratie und die Regeln und Gepflogenheiten des Bundestages mit Füßen, beschweren sich aber lautstark, wenn es sie einmal selbst trifft.

			Ein unwürdiges Trugbild

			Übrigens wurden in dieser Woche nicht nur AfD-Anträge zurück an die Ausschüsse überwiesen, sondern Dutzende Anträge in den Ausschüssen selbst abgesetzt, um nicht darüber abstimmen zu müssen. Allein im Finanzausschuss wurden 34 Tagesordnungspunkte in nur einer Sitzung gestrichen. Petra Sitte von den Linken fand in ihrer Rede die passenden Worte dazu: 

			»Ich habe hier viele Abgeordnete kommen und gehen sehen; ich habe auch Regierungen kommen und gehen sehen. Aber was Sie derzeit – in den letzten Tagen und in den nächsten Wochen – mit dem Verfassungsorgan Bundestag vorhaben, das ist einfach unwürdig. Sie zeichnen ein öffentliches Trugbild von diesem Laden […] wir kommen unserer Aufgabe als Bundestag, als Verfassungsorgan, der Kontrolle der Bundesregierung, gar nicht mehr effektiv nach. (…) Im Übrigen wird das am Ende auch dazu führen, dass der Bundestag Schaden nimmt, dass die Politik Schaden nimmt und damit auch die Demokratie.«9

			Dem kann ich nichts mehr hinzufügen, Frau Sitte hat das Verhalten der ehemaligen Ampel und der Union gut auf den Punkt gebracht. Dieses willkürliche Verhalten, dieses rücksichtslose Durchziehen der eigenen Interessen führt genau zu der Politikmüdigkeit oder zu dem Protestwahlverhalten, das dann im Nachhinein alle beklagen.

			Apropos Willkür. Kommen wir noch einmal zurück zum Hammelsprung, denn im Zusammenhang mit einem solchen habe ich die wohl unglaublichste Szene während einer Bundestagssitzung erlebt.

			Reichstag, 28. Juni 2019, 1 Uhr 27 in der Nacht, Debatte und Abstimmung über das Gesetz zur Anpassung des Datenschutzrechts. Im Plenum sitzen ungefähr 100 Abgeordnete. Die Geschäftsordnung des Bundestages besagt in Paragraph 45 Absatz 1: »Der Bundestag ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder im Sitzungssaal anwesend ist.« Bei 709 Sitzen müssten also 355 Abgeordnete vor Ort sein. Jürgen Braun von der AfD bezweifelt daher die Beschlussfähigkeit des Bundestages und stellt für seine Fraktion den Antrag auf deren Überprüfung. Das Recht hat er nach Paragraph 45 Absatz 2 der Geschäftsordnung. Die Vizepräsidentin, Claudia Roth, schon im Vorfeld sichtbar genervt, bespricht sich ganze zehn Sekunden lang mit ihren zwei Schriftführern und stellt dann um 1 Uhr 28 fest: »Wir haben hier oben miteinander diskutiert, wir sind der Meinung, dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist.«

			Applaus von all den anderen Fraktionen, die AfD ist bass erstaunt. Statt 355 sitzen nur knapp 100 Bundestagsmitglieder auf den Stühlen, aber das Präsidium sagt, dass alles in Ordnung sei, und lässt trotzdem abstimmen. Wie kann das sein? Auch der Ältestenrat, der sich mit der Thematik befasst, stellt am nächsten Tag fest, »dass der Sitzungsvorstand die Vorschriften der Geschäftsordnung über die Feststellung der Beschlussfähigkeit korrekt angewendet hat«.10

			Wirklich jeder, der sich das Video der Debatte anschaut, sieht, dass die erforderliche Anzahl der Abgeordneten nicht im Saal saß. Doch das Präsidium und die Mehrheit der Fraktionen hielten an der Richtigkeit von Frau Roths Entscheidung fest. Und so wurde wieder einmal das Bundesverfassungsgericht bemüht. Dieses lehnte den Eilantrag der AfD ab, denn selbst wenn die AfD Recht bekäme und die in der Nacht beschlossenen Gesetze formell zunächst verfassungswidrig in Kraft blieben, entstünde der Fraktion selbst dadurch kein schwerer Nachteil. Das Hauptverfahren, das Organstreitverfahren zu dieser Sache, wurde erst nach über vier Jahren (!) entschieden – und zwar gegen die AfD.

			Wie ich später erfuhr, hatte sich das Bundesverfassungsgericht bereits schon einmal zu der Thematik geäußert, und zwar folgenderweise:

			»Die vorhandene Regelung trägt damit dem Prinzip der repräsentativen Demokratie hinreichend Rechnung. Sie bietet die Gewähr dafür, dass das Volk als Träger der Staatsgewalt beim Zustandekommen parlamentarischer Entscheidungen in der Regel auch dann angemessen repräsentiert ist, wenn bei der Schlussabstimmung im Plenum nur wenige Abgeordnete zugegen sind. Für eine ausreichende Repräsentation spricht in solchen Fällen eine Vermutung.«11 Auf gut Deutsch: Die Beschlussfähigkeit des Bundestages wird einfach vermutet, und zwar so lange, bis sie aktiv und durch die Mitwirkung des Sitzungsvorstands aufgehoben wird, und das hat seine Richtigkeit. Laut Bundesverfassungsgericht.

			Für mich persönlich war die Entscheidung von Claudia Roth in dieser Nacht reine Willkür und eine Missachtung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. Und für jeden anderen Zuschauer auch. Und wenn die Beschlussfähigkeit des Bundestages einfach so vermutet werden kann, wozu dann überhaupt die Regel festschreiben, die besagt, dass mehr als die Hälfte seiner Mitglieder im Sitzungssaal anwesend sein muss? 

			Tricksereien mit parteinahen Stiftungen

			Ein anderer Fall von Willkür zeigte sich bei der Finanzierung der parteinahen Stiftungen. Wie wir im ersten Kapitel gesehen haben, lag die Förderung der politischen Stiftungen durch den Bund im Jahr 2023 bei stolzen 697 Millionen Euro. Als Begründung für diese enorm hohe Summe wird der »wichtige Beitrag zur gesellschaftspolitischen Arbeit und demokratischen Bildungsarbeit im In- und Ausland«12 genannt. Die Höhe und Verteilung der Förderung wird im Haushaltsauschuss des Bundestages hinter verschlossenen Türen festgelegt. Selbstbedienung leicht gemacht.

			Auch die AfD hat 2017 eine parteinahe Stiftung gegründet, die Desiderius-Erasmus-Stiftung, benannt nach Erasmus von Rotterdam, einem niederländischen Universalgelehrten und Renaissance-Humanisten. Doch diese Stiftung ging bei der Verteilung der Fördergelder regelmäßig leer aus, obwohl es in einem Urteil des Verfassungsgerichtes von 1986 heißt: »Mit Rücksicht auf die dargelegten Berührungspunkte zwischen der Tätigkeit der Stiftungen einerseits und den langfristigen politischen Zielvorstellungen einzelner politischer Parteien andererseits gebietet es allerdings der Gleichheitssatz, dass eine solche Förderung alle dauerhaften, ins Gewicht fallenden politischen Grundströmungen in der Bundesrepublik Deutschland angemessen berücksichtigt. Nur wenn die staatliche Förderung der pluralen Struktur der gesellschaftlichen und politischen Kräfte Rechnung trägt, wird sie dem verfassungsrechtlichen Gebot gerecht.«13

			Die AfD klagte in Karlsruhe gegen diese Benachteiligung, denn sie sah in der Ungleichbehandlung einen Verstoß gegen das Grundgesetz. Und die AfD bekam Recht. Das Bundesverfassungsgericht stellte im Februar 2023 in der Tat fest, dass das Übergehen der Desiderius-Erasmus-Stiftung bei der staatlichen Mittelvergabe die AfD in ihrer politischen Chancengleichheit verletzt. Doch wer nun dachte, dass der Fall damit entschieden sei und die Stiftung ihr Geld bekommen würde, sah sich getäuscht. Denn das Verfassungsgericht ließ den anderen Parteien eine Hintertür offen. Das Problem sei nicht das Übergehen der AfD-Stiftung, das Problem sei ein fehlendes Gesetz, in dem die Kriterien zur Förderung von parteinahen Stiftungen niedergelegt werden. Bisher hatten die Verantwortlichen die Gelder nämlich schlicht demokratisch ohne irgendwelche Kriterien verteilt.

			Diese Chance, die ihr das Verfassungsgericht gegeben hatte, nutzte die Regierung natürlich und legte nur acht Monate später ein entsprechendes Gesetz vor: das Stiftungsfinanzierungsgesetz – kurz StiftFinG, in dem »die Kriterien für den Kreis der Empfänger staatlicher Stiftungsförderung und die Maßstäbe für die Höhe der jeweiligen Zuwendung an die politischen Stiftungen in abstrakt-genereller Weise« geregelt wurden.14 Der Deutsche Bundestag verabschiedete dieses Gesetz im November 2023. Dafür stimmten nicht nur die Ampel-Fraktionen, sondern auch die Union und die Linke. Die alteingesessenen und gut versorgten Parteien waren sich einig, die Konkurrenz ließen sie außen vor.

			Unter anderem legt das Gesetz fest, dass eine Stiftung nur dann Geld erhalten darf, wenn sie sich aktiv für die freiheitlich-demokratische Grundordnung und die Völkerverständigung einsetzt. Außerdem muss die Partei, die der Stiftung nahesteht, mindestens dreimal hintereinander in den Bundestag gewählt worden sein. Da die AfD zu dieser Zeit nur zweimal in den Bundestag gewählt wurde, durfte sie in der damaligen Legislaturperiode ohne Probleme erneut übergangen werden.

			Festgelegt wurde in diesem Gesetz aber auch, dass die Stiftungsfinanzierung selbst dann weiterläuft, wenn die der Stiftung nahestehende Partei für eine Legislaturperiode aus dem Bundestag fliegt – vorausgesetzt, die Partei wurde bereits vorher in zwei aufeinanderfolgenden Legislaturperioden gefördert. Der Grund für diese Ausnahme lag auf der Hand: Die FDP war 2013 aus dem Bundestag geflogen und stünde ohne die Regel ohne Stiftungsgelder da. Als Teil der Ampel-Regierung wusste sie das natürlich zu verhindern und schaffte sich diese Ausnahmeregel. Sozusagen ein maßgeschneidertes Gesetz für die Parteien, die schon länger da sind. Und nicht weniger als ein Offenbarungseid!

			Dieses Gesetz, diese willkürlich festgesetzten drei Legislaturen und die »FDP-Ausnahme« sind reine Willkür. Die etablierten Parteien sorgten dafür, dass sie sich nach wie vor reichlich am Steuertopf bedienen dürfen, während die AfD außen vor blieb. Durch solche Aktionen wird die Demokratie nicht gestärkt, durch ein solches Vorgehen verstärkt man den ohnehin schon bestehenden Vertrauensverlust in die Politik noch weiter. Mit solchen Aktionen treibt man die Bürger weiter weg, verliert man Wähler und fügt der Demokratie einen massiven Schaden zu.

			Willkür und Doppelmoral gibt es aber nicht nur innerhalb des Bundestages. Wir müssen uns nur die Politik der letzten Jahre ansehen.

			Es ist zum Beispiel für Politiker völlig normal geworden, Wähler zu beleidigen. Ob Alt-Bundespräsident Joachim Gauck vor »Dunkeldeutschland« warnt oder ob der ehemalige Ost-Beauftragte Marco Wanderwitz von erheblichen Teilen der Bevölkerung spricht, die »gefestigte, nicht demokratische Ansichten« hätten, ob Frank-Walter Steinmeier Kritiker der Corona-Maßnahmen als Schwurbler bezeichnet, Saskia Esken von Covidioten spricht oder Marie-Agnes Strack-Zimmermann Demonstranten zuruft, sie seien zum Teil zu blöd, eine Pfeife in den Mund zu stecken – die Verachtung einiger Politiker den Bürgern gegenüber, die sich nicht so verhalten wie sie es gerne hätten, ist seit Jahren spürbar. Selbst vor indirekten Drohungen schrecken sie nicht zurück, wie Frau Strack-Zimmermann, die einen Demonstranten tatsächlich fragte: »Wo arbeiten Sie denn?« Außerdem wollte sie wissen, ob sein Chef wisse, was er hier mache.

			Aber wehe, der Bürger schlägt mit gleichen Waffen zurück, da steht morgens um sechs Uhr gerne mal die Polizei vor dem Haus, selbst wenn es nur um ein Schwachkopf-Meme geht. Steht dann auch noch gesondert informierte Presse mit vor dem Haus, kann man nur hoffen, dass der eigene Bademantel gut sitzt. Denn sich selbst beleidigen lassen, dass möchten die Herren und Damen mit Amt und Mandat nicht, daher ist auch die Beleidigung von Politikern mittlerweile ein gesonderter Straftatbestand (siehe: Paragraph 188 Strafgesetzbuch). Majestätsbeleidigung verboten. Was Politikern zusteht, dürfen die Untertanen noch lange nicht. Der ehemalige grüne Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck hat in seiner Amtszeit mehr als 800 Anzeigen gegen Bürger gestellt, bei Annalena Baerbock waren es mehr als 500 Anzeigen – und die eben erwähnte Marie-Agnes Strack-Zimmermann hat an die 2 000 Bürger angezeigt. Es gibt sogar Meldestellen für Internet-Kommentare und so manch einer hat das Aufspüren solcher Kommentare zum Geschäftsmodell gemacht. Hier sei JuLi-Vorsitzende Franziska Brandmann gegrüßt, die das Start-up So Done  gründete, das mithilfe von Künstlicher Intelligenz böse Kommentare in den Weiten des Netzes sucht und Politikern dabei hilft, diese zur Anzeige zu bringen. Eine tolle Aufgabe für jemanden, der sich selbst als Liberale sieht. Wer sich gefragt hat, wieso die FDP hochkant aus dem Bundestag geflogen ist, sollte bedenken, dass es vielleicht auch wegen solcher totalitären Ausfälle war.

			Aber nicht nur Bürger werden beleidigt. Im US-Wahlkampf überschlugen sich unsere Politiker mit Warnungen vor Donald Trump und schreckten auch vor konkreten Beleidigungen nicht zurück. Mal nannte man ihn einen »Hassprediger« oder erklärte, er »habe nicht mehr alle Tassen im Schrank«. Nach der Wahl schlugen Trump und sein Mitstreiter Elon Musk zurück und die deutsche Elite bekam Schnappatmung. Wie kommen die Amis nur dazu, auf gleiche Art und Weise zu antworten? Unverschämtheit! Nachdem Elon Musk Bundespräsident Steinmeier kritisiert hatte, sah SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich darin tatsächlich eine Grenzüberschreitung und Claudia Roth gar eine Respektlosigkeit gegenüber der Demokratie. Es grüßt die Doppelmoral.

			Und während Michael Roth von der SPD in Georgien klar Partei für eine politische Seite des Landes ergriff, Friedrich Merz den Rumänen die Wahl der pro-europäischen Kandidatin empfahl, Olaf Scholz mit einem Gastbeitrag in der Zeitung Le Monde  implizit zur Wahl Emmanuel Macrons aufrief, Winfried Kretsch­mann von den Grünen vor der Wahl Trumps warnte und man in gewissen Kreisen wohlwollend auf das Lob von George Soros für die Grünen15 blickte, verbitten sich deutsche Politiker tatsächlich empört Einmischungen von außen in die deutsche Politik.

			Ein Elon Musk, der Werbung für die AfD macht? Wo kommen wir denn dahin! »Finger weg von unserer Demokratie, Herr Musk!«, rief Robert Habeck sogleich im Spiegel. Doppelmoral: schon wieder!

			Auf der anderen Seite freuen sich diejenigen über die Einmischung Elon Musks in die deutsche Politik, die sich vorher über die Einmischung von George Soros ganz massiv aufgeregt haben. Doppelmoral, wohin man schaut, da geben sich die politischen Richtungen nichts.

			Vielleicht könnten wir uns generell darauf einigen, anderen den Mund nicht zu verbieten, sondern auf Meinungsfreiheit und offenen Austausch zu setzen?

			Diese Freiheit und den dazugehörigen Meinungsaustausch vermisste ich übrigens auch in der Corona-Zeit, stattdessen regierte auch hier die Willkür in unserem Land. Während bei Demonstrationen gegen die Corona-Maßnahmen von der Polizei genau auf die Einhaltung der Corona-Regeln geachtet wurde und es nicht selten zu wirklich hässlichen Verhaftungsszenen und Verboten kam, durften an die 15 000 Demonstranten der Black-Lives-Matter-Demo in Berlin ungehindert, ohne Abstand und Masken, gegen Rassismus demonstrieren. So misst man mit zweierlei Maß.

			Die politische Willkür macht auch nicht bei Verboten von Presse­erzeugnissen halt, wie die ehemalige Innenministerin Nancy Faeser am Beispiel des Magazins Compact bewies, welches sie im Juli 2024 im Handstreich verbot. Selbst Reporter ohne Grenzen sprach nach dem Compact-Verbot durch das Innenministerium von einer rechtsstaatlich bedenklichen Entscheidung, denn die Pressefreiheit gelte auch für unbequeme und schwer erträgliche Veröffentlichungen, ja selbst für solche mit extremen Inhalten. Prompt kassierte Frau Faeser vor dem Bundesverwaltungsgericht eine krachende Niederlage. Dieses machte in seiner Eilentscheidung Zweifel an der Verhältnismäßigkeit der Maßnahme geltend und das Magazin durfte wieder erscheinen. 

			Man könnte in der Tat weiter Beispiel an Beispiel reihen. Ausgerechnet die, die ständig vom Schutz »unserer Demokratie« sprechen, sind diejenigen, die sie am meisten beschädigen. Jedes dieser Beispiele führt dazu, dass sich Bürger, die genauer hinschauen, mehr und mehr von der Politik abwenden. Sie erkennen, dass die schöne Fassade der Demokratie an allen Ecken und Enden bröckelt. Dass Willkür und Doppelmoral keine Ausnahme, sondern mittlerweile leider die Regel geworden sind.

			Wir haben ein moralisch kaputtes Zentrum in Berlin. Politiker sollten Vorbilder sein. Gerade sie sollten mit gutem Beispiel vo­rangehen, gerade sie haben eine besondere Verantwortung – denn sie sind es, die für sich in Anspruch nehmen, die Bürger zu vertreten. Doch das, was Politiker von den Wählern fordern: Respekt, Anstand, demokratisches Verhalten, legen sie selbst schon lange selbst nicht mehr an den Tag. Dass ihnen dann selbst kein Respekt mehr entgegenschlägt, sondern Buh-Rufe bei Veranstaltungen und Wut in den sozialen Netzwerken, ist kein Wunder.

			Vetternwirtschaft, Willkür, Beleidigungen, Doppelmoral, Missachtung des Wählerwillens, die eigene Macht und die eigene Karriere über das Land stellen – all das führt zu Entfremdung, Frustration, Wut und Trotz. Dass viele Bürger daher gar nicht mehr zur Wahl gehen oder Parteien wählen, die einen radikalen Wechsel versprechen, verwundert da nicht. Unsere politische Kultur hat sich verändert, ja vielleicht mehr noch, sie ist zerstört worden – zerschlagen von Egoisten, die nur sich selbst und ihre Vorteile sehen, und es wird höchste Zeit, dass wir darüber sprechen und nach gemeinsamen Lösungen suchen.
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Der institutionalisierte Irrsinn: Das Eigenleben der Parlamentsbürokratie

			»VW schrumpft um 20 000 Stellen, Bosch um 12 000, Thyssenkrupp um 11 000, Commerzbank um 3 000 und Siemens um 2 850. Die Bundesregierung in den ersten 80 Tagen? Plus 208 neue Stellen.«

			Das twitterte ich am 29. Juni 2025 – eine Momentaufnahme, die ein Schlaglicht auf die Misere unserer Zeit wirft. Während die deutsche Wirtschaft schrumpft, bläht sich der Staat ungeniert weiter auf.

			Friedrich Merz, der im Wahlkampf mit markigen Sprüchen über den »aufgeblähten Wasserkopf« der Berliner Amtsstuben hausieren ging, versprach einen radikalen Sparkurs. Doch kaum im Amt, verpufften diese Worte wie so viele seiner Wahlkampfversprechen zuvor. Statt schlanker Strukturen wuchert die Bürokratie in Berlin weiter.

			Unter den 208 neu geschaffenen Stellen finden sich 150 für das frisch geschaffene Digitalministerium, 40 für das Kanzleramt und die – bereits im dritten Kapitel erwähnten und besonders dreisten – acht Stellen für das Büro des Altbundeskanzlers Olaf Scholz. Wir erinnern uns, die braucht Scholz wegen »der zu erwartenden Entwicklung seiner nachamtlichen Tätigkeit«, insbesondere wegen des Krieges in der Ukraine. Seit Monaten wartet man nun darauf, dass er auch nur ein einziges Mal etwas sagt oder tut, dass diese acht bezahlten Stellen im Altkanzler-Büro rechtfertigen würde. Eine Äußerung zum Ukraine-Krieg, zur aktuellen Politik, zu irgendetwas Relevantem? Man vernimmt nichts, absolut nichts. Hinzu kommt, dass Olaf Scholz zurzeit ja nicht nur Altkanzler ist, sondern auch Bundestagsabgeordneter. Die Anzahl seiner Reden beträgt laut Protokoll des Bundestages (Stand: Dezember 2025): null! Acht Leute werden also dafür bezahlt, dass ihr Chef konsequent schweigt. Wer sparen will, könnte das auch mit einer Stelle erledigen, vielleicht sogar mit gar keiner.

			Warum, so frage ich mich, sollen Altbundeskanzler und Altbundespräsidenten, die in ihrem Berufsleben wahrlich genug verdient haben, überhaupt weiterhin auf Kosten der Allgemeinheit Büros und Personal ihr Eigen nennen und den Steuerzahler weiter zur Kasse bitten dürfen? Gerhard Schröder verlor das Anrecht auf sein Büro im Bundestag, weil den Ex-Kollegen seine russlandfreundliche Haltung nicht gefällt. Das zeigt, dass ein solches Büro nicht auf irgendwelchen verbrieften Rechten beruht, sondern nur eine Gefälligkeit ist. Es spricht nichts dagegen, dieses Relikt der Selbstbedienung gänzlich abzuschaffen. Wer den Bürgern Sparsamkeit predigt, sollte selbst mit gutem Beispiel vorangehen.

			Auch für die anderen neu geschaffen Stellen hat die Bundesregierung selbstverständlich eine Erklärung: Es handele sich um einen »unabweisbaren Bedarf«, der angeblich nicht anders zu decken sei. Als Trostpflaster für die Bürger und als Ausgleich wurden dafür immerhin 25 Beauftragten-Posten gestrichen, darunter so absurde Ämter wie die »Botschafterin für feministische Außenpolitik«, der »Radverkehrsbeauftragte«, der »Sonderbeauftragte für internationale Klimapolitik« und auch der »Meeresbeauftragte«. 

			Ausgedacht haben sich diese Ämter diejenigen, die unbedingt noch Parteifreunde und Vertraute mit Jobs versorgen oder Gefälligkeiten zurückzahlen mussten. Politiker können dabei sehr kreativ werden, denn es sind ja nicht sie, die all das finanzieren müssen – da kann man durchaus mal zulangen. Das dachte sich auch die Ampelregierung und so stiegen die Kosten aller Beauftragten und ihrer Mitarbeiter von 49 Millionen Euro im Jahr 2020 auf knapp 70 Millionen Euro im Jahr 2024. Manche haben eben mehr Amigos als andere.

			Die Merz-Regierung schaffte dann auch nicht alle Bundesbeauftragten ab, die Mehrheit blieb – insgesamt 27 an der Zahl. Unter anderem blieb auch die »Beauftragte für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt«, Sophie Koch, erhalten. Ihr Amt ist im Familienministerium von CDU-Ministerin Karin Prien angesiedelt, jene Karin Prien, die kurz nach der Wahl noch Schluss mit dem »woken Kram«1 machen wollte. Und Sophie Koch hatte noch wenige Wochen vor ihrer Ernennung freudig die Parole »Nie mehr CDU!« bejubelt. Jetzt arbeitet sie für ein CDU-geführtes Ministerium und für eine Ministerin, die mit linkem Kulturaktivismus angeblich nichts anfangen kann. Ein Lehrstück politischer Flexibilität oder vielmehr die Verlockung von Titel und Macht, die Prinzipien schnell in den Hintergrund rücken lässt. Wer im politischen Berlin Karriere machen möchte, muss sich mit seinen Meinungen schnell anpassen können.

			Weitere Beauftragte, die nicht gestrichen, sondern immer noch finanziert werden, sind die »Beauftragte für Ostdeutschland« (über 30 Jahre nach der Wiedervereinigung), der »Beauftragte für das Leben der Sinti und Roma in Deutschland und gegen Antiziganismus«, die »Beauftragte für Antidiskriminierung«, der »Beauftragte für Sozialversicherungswahlen«, der »Beauftragte für Maritime Wirtschaft und Tourismus« und so weiter und so fort. Es gibt eine Menge bürokratische Selbstbeschäftigungsprogramme ohne erkennbaren Mehrwert in der Bundeshauptstadt.

			Während die Zahl der Beauftragten mit der neuen Regierung immerhin ein wenig schrumpfte, wuchsen die Ministerien. Während der Regierungsjahre Angela Merkels gab es 14 Ministerien, die Ampelkoalition erweiterte auf 15 Ministerien – und in der neuen schwarz-roten Koalition gibt es nun gar 16 Ministerien. Ein neues Digitalministerium, welches sowohl Union als auch SPD in früheren Legislaturperioden strikt ablehnten, soll Deutschland nun ins 21. Jahrhundert katapultieren. In Argentinien schaffte Präsident Javier Milei viele Ministerien wegen Überflüssigkeit ab; hier schaffen wir immer neue und damit auch immer mehr Beamte und Bürokratie. Ich gebe zu, auch ich habe einen Lernprozess hinter mir, denn auch ich dachte am Anfang, ein gut aufgestelltes Digitalministerium würde Deutschland in Sachen Digitalisierung eventuell nach vorne bringen. Alle Fäden in einer Hand, kein Verzetteln mehr, echtes Projektmanagement – ich lag falsch. So wenig ein Bauministerium zu mehr Wohnungen geführt hat, so wenig wird ein Digitalministerium zur besseren Digitalisierung des Landes beitragen. Ein Ministerium schafft Strukturen, aber keine Lösungen – und es provoziert Zuständigkeiten, aber keine Innovation. Wenn wir wirklich vorankommen wollen, brauchen wir mehr Vertrauen in diejenigen, die aktiv gestalten wollen und können – und weniger politische Steuerung. Das würde auch die Anzahl der von Steuergeldern bezahlten Beschäftigten reduzieren, doch leider passiert in Deutschland das genaue Gegenteil.

			Der Bund der Steuerzahler ermittelte, dass die Zahl der Beschäftigten in den Ministerien und Bundesbehörden zwischen den Jahren 2015 und 2024 von 22 343 auf insgesamt 28 628 gestiegen ist. Die Zahl der Abteilungen wurde in der gleichen Zeit von 117 auf 140, die der Unterabteilungen von 266 auf 340 erhöht. Aus 1 516 Hauptreferaten wurden 1 874. Allein die Auflistung all dieser Behörden, Abteilungen, Unterabteilungen und Referate macht fassungslos. Denn jeder einzelne Mitarbeiter muss auch irgendwie beschäftigt werden – am Ende steht eine Bürokratie, die ihresgleichen sucht.

			Mehr Mitarbeiter bedeuten auch größere Räume und damit höhere Mieten und Pachten, mehr Energieverbrauch, Mehrkosten für Dienstreisen und Fortbildung und für die IT. Zusammen mit den Personalkosten erhöhten sich die Ausgaben für Ministerien und Behörden somit im gleichen Zeitraum von 3,3 Milliarden Euro auf insgesamt 5,6 Milliarden. Und dies in einer Zeit, in der Deutschland wirtschaftlich mehr als nur strauchelt und die Kassen leer sind. Die Steuerzahler, so scheint es, sind der ewige Puffer für politische Verschwendung.

			Loyalität statt Leistung

			Immer mehr Bundestagsabgeordnete arbeiten für die Bundesregierung. Sei es als Parlamentarische Staatssekretäre, Koordinatoren oder eben als Beauftragte der Regierung. Heutzutage gibt es mehr als fünfmal so viele Parlamentarische Staatssekretäre wie Ende der Sechzigerjahre, als dieses Amt eingeführt wurde. Dafür gibt es, neben dem schicken Titel und mehr Aufmerksamkeit, mehr Geld und natürlich ein neues Büro. Abgeordnete sollen die Regierung aber kontrollieren, nicht mit ihr verschmelzen. Als Abgeordneter muss man unabhängig und wählerorientiert sein, als Regierungsvertreter zählen dagegen Loyalität und Linientreue. In der Praxis gewinnt fast immer die Regierungsloyalität und das schwächt das Parlament. Selten wird jemand eine Regierung kritisieren, von der er selbst abhängig ist und die seine Karriere bestimmt. Potenziell kritische Abgeordnete können so durch die Vergabe eines entsprechenden Amtes gezielt eingebunden und effektiv ruhiggestellt werden. Machtpolitisch clever, demokratisch mehr als fragwürdig. Die viel gepriesene Gewaltenteilung ist auch hier schlichte Illusion.

			Doch das ist nur ein Teil des Problems, denn auch jenseits des Parlaments, in der Verwaltung, zeigt sich ein ähnliches Muster. Wo politische Leitung und Ministerialapparat eng verzahnt sind, entsteht ein Umfeld, in dem Loyalität oft mehr zählt als Leistung. Und genau das wird am Ende einer Legislaturperiode besonders sichtbar, denn dann geht es darum, jene zu bedienen, die lange genug nahe genug dran waren. Es kommt zu einer regelrechten Beförderungsorgie. Kurz bevor die Minister aus dem Amt scheiden, tragen sie dafür Sorge, dass ihre Kollegen und Parteifreunde schnell noch in höher dotierte Posten gehoben werden. Fehlt es an geeigneten Positionen und Jobs, werden diese einfach neu erdacht. Für sie besteht kein echter Bedarf, sie lösen keine Pro­bleme, sie dienen der Netzwerkpflege und als Belohnung.

			Diese Beförderungsrunde ist so beliebt und so institutionell, dass sie sogar einen eigenen Spitznamen bekommen hat: »Operation Abendsonne«. Klingt romantisch, kostet den Steuerzahler aber leider viel Geld.

			So kam es, dass in den letzten Wochen der Ampelregierung insgesamt 146 Spitzenbeamte ab der Besoldungsgruppe A16 befördert wurden. Spitzenreiter und besonders großzügig war das Auswärtige Amt unter Annalena Baerbock – dort zählte man 38 Beförderungen, gefolgt vom Gesundheitsministerium mit 27 und dem Entwicklungsministerium mit 26 Beförderungen.2 Angeblich alles »ständige Verwaltungspraxis«. Da kann ich nicht widersprechen, es hat tatsächlich Tradition. So wurden auch am Ende der Regierungszeit der Großen Koalition innerhalb von nur fünf Monaten 71 neue Stellen für Beamte in den Stufen B3 oder B6 geschaffen – mitten in der Corona-Zeit, während viele Unternehmer und Angestellte um ihre Existenz fürchteten.

			Einen besonderen Trick wendete das Wirtschaftsministerium von Robert Habeck gegen Ende seiner Amtszeit an: Kurz vor der Wahl ließ es noch schnell zehn Referatsleitungen kurzfristig neu kommissarisch besetzen. Ein Verfahren, das formal sauber wirkt, in der Praxis aber eine der elegantesten Methoden ist, vertraute Kandidaten beinahe geräuschlos in Spitzenpositionen zu heben. Alle zehn Stellen wurden nur auf Probe besetzt, so konnten die Beamten Erfahrung in einer Leitungsfunktion sammeln, ohne direkt befördert oder höher bezahlt zu werden. Ein solches Vorgehen minimiert die Kritik, denn es sind ja keine echten Beförderungen. Nach dem Regierungswechsel haben dann aber genau diese Mitarbeiter einen entscheidenden Vorteil vor möglichen Mitbewerbern: Sie konnten die Erfahrungen sammeln, die man für den Job braucht. Die Chance, den Job dann unter der neuen Regierung endgültig zu bekommen – inklusive höherer Bezahlung – ist groß. Wer einmal oben sitzt, bleibt in der Regel auch dort.

			Doch dabei beließ die Ampel es nicht. Bei zahlreichen Personalentscheidungen wurden die üblichen Vorschriften zu Verbeamtungen schlicht umgangen. 320 Mitarbeiter wurden ohne die gesetzlich vorgeschriebene dreijährige Probezeit auf Lebenszeit verbeamtet. Hier gab es die meisten Fälle im Bundesentwicklungsministerium von Svenja Schulze, nämlich 74 Verbeamtungen, gefolgt vom Karl Lauterbachs Gesundheitsministerium mit 64.

			Freie Stellen müssen ausgeschrieben werden, damit Transparenz und gleiche Chancen gegeben sind. Die Bundesregierung darf aber Ausnahmen machen. Das nahm die Ampelkoalition in ihrer verkürzten Legislaturperiode mehr als 400 Mal in Anspruch. Ebenfalls in über 400 Fällen wurden Besoldungsgruppen übersprungen und Mitarbeiter direkt in eine höhere befördert. Es lohnt sich, für die Regierung zu arbeiten, deswegen sind die Jobs auch so beliebt.

			In Kombination mit zu vielen Mitarbeitern, neigen diese Strukturen dazu, sich eigene Aufgaben zu schaffen – eine Bürokratie, die sich selbst verwaltet, wird so zum Normalfall. Das beobachten wir auch und gerade im Bundestag.

			Bürokratische Selbstbeschäftigung

			Das Ergebnis einer solch ausufernden Verwaltung ist die bürokratische Selbstbeschäftigung. Die »Umwelterklärung« des Bundestages3 ist ein Musterbeispiel dafür, wie sich die Verwaltung selbst ein neues Spielfeld baut, neue Strukturen schafft, neue Posten und neue Pflichten. Diese Erklärung dokumentiert die Umweltpolitik und die damit verbundenen Ziele und Leistungen der Bundestagsverwaltung. Mit der Zertifizierung »nach der europäischen Eco-Management and Audit Scheme-Verordnung« (EMAS) will man mit einem anspruchsvollen Umweltmanagementsystem die Umweltleistung und Treibhausgasbilanz stetig verbessern. Das Umweltmanagement gilt in diesem Fall aber nur für drei Gebäude des Bundestages. Nicht für das ganze Parlamentsviertel. Nicht einmal für ein Drittel davon. Es betrifft nur ein winziges Prozent der Menschen, die im Bundestag arbeiten, aber es schafft Strukturen, als würde man eine komplette Landesverwaltung reorganisieren.

			Es gibt Umweltmanagementbeauftragte, Umweltteams, ein EMAS-Kernteam, Fachgruppen, interne Auditoren, externe Gutachter, Beauftragte, Schulungskataloge und natürlich endlose Dokumentationspflichten. Nichts liebt die Verwaltung so sehr wie neue Verwaltung. Die CO2-Emissionen des Fuhrparks werden genauso exakt erfasst wie die Emissionen aus Nah- und Fernwärme, Strom, Restmüll, Wasser oder »Kopierpapier Frischfaser« und »Falthandtuchpapier Recycling«. Man könnte lachen, wenn es nicht so traurig wäre. Und weil so viele Menschen beschäftigt werden müssen, findet sich natürlich auch für die kleinste ökologische Fußnote ein eigener Maßnahmenplan.

			Die vorgesehene Erhöhung der Anzahl der Pflanzenarten von 10 auf 50 in den drei Liegenschaften des Bundestages werden genauso akribisch festgehalten, wie das Bereitstellen von Insektenhotels, die stärkere Bewerbung des »Stadtradelns« oder die Beschaffung von «Abfalltrennanleitungen mit Piktogrammen als Aufkleber für alle Abfallbehälter« in den Büros. Das 50 Seiten starke Dokument endet mit einem Gutachten und der Bestätigung, dass die Verwaltung des Deutschen Bundestages alle Anforderungen der »Verordnung über die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung« erfüllt. Stempel und Unterschrift drauf: Und alle sind stolz wie Oskar. Am Ende offenbart dieses Umweltmanagement ein System, dass sich weniger an ökologischen Notwendigkeiten orientiert als an der Erzeugung immer neuer, interner Pflichten. Der Verwaltungsaufwand übersteigt den begrenzten ökologischen Wirkbereich bei Weitem. Dadurch entsteht eine Art bürokratische Ersatzwelt, in der Audits, Teams und Zertifikate wichtiger werden als jede reale Konsequenz.

			Wie ineffizient solch eine Bürokratie und solche Strukturen sind, zeigt sich auch an einem anderen Beispiel: der IT-Konsolidierung des Bundes. Seit zehn Jahren versucht die Bundesregierung, ihre IT zu zentralisieren, und scheitert dabei vor allem an sich selbst. Die selbst gesteckten Deadlines 2028/2030 wird sie somit verpassen. Drei Gremien, überlappende Zuständigkeiten und vor allem das Einstimmigkeitsprinzip blockieren fast alle wichtigen und unwichtigen Entscheidungen. So hatten sich zum Beispiel eigentlich alle vorgenommen, ihre IT gemeinsam zu beschaffen, um die Kosten zu senken, es hält sich aber einfach keiner daran. Auch auf die Priorisierung von Haushaltsmitteln können sich die Gremien nicht einigen, weil die einzelnen Ressorts dadurch eventuell Einfluss und Macht verlieren könnten. Jedes Ressort verteidigt seine eigene kleine IT-Welt und unterläuft damit die gefassten Pläne. Das Ergebnis ist der Ausdruck einer Verwaltung, die im Bundestag seit Jahren beklagt wird: zu viele Zuständigkeiten, zu wenig Mut zur Priorisierung und ein Beharren auf Ressort-Egoismen, die die Modernisierung praktisch verhindern. Die digitale Infrastruktur des Bundes wird so zum Sinnbild einer Bürokratie, die sich selbst verwaltet, statt endlich handlungsfähig zu werden.

			Digitalisierung von gestern und Formularwahn von heute

			Werfen wir einen genaueren Blick auf die Verwaltung des Deutschen Bundestages. Vorweg möchte ich festhalten, dass der Großteil der Verwaltungsangestellten im Bundestag – rund 3 200 Mitarbeiter – wirklich ausgezeichnete Arbeit leistet. Fast alle, mit denen ich in meinen Jahren im Bundestag zu tun hatte, waren hilfsbereit und stets freundlich. Konkret möchte ich unsere beiden »Mädels« vom Etagendienst erwähnen, das Sekretariat des Ausschusses »Digitale Agenda«, die Saaldiener, vor denen ich größten Respekt habe – und viele mehr. Die meisten Mitarbeiter können nichts für die irren Vorschriften, für die Bürokratie, die fehlende Digitalisierung, die Doppelstrukturen und für all das, was im täglichen Abgeordnetenleben nervt und Zeit kostet. Aber wieso sollte es Abgeordneten in diesem speziellen Fall besser gehen als den Bürgern da draußen?

			Als ich 2017 in den Bundestag einzog und nach einigen Wochen mein endgültiges Büro zugeteilt bekam, war eine der ersten Stationen, die ich aufsuchen musste, die Schlüsselstelle. Dort sollte ich persönlich erscheinen, um meine Büroschlüssel abzuholen. Also machten mein Kollege und ich uns zusammen auf den Weg. Auf dem Korridor zur Vergabestelle hörten wir plötzlich bekanntes Geklapper. Wir schauten uns erstaunt an. »Das ist aber nicht das, was ich denke, oder?«, meinte mein Kollege zu mir. Wir gingen weiter und tatsächlich, es war so, wie wir uns das beide dachten: Denn als wir um die Ecke bogen und in der Tür der Schlüsselstelle standen, sahen wir einen Mann an einer Schreibmaschine sitzen. Im Jahr 2017! Erst guckten wir ungläubig, dann fingen wir an zu lachen. Die Mitarbeiter vor Ort erklärten uns, dass sie mehrere Tausend Schlüssel verwalten und für jeden gäbe es eine eigene Karteikarte. Ich war fassungslos. Wir unterschrieben die nötigen Unterlagen, die Karteikarte wurde auf der Schreibmaschine ausgefüllt, wir bekamen unsere Schlüssel und machten uns kopfschüttelnd auf den Weg zurück in unsere Büros. Das letzte Mal, dass ich eine Schreibmaschine bedient hatte, war in den Neunzigerjahren. In keinem meiner bisherigen Berufe ist mir seitdem wieder ein solches Schreibgerät begegnet. Dafür musste ich erst in den Deutschen Bundestag gewählt werden.

			Meine neue Tätigkeit als Bundestagsabgeordnete machte es auch nötig, dass ich mir im gleichen Jahr ein Faxgerät kaufen musste. Denn die Kommunikation mit der Verwaltung lief hauptsächlich über das Fax. Krankmeldungen, Rückmeldungen, Anfragen – ohne ratternde Faxgeräte ging absolut nichts. 

			Erst 2021 beschloss das Gremium des Ältestenrates, die »Kommission für den Einsatz neuer Informations- und Kommunikationstechniken und -medien«, das Fax abzuschaffen und auf digitale Lösungen zu setzen. Zu der Zeit waren noch etwa 10 000 solcher Geräte im Einsatz, in der Bundestagsverwaltung, den MdB-Büros und in den Fraktionen. Doch bis zur Umsetzung dieses Beschlusses dauerte es tatsächlich noch einmal drei lange Jahre. Im November 2023 fasste der Haushaltsausschuss schließlich den nötigen und endgültigen Beschluss und im Juli 2024 wurden die letzten Geräte abgebaut. Nun hielt die Digitalisierung Einzug. Übrigens trudelte der Antrag zur Abschaffung der Faxgeräte zur 66. Sitzung des Ausschusses natürlich stilecht per Fax ein.

			Das Bundeskanzleramt setzt dagegen – immer noch – auf Rohrpost, allerdings nur für geheime oder unterschriebene Originaldokumente. Das Rohrpostsystem in dem Gebäude wurde 2001 eingeweiht und hat eine Länge von rund 1 300 Metern und 36 Stationen. Um die 1 000 Vorgänge werden dort nach wie vor pro Monat übermittelt, erst im überdimensionierten Kanzleramt-Neubau ist keine Rohrpost mehr vorgesehen.

			Dass das Internet Neuland sei, behauptete Angela Merkel ja noch im Sommer 2013. Sie erhielt dafür viel Spott. Wenn man sich allerdings den Bundestag zu der Zeit ansah, hatte sie gar nicht so unrecht. Zumindest die Verbindung ins Netz war nicht allen gegeben.

			Während das WLAN in Deutschland nach und nach zur Normalität wurde, private Haushalte flächendeckend versorgt wurden und auch Städte mehr und mehr auf Hotspots und Vernetzung setzten, sah es im Deutschen Bundestag düster aus. Abgeordnete und Fraktionen mussten auf eigene Mobil-Hotspots setzen, da die Bundesverwaltung erst 2017/2018 damit begann, WLAN-Antennen und die notwendigen Kabel für die Hotspots in den Abgeordnetengebäuden zu installieren. Damit war man noch später dran als die Deutsche Bahn, die ihren Kunden auch erst seit Anfang 2017 kostenloses WLAN im ICE anbietet. Langsamer als die Bahn zu sein, das muss man in Deutschland erst mal schaffen. Wobei ich fairerweise dazu sagen muss, dass das WLAN im Bundestag mittlerweile sehr viel besser funktioniert als in all den Zügen, mit denen ich so in letzter Zeit gefahren bin.

			So wurden also 2018 die Böden der Flure in unserem Bürogebäude entfernt und Kabel gezogen. Die Baustellen nervten, aber keiner beschwerte sich. Schließlich kamen wir – zumindest auf diesem Gebiet – endlich auch in der Zukunft an.

			Viel zu lange setzen die Bundesregierung, Behörden und Verwaltung auf die Basistechnologie Papier. Selbst im Jahr 2022 waren es noch fast 740 Millionen Blätter Papier in DIN-A4-Größe und über 13 Millionen in der Größe DIN A3. Ja, auch jedes einzelne Blatt Papier wird im Bundestag notiert und gezählt, damit man auf Kleine Anfragen der Fraktionen eine Antwort hat.4 Immerhin hat sich der Papierverbrauch über die Jahre drastisch reduziert, lag er doch im Jahr 2015 bei sagenhaften 1,15 Milliarden Blatt.

			Diese Massen wundern mich nicht, kam ich doch in meiner ersten Legislaturperiode eines morgens ins Büro und fand über 2 500 Seiten Papier auf meinem Schreibtisch – der gesamte Bundeshaushalt fein säuberlich ausgedruckt und verteilt, an alle 709 Abgeordneten. Auch wenn diese Haushalts-PDF-Dokumente mittlerweile per E-Mail verschickt werden, macht es die Arbeit nicht unbedingt leichter. Wenn die entsprechenden Unterlagen erst kurz vor den Haushaltsberatungen – etwa am Freitag – übermittelt werden und zudem nicht maschinenlesbar sind, wird eine sachgerechte Auswertung erheblich erschwert. Für Abgeordnete, deren Zuständigkeiten sich über mehrere Einzelpläne erstrecken, wie im Digitalausschuss, bedeutet dies die Durchsicht und manuelle Prüfung von Tausenden Seiten in sehr kurzer Zeit.

			Doch neben der verspäteten Digitalisierung des Bundestages tragen auch die zähen, ineffizienten und bürokratischen Prozesse und Vorgaben zum Frust eines Abgeordneten bei. »Haben wir immer schon so gemacht«, ist dabei ein oft vernommenes, manchmal auch geseufztes Zitat. 

			Ein besonders absurdes Schauspiel erlebte einer meiner Mitarbeiter, der damals nicht nur für mich, sondern im Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft für mehrere Abgeordnete tätig war. Was in einer modernen Verwaltung eigentlich ein Vorteil sein sollte – ein Mitarbeiter, kurze Wege, klare Kommunikation –, entpuppte sich im Bundestag als eine Art bürokratisches Kuriositätenkabinett. Für jeden einzelnen Abgeordneten musste er, zusätzlich zum Formular der Arbeitsgemeinschaft, separate Arbeitsverträge unterschreiben, getrennte Mailkonten anlegen und er hätte, den Regeln folgend, sogar jeweils eine komplette technische Ausstattung erhalten können. Es war nicht möglich, seine E-Mail-Konten auf einem einzigen Laptop zu bündeln. Theoretisch hätte er also vier Laptops, vier Mobiltelefone und verschiedene digitale Identitäten durch die Flure des Bundestages balancieren müssen. Das Arbeiten für mehrere Abgeordnete verwandelt sich so in eine kleine logistische Meisterleistung.

			Die Kosten dieser Praxis sind das eine und sie ließen sich problemlos beziffern. Der größere Schaden entsteht jedoch im Verborgenen: in der schieren Menge an Zeit, die ein solches System verschlingt, und in der gedanklichen Energie, die im Chaos verloren geht. Ein Arbeitstag kann erstaunlich kurz werden, wenn man ihn hauptsächlich mit technischen Herausforderungen verbringt. Auch das Arbeiten im privaten WLAN ist mit der Bundestagshardware nicht immer einfach, man kann sich zwar einloggen, muss dann ewige Updates abwarten und fliegt danach in regelmäßigen Abständen aus dem System. Am Ende bleibt der Eindruck eines Apparates, der sich selbst unnötige Hürden baut und dann stolz verkündet, wie sicher diese Hürden angeblich seien.

			Auch die Kommunikation ufert gerne mal aus. So erhielt einer meiner Mitarbeiter an nur einem Tag gleich fünf Briefe von der Bundestagsverwaltung, weil die sich im vergangenen Jahr bei Zuschüssen um wenige Euro verrechnet hatte. Das Referat PM2 hatte das komplette Jahr neu nachgerechnet und ihm massenweise Ausdrucke per Post zugeschickt – in fünf verschiedenen Briefen, alle zum gleichen Datum abgeschickt, alle frankiert. Dasselbe Prozedere lief gleichzeitig in einem Landtag, da er dort ebenfalls einen Arbeitsvertrag hatte und man ihm dort wohl zu viel ausgezahlt hatte. Die Euro, die er vom Bundestag also nachträglich bekam, wurden ihm vom Landtag wieder abgezogen. Begleitet von einem Rattenschwanz an Verwaltungsaufwand, Briefen und Akten.

			Apropos Verwaltungsaufwand: Mitarbeiter und Abgeordnete können sich um Parkplätze in der Tiefgarage des Bundestages bewerben. Wenn man Glück hat, ergattert man einen. Wer reinfährt, muss eine Zufahrtskontrolle passieren, denn die Sicherheit geht vor. Auch seine persönliche Berechtigung, den Bundestag zu betreten, muss jeder vorzeigen. Unten in der Garage muss zusätzlich die persönliche Parkkarte hinter die Scheibe gelegt werden. Wird diese vergessen, gibt es Post – nämlich einen sechsseitigen (!) Anhörungsbogen und ein Verwarngeld in Höhe von zehn Euro, inklusive Zustellungsurkunde. Es steht also nicht nur ein Mitarbeiter oben bei der Einfahrt und kontrolliert die Autofahrer, es gibt auch einen gesonderten Mitarbeiter, der regelmäßig durch die Garage läuft, um zu überprüfen, ob hinter wirklich jeder Scheibe auch die richtige Parkkarte liegt. Fehlt diese, wird wiederum ein anderer Mitarbeiter informiert, der dann das Warnverfahren anstößt, um das sich dann wieder ein Mitarbeiter kümmert. Es muss schließlich alles seine Richtigkeit haben.

			Richtig müssen auch die Angaben der Abgeordneten bezüglich ihrer Nebeneinkünfte sein. Das PDF für die entsprechende Erklärung ist 20 Seiten lang. Es muss spätestens drei Monate nach der konstituierenden Sitzung beim Referat PM1 abgegeben werden. Bei der Bundestagsverwaltung gehen also in dieser Zeit insgesamt 12 600 Seiten ein, die alle manuell bearbeitet werden müssen. Das Ergebnis kann man auf der Website des Bundestages bewundern – oder eben gerade nicht. Denn selbst sieben Monate nach Beginn der aktuellen Legislaturperiode fehlen bei rund 200 Abgeordneten noch die entsprechenden Angaben. In der letzten Legislaturperiode dauerte es sogar weit über ein Jahr, bis alle Angaben erfasst und veröffentlicht wurden. Kein Wunder bei dem Arbeitsaufwand. Es für alle einfacher zu machen und eine digitale Lösung zu finden, schien in der Vergangenheit keine Priorität zu haben. Jetzt aber arbeitet die Verwaltung angeblich an einem elektronischen Portal, das Anfang 2026 an den Start gehen soll. Manchmal dauert es eben ein wenig länger. 

			Noch ein weiterer sinnloser Verwaltungsakt widerfuhr mir nach meinem Ausscheiden aus dem Bundestag. Mich erreichten zahlreiche Briefe und Formulare aus Berlin, die ich auszufüllen hatte. Es ging um Namen, Adresse und Bankverbindung. Ich war gerade erst aus dem Bundestag ausgeschieden, alle diese Informationen lagen der Verwaltung seit Jahren vor – sie nutzte sie sogar noch im selben Monat. Jetzt aber wollte sie all diese Informationen erneut von mir, denn ich war ja nun Ex-MdB. Da ändert sich über Nacht vielleicht der Name oder das Konto, wer weiß das schon! 

			Politische Konflikte mit der Bundestagsverwaltung

			Auch wenn der Großteil der Mitarbeiter in der Bundestagsverwaltung einen guten Job macht und ich persönlich keine großen Probleme mit ihnen hatte, so gibt es doch Vorgänge, die Fragen aufwerfen. Bei vielen Vorkommnissen kann man allerdings davon ausgehen, dass diese Verkomplizierungsinitiativen nicht von den Mitarbeiten selbst ausgehen, sondern dass sie »von oben« gesteuert werden.

			Da gibt es zum Beispiel in der aktuellen Legislaturperiode die Auseinandersetzung über die Verteilung der Sitzungssäle der Fraktionen, die auf Zuschauer von außen mehr als befremdlich wirkt. Die AfD stellt nach der Bundestagswahl mit 151 Abgeordneten die zweitstärkste Fraktion im Deutschen Bundestag. Ihr stünde daher auch der zweitgrößte Sitzungssaal zu. Doch die Bundestagsverwaltung wies ihr den sehr viel kleineren, alten FDP-Saal zu, in dem vorher nur 92 Abgeordnete saßen. Sie gab damit der SPD recht, die sich bis heute weigert, ihren Otto-Wels-Saal im Reichstagsgebäude zu räumen und ihn der AfD zu überlassen. Die Fraktion der Sozialdemokraten ist mit 120 Abgeordneten sehr viel kleiner als jene der Oppositionspartei. Das führt zu der absurden Situation, dass Abgeordnete der AfD rechts und links neben dem Präsidiumstisch Platz nehmen müssen. Zwischen diesem und der ersten Reihe der Abgeordneten besteht lediglich ein Abstand von 28 Zentimetern. Etwas korpulentere Abgeordnete sitzen dort sichtlich eingequetscht. Während die SPD in ihrem Saal rund vier Quadratmeter pro Abgeordneten zur Verfügung hat, sind es bei der AfD nur 1,7 Quadratmeter. Für die Bundestagsverwaltung kein Problem, schließlich gehe es »nicht um einen Arbeitsplatz, an dem sich Beschäftigte bei der von ihnen auszuübenden Tätigkeit regelmäßig über einen längeren Zeitraum aufhalten müssten«.5 Schaut man völlig neutral und ohne politische Färbung auf diese Situation, so muss man sich über dieses Theater doch sehr wundern. Und trotzdem bestätigte der Ältestenrat am 22. Mai 2025 die Entscheidung der Bundestagsverwaltung. Angeblich erfülle auch der kleine Saal alle Brandschutz- und Hygienestandards – und außerdem könne die AfD ihre Arbeit ja auch über Videozuschaltungen durchführen. Gerade die letzte Aussage ist eine Frechheit und Ausdruck institutioneller Geringschätzung. Die AfD klagt gegen diese Entscheidung vor dem Bundesverfassungsgericht, denn sie sieht sich in ihrem »verfassungsmäßigen Recht auf Gleichbehandlung als Fraktion« sowie in ihrem »verfassungsmäßigen Recht auf faire und loyale Anwendung der Geschäftsordnung« verletzt.

			Doch nicht nur die AfD hat Grund zur Klage, auch die Grünen machten der Verwaltung bereits Vorwürfe, die es in die Presse schafften. Im Sommer des Jahres 2025 wollte die Partei mithilfe einer Kleinen Anfrage den Wortlaut des Berichtes zur Maskenbeschaffung von Sonderermittlerin Margarete Sudhoff einsehen. Doch die Bundestagsverwaltung weigerte sich zunächst, diese Anfrage an die Bundesregierung weiterzuleiten. Kleine Anfragen sind ein wichtiges Mittel der Opposition, um die Regierung zu kontrollieren. Entsprechend empört reagierten die Grünen und schrieben Bundestagspräsidentin Julia Klöckner einen Brief, der auch die Medien erreichte. Die parlamentarische Geschäftsführerin der Grünen-Fraktion, Irene Mihalic, machte darin ihrem Unmut Luft. »Der Bundestagsverwaltung steht kein Recht auf Vorzensur von Anfragen zu«, schrieb sie.6 Es ginge nicht an, dass sich die Verwaltung unter der Leitung von Julia Klöckner auf die Seite der Bundesregierung stelle. Sie forderte die Präsidentin auf, die Anfrage unverzüglich an die Bundesregierung weiterzuleiten, schließlich müssen sie sich als Anwältin des Parlamentes verstehen und nicht in alte parteipolitische Muster verfallen. Dieser öffentliche Druck hatte Erfolg, kurz danach erklärt der Sprecher der Bundestagsverwaltung, dass die Kleine Anfrage jetzt die Bundesregierung erreicht habe. Die Verzögerung erklärte er mit »Recherchesorgfalt« und dem »Gebot der Sachlichkeit«.

			Auch ich hatte so manche Schlacht mit schriftlichen Anfragen und der Verwaltung zu schlagen. Eigentlich ist das Verfahren simpel: Jeder Abgeordnete darf jeden Monat bis zu vier Fragen an die Bundesregierung richten – und die Regierung muss innerhalb von einer Woche antworten. Der Teufel steckt jedoch im Detail. Die Verwaltung wacht mit Argusaugen darüber, ob jede Frage die strengen Vorgaben erfüllt. Es dürfen nur Themen im Verantwortungsbereich der Bundesregierung angesprochen werden, keine Dreiecksfragen, keine Wertung, keine unsachliche Nebenbemerkungen, ja nicht mal eine Einleitung. Über diese pedantisch Regelprüfungen habe ich mich zwar regelmäßig geärgert, konnte aber am Ende immer darüber hinwegsehen. Was ich jedoch nicht akzeptieren konnte, war das Phänomen, dass sich Referatsmitarbeiter gelegentlich weigerten, meine Anfragen überhaupt weiterzuleiten. Nicht wegen der Form, sondern wegen ihrer Vermutung, wie die Bundesregierung darauf antworten könnte. Damit die Erarbeitung einer Antwort nicht allzu viel Zeit in Anspruch nimmt, gibt es interne Grenzen, wie viele Einzeldaten eine Antwort enthalten darf. Und wenn ein Mitarbeiter meinte, meine Frage würde höchstwahrscheinlich zu viele Zahlen produzieren, wurde sie kurzerhand blockiert. Ohne Beleg, ohne Sicherheit, nur aufgrund seiner Annahme. Nicht die Regeln selbst verhinderten also die Frage, sondern die Fantasie darüber, was eine mögliche Antwort enthalten könnte. Ich kann mich an die eine oder andere Auseinandersetzung noch heute gut erinnern, vor allem an die Fragen, die ich dann (mit kleinen Änderungen) doch durchsetzen konnte – und die von der Bundesregierung dann so gut wie gar nicht beantwortet wurden und letztlich nicht eine einzige Zahl enthielten. Geduld und Frust gehen also bei so mancher Frage und Antwort Hand in Hand.

			Eine andere Art der Zensur begegnete mir erst, nachdem ich den Bundestag verlassen hatte. So las ich neulich, dass die Bundestagsverwaltung einem Abgeordneten untersagte, ein FPÖ-nahes Magazin in einem Bundestagsantrag als Quelle zu nennen. Dabei dienten die Recherchen dieses Magazines als Grundlage des Antrages. Die Bundestagsverwaltung begründete das Verbot mit dem Argument, dass es sich um ein »extremistisches« Medium handele. Festgestellt hatte das eine Organisation im Auftrag der österreichischen Regierung, die die FPÖ per Gerichtsurteil als »pseudowissenschaftlich« bezeichnen darf. Das erscheint dann doch alles recht willkürlich.

			Am Ende dieses Kapitels zeigt sich, dass nicht der Staat unter der Kontrolle der Bürger steht, sondern die Bürger unter der Logik eines Apparates, der längst ein Eigenleben entwickelt hat. Jede vermeintliche Reform gerät dadurch zum Ritual, das mehr Strukturen aber keine Lösungen schafft. Solange Selbstbehalt und formale Zuständigkeiten über dem Ergebnis stehen und die eigene Institution lähmen, wird sich dieses System immer weiter von seinem eigentlichen Auftrag entfernen. Die dringendste Reform müsste deshalb nicht in der Gesellschaft beginnen, sondern in den Mechanismen, nach denen sich die Politik im Laufe der Zeit selbst organisiert hat.

			




Kapitel 7

			




Die gezüchtete Zivilgesellschaft: Die Vorfeld-Demokratie

			Berlin hat ein Talent, Dinge hübsch zu benennen: »Sondervermögen« zum Beispiel – das klingt nach einem Sparguthaben für schlechte Zeiten, ist aber ein kreativ verpackter Schuldenberg. Oder »Bürokratieabbau«: das weckt die Hoffnung auf weniger Aktenordner, beschenkt uns jedoch am Ende meist mit neuen Pflichten. Und dann gibt es diesen einen Begriff, der besonders geschickt daherkommt: einladend und nach Hilfe klingend und der genau deswegen so wirkungsvoll in dem ist, was er verbirgt.

			Gemeint ist ein unsichtbares politisches Vorfeld, das immer genau im richtigen Moment auf der Bühne erscheint, vor allem, wenn es darum geht, große Entscheidungen vorzubereiten. Mit moralischer Überzeugungskraft formuliert es, was »die Gesellschaft« angeblich erwartet und erzeugt auf diese Weise einen Druck, der brutal und hartnäckig ist. Es ist nicht gewählt, es hat kein Mandat und doch lenkt es die Politik stärker als die meisten ahnen.

			Ich rede von der sogenannten »Zivilgesellschaft«, die sich in angeblichen »Nichtregierungsorganisationen« engagiert und für das »Richtige und Gute« einsetzt. Zumindest behauptet sie das von sich selbst. Dieser moralische Anspruch verleiht ihr ihre besondere Wirkkraft. Das Wort weckt Bilder von engagierten Bürgern, von Idealismus und echter Basisdemokratie. Wer es benutzt, steht sofort auf der sonnigen Seite der Moral. Wer es aber auch nur vorsichtig hinterfragt, riskiert, als kaltherziger Zyniker dazustehen, der grundsätzlich gegen jede Form von Solidarität und Demokratie ist. Diese magische Immunisierung ist es, die den Begriff politisch unbezahlbar macht.

			Eins vorneweg: Mir geht es hier nicht um das echte ehrenamtliche Engagement der Bürger in diesem Land. Wer aus purer Überzeugung hilft – bei der freiwilligen Feuerwehr, im Katastrophenschutz, im Altenheim, der Obdachlosenhilfe oder einfach einem Nachbarn – der verdient Respekt und unser aller Dank. Nein, ich meine etwas anderes, nämlich hochprofessionelle, politische Einflussarbeit: gezielte Kampagnen, juristischen Druck und systematische Versuch, die Deutungshoheit in unserem Land zu erlangen.

			Während meiner Zeit im Deutschen Bundestag war dieses Vorfeld allgegenwärtig. Kaum eine Anhörung in meinem Ausschuss kam ohne einen Vertreter der »Zivilgesellschaft« aus. Das Vorfeld stand nie auf der Rednerliste des Plenums, tauchte in keinem Organigramm auf und war trotzdem immer präsent: in Papieren und Sitzungen – und vor allem in jenen Momenten, in denen eine Idee plötzlich als absurd und »nicht vermittelbar« abgebügelt wurde, bevor sie überhaupt eine Chance hatte, ausgesprochen und ernsthaft diskutiert zu werden.

			Echte Macht, das merkt man in der Politik recht schnell, entsteht nicht im Plenarsaal bei der Abstimmung. Sie entsteht viel früher, in jenem verborgenen Raum, in dem entschieden wird, welche Themen überhaupt die Chance bekommen, besetzt zu werden. Wer diesen Vorraum beherrscht, dem fallen spätere Mehrheiten tatsächlich oft wie reife Früchte in den Schoß. Und deswegen ist das eigene Vorfeld für Parteien so entscheidend.

			Das liberale und konservative Lager in Deutschland hat diese Mechanik lange unterschätzt oder falsch eingeordnet. Die eher linke Szene dagegen hat sie früh verstanden. Der sogenannte Marsch durch die Institutionen war nie nur ein Marsch durch Ministerien, Redaktionen und Universitäten. Er war von Beginn an Teil einer weiter gefassten Strategie: dem gleichzeitigen Aufbau eines dauerhaften außerparlamentarischen Vorfeldes.

			Was in den späten Sechzigerjahren begann, war weniger ein klassischer Machtwechsel, als eine Verschiebung des Politikbegriffes selbst. Politik wurde nicht mehr nur als parlamentarisches Verfahren verstanden, sondern als kultureller Prozess – als Kampf um Sprache, Moral, wissenschaftliche Autorität, mediale Deutung und gesellschaftliche Selbstverständlichkeiten. Institutionen blieben dabei wichtig, aber sie waren nur eine Seite der Medaille. Die andere Seite war der Aufbau eines Resonanzraumes außerhalb des Parlamentes, der dauerhaft Druck erzeugen, Themen setzen und politische Entscheidungen moralisch vorstrukturieren konnte.

			Spätestens in den Achtzigerjahren zeigte sich, wie wirksam dieses Zusammenspiel war. Die Anti-Atomkraft-Bewegung etwa war nicht bloß Protest, sondern ein perfekt verzahntes Vorfeld: Bürgerinitiativen, Aktivisten, Experten, Juristen, Künstler, Medienkontakte und internationale Netzwerke arbeiteten Hand in Hand. Straße, Gutachten, Klagen und moralische Narrative verstärkten sich gegenseitig. Ziel war nie, nur gehört zu werden, sondern als moralisches Zentrum zu gelten, dem die Politik früher oder später folgen müsse – und sie folgte.

			Die sogenannte Zivilgesellschaft lebt aus diesem dichten Netz von Menschen und Instrumenten. Aus sorgfältig formulierten Stellungnahmen, offenen Briefen, Expertenrunden, medial inszenierten Kampagnen, wissenschaftlich wirkenden Gutachten, perfekt organisierten Demonstrationen und strategisch geführten Klagen vor Gericht. Die Akteure in diesem Raum sind nicht gewählt, tragen keine demokratische Legitimation und üben dennoch mit beeindruckender Professionalität und Selbstverständlichkeit erheblichen Einfluss auf politische Entscheidungen aus.

			Vielleicht lässt sich der Unterschied so zusammenfassen: Während große Teile des bürgerlichen Lagers Politik lange als Verfahren verstanden haben, wurde sie auf der linken Seite früh als Ökosystem begriffen. Wer dieses Ökosystem prägt, färbt auf die potenziellen Entscheidungen ab, lange bevor über sie abgestimmt wird.

			Auch auf der konservativen und wirtschaftsnahen Seite existieren professionell arbeitende Verbände und Organisationen – etwa der Deutsche Bauernverband, Wirtschaftsverbände wie der Bundesverband der Deutschen Industrie oder die Deutsche Industrie- und Handelskammer. Außerdem gibt es christlich-konservative Stiftungen und Netzwerke. Auch sie verfügen über feste Strukturen, juristische Expertise, Medienpräsenz und direkten Zugang zu politischen Entscheidungsträgern. Ihr Einfluss zielt jedoch meist auf konkrete wirtschaftliche oder berufsständische Interessen, weniger auf die umfassende moralische und kulturelle Rahmung gesellschaftlicher Debatten. Sie gelten als Lobbyverbände, nicht als Zivilgesellschaft. Und genau darin liegt der Unterschied. Das progressive und grün-linke Spektrum hat in den vergangenen Jahrzehnten ein dichteres, kampagnenfähigeres und medial resonanteres außerparlamentarisches Vorfeld aufgebaut, als das bürgerlich-konservative Lager.

			Vieles, was heute als »Zivilgesellschaft« auftritt, ist professionell durchorganisiert: mit fest angestellten Teams, eigenen Pressestellen und spezialisierten Juristen. Diese Akteure improvisieren nicht, sie arbeiten rund um die Uhr, Jahr für Jahr. Und genau diese permanente Präsenz verschafft ihnen die wahre Macht.

			Ermöglicht wird all das durch eine verlässliche, oft üppige Finanzierung und ein großer Teil dieses Geldes kommt direkt aus den öffentlichen Kassen von Bund und Ländern. Und damit sind Nichtregierungsorganisationen faktisch keine Nichtregierungsorganisationen mehr. Denn sobald Bewegungen regelmäßig und in relevanter Höhe vom Staat alimentiert werden, bleibt von echter Unabhängigkeit nicht mehr viel übrig. Formal bleiben sie Vereine oder Stiftungen, tatsächlich aber werden sie zu einem staatlich gepflegten Vorfeld. Und genau darin liegt der clevere Schachzug: Die Politik baut sich dieses NGO-Vorfeld ganz bewusst auf, indem sie jene Organisationen fördert, die in die von ihr gewünschte Richtung drängen und andere langsam austrocknen lässt. So entsteht ein verlängerter Arm der Regierung, der außerhalb direkter demokratischer Kontrolle agiert und dabei den Anschein völliger Unabhängigkeit wahrt. Der Mechanismus ist ebenso wirkungsvoll wie problematisch.

			Wenn eine Regierung etwas durchsetzen will, braucht sie drei Dinge:

			1.ein Narrativ (»Das ist alternativlos / moralisch geboten / wissenschaftlich klar«),

			2.Druck (medial, auf der Straße, in Verbänden, in Institutionen) und

			3.die Illusion von Konsens (»Alle anständigen Menschen sind dafür«).

			All das wird durch die gezielte Finanzierung jener NGOs erreicht, die das gerade gewünschte Thema aufgreifen und vorantreiben. Sie starten Kampagnen, organisieren Proteste, verfassen offene Briefe, sorgen für mediale Dauerpräsenz und drehen langsam, aber sicher die öffentliche Stimmung. Plötzlich »fordert die Zivilgesellschaft« genau das, was die gewissen politische Akteure ohnehin vorhatten. Und wenn diese Forderung schließlich in Gesetzesform gegossen wird, können sie mit unschuldigem Augenaufschlag erklären, die Gesellschaft habe es so gewollt.

			So einfach kann man Verantwortung abschieben. Ähnlich wie beim beliebten Spiel mit der EU-Ebene: Unliebsame Maßnahmen, die man national nicht durchboxen will oder kann, weil sie Stimmen kosten würden, werden kurzerhand nach Brüssel outgesourct. Dort werden sie dann ohne großes Aufsehen beschlossen, kommen als Verordnung wieder zurück und unsere Regierung zuckt im Anschein überrumpelt worden zu sein mit den Achseln und sagt: »EU-Recht, da sind uns leider die Hände gebunden.«

			Genau dasselbe Prinzip, nur mit anderer Kulisse, wirkt auch hier. Die »Zivilgesellschaft« ist nur ein Alibi, die angebliche Stimme des Volkes ist zu oft nichts anderes als das Echo von Regierungswünschen.

			Über Förderprogramme entscheidet der Staat faktisch, wer langfristig präsent bleibt und wer verschwindet. Wer Geld erhält, kann Themen setzen, klagen und medial sichtbar bleiben. Für Abgeordnete im Bundestag hat das ganz konkrete Folgen. Sie werden in Ausschüssen, Anhörungen und Hintergrundgesprächen immer wieder mit denselben Organisationen konfrontiert, denselben Argumenten, denselben Studien und denselben moralischen Setzungen. Was ständig präsent ist, wirkt irgendwann selbstverständlich.

			Geförderte Themen finden sich überall, werden häufig und dankbar von Medien aufgegriffen und prägen so die politische Wahrnehmung. Bestimmte Formulierungen wandern nahezu wortgleich durch NGO-Papiere, Berichterstattung und Reden im Parlament. So entsteht ein sich selbst verstärkender Kreislauf: Förderung schafft Sichtbarkeit – Sichtbarkeit schafft Einfluss – Einfluss rechtfertigt weitere Förderung.

			Wer kein Geld bekommt, verliert dagegen seine Stimme und verschwindet früher oder später aus der öffentlichen Wahrnehmung. Abweichende Positionen werden nicht mehr offen diskutiert, sondern oft schon im Vorfeld als unsagbar markiert. Das ist das Ergebnis gezielter, professioneller Arbeit. Und auch das hat für die parlamentarische Debatte spürbare Folgen. Wenn bestimmte Positionen bereits außerhalb des Bundestages delegitimiert wurden, tauchen sie im Parlament entweder gar nicht mehr auf oder werden von vornherein bekämpft. Diese schleichende Verengung des politischen Raumes ist gewollt und bildet die Grundlage für viele Entwicklungen, die wir heute in der Politik erleben.

			Im parlamentarischen Alltag wirkt diese Macht nicht laut oder spektakulär, sondern leise und stetig. Abgeordnete laden »die Zivilgesellschaft« in Form von Verbänden zu Anhörungen ein, zitieren sie in Reden, bitten um Stellungnahmen. Gemeinsame Veranstaltungen gehören zum politischen Alltag. Politische Entscheidungen werden dann als unvermeidbare Reaktion auf eine breite Bewegung verkauft, obwohl sie in Wahrheit häufig das Ergebnis jahrelanger, gut finanzierter Vorarbeit sind.

			Besonders wirkungsvoll ist die dabei praktizierte moralische Überhöhung. Diese Organisationen argumentieren nicht nur sachlich, sie setzen Maßstäbe – und sie bewerten und ziehen die Grenzen dessen, was in diesem Land sag- und diskutierbar ist. Wer sich innerhalb dieses Rahmens bewegt, gilt als zeitgemäß und verantwortungsvoll, zeigt die richtige Haltung. Wer herausfällt, wird schnell als rückständig, unsensibel oder gar gefährlich markiert. Politik verwandelt sich so zunehmend von einem offenen Ringen unterschiedlicher Interessen in eine moralische Bewährungsprobe.

			Wer wirklich verstehen will, wie heutzutage politische Entscheidungen entstehen, der muss diesen Vorraum in den Blick nehmen und darf es nicht von vornherein als charmantes Bürgerengagement beäugen, sondern sollte im Hinterkopf haben, dass es sich hierbei um gezielt aufgebaute und finanzierte Struktur handelt. Als ein Bereich, der sich selbst als Stimme der Gesellschaft präsentiert, während er in Wahrheit entscheidend mitbestimmt, was diese Gesellschaft überhaupt noch denken und fordern darf.

			Wo staatliche Finanzierung politische Infrastruktur schafft, wirkt diese Infrastruktur zwangsläufig zurück auf das Parlament und die Arbeit der Abgeordneten. Volksvertreter geraten so immer seltener in die Rolle von Gestaltern und finden sich dadurch immer häufiger zu Reagierenden herabgewürdigt. Viele Debatten beginnen nicht mehr offen, sondern unter einem bereits gesetzten moralischen Vorzeichen. Bestimmte Positionen gelten von vornherein als problematisch, andere als alternativlos. Noch bevor der Gesetzentwurf überhaupt auf dem Tisch liegt, wird der politische Raum verengt.

			In der parlamentarischen Praxis bedeutet das: wer sich gegen diesen vorgeprägten Konsens stellt, riskiert nicht nur politischen Widerspruch, sondern moralische Delegitimierung. Abgeordnete wissen das. Sie spüren den Druck lange vor der Abstimmung und passen sich an. Die Schere im Kopf wird übermächtig und es beginnt die Selbstzensur. Bei einigen nur nach außen, im vertrauten Gespräch positionierten sie sich anders. Andere passen ihr Weltbild ganz selbstverständlich an. Es wird schließlich schon alles seine Richtigkeit haben. So wird das Parlament schleichend entmachtet, ohne dass ihm formal Kompetenzen entzogen werden.

			Die Union als mahnendes Beispiel

			Für kaum eine Partei war und ist der Aufstieg des staatlich alimentierten NGO-Vorfeldes politisch so folgenreich, wie für die CDU. Sie befindet sich derzeit in einer Konstellation, in der außerparlamentarischer Druck eine Wirkung entfalten kann, die weit über eine klassische Opposition hinausgeht. Von der Brandmauer und der SPD gefangen, geprägt von Koalitionszwängen und medialer Dauerbeobachtung, hat sie sich in die Defensive drängen lassen und überlässt anderen immer häufiger die Definitionsmacht. In dieser Lage wirkt der politische Vorraum nicht als Korrektiv, sondern als dauerhafte Disziplinierungsinstanz.

			Unvergessen jener Moment am 29. Januar 2025, als die Union es wagte, gemeinsam mit den Stimmen der FDP und der AfD, ihren Fünf-Punkte-Migrationsantrag zu verabschieden. Das Geschrei im Bundestag klingelt mir heute noch in den Ohren. Es gab Buhrufe, selbst eine Sitzungsunterbrechung folgte, denn – so SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich – die CDU/CSU sei »aus der politischen Mitte dieses Hauses ausgebrochen«1. Eine Abstimmung, die man nur mit den Stimmen der AfD gewinnen kann, gilt im Bundestag als Tabubruch. Das Protokoll der Sitzung – inklusive aller Zwischenrufe – ist durchaus lesenswert. In den Gesprächen, die ich während der Sitzungsunterbrechung mit einigen Unionsabgeordneten führte, wirkten viele von ihnen jedoch erstaunlich zufrieden mit ihrer Entscheidung. Wir ziehen das jetzt durch, war die Devise. Denn es sei einfach richtig. Die einzige Sorge, die sie umtrieb, galt weniger dem Inhalt als den Fragen: Was wird die Presse daraus machen? Und wie regiert die Straße? Und genau da fiel mir dann doch der Zweifel in den Augen der Abgeordneten auf.

			Heidi Reichinnek von den Linken kündigte in ihrer Rede dann prompt die nächste Eskalationsstufe an. Sie rief zum Sturm »auf die Barrikaden« auf und drohte Friedrich Merz »… wir alle werden auf die Straße gehen. (…) Und das kann ich Ihnen versprechen: Wir werden dafür sorgen, dass das jetzt hier ein Ende hat.«2

			Und genau das passierte schließlich auch. Nur einen Tag später gingen bundesweit Zehntausende auf die Straße, um gegen den Kurs der Union zu protestieren. Zur Kundgebung aufgerufen hatte das bundesweite Netzwerk Zusammen gegen Rechts. Einige der Proteste fanden gezielt vor Einrichtungen der Union statt. Es kam zu Angriffen auf CDU-Büros, zur Zerstörung von Plakaten, sogar die Parteizentrale musste aus Sicherheitsgründen geräumt werden. Die Eskalation war unübersehbar. Und der Protest zeigte Wirkung. Nur einen Tag nach den Massenprotesten und Angriffen fehlten bei der entscheidenden Abstimmung im Bundestag zum sogenannten Zustrombegrenzungsgesetz plötzlich zwölf Angeordnete der Union. Auch bei der FDP kam es zu Enthaltungen und fehlenden Stimmen. War also der Fünf-Punkte-Antrag noch am Mittwoch verabschiedet worden, verfehlte das sehr viel wichtigere Gesetz am Freitag die nötige Mehrheit. Die Angst vor der Straße wog am Ende schwerer als die eigene Überzeugung.

			Doch selbst nach der verpassten Mehrheit beruhigte sich die Lage nicht. Am ersten Februarwochenende kamen rund 160 000 Demonstranten nach Berlin. »Ganz Berlin hasst die CDU« war als Projektion auf der Siegessäule zu lesen und unter dem Motto »Aufstand der Anständigen – Wir sind die Brandmauer« zogen sie mit Plakaten und Sprechchören durch die Stadt. Auch in anderen Orten Deutschlands gingen die Menschen auf die Straße; in Köln demonstrierten sogar Wassersportler auf ihren Booten gegen Rassismus und für die Demokratie.3

			Die Proteste und Demonstrationen wirkten auf den ersten Blick wie spontane Ausbrüche gesellschaftlicher Empörung über die Politik der Union. Zehntausende auf den Straßen, Lichtermeere vor Parteizentralen, ein ohrenbetäubendes Echo moralischer Entrüstung.

			Doch wer genauer hinsah, erkannte die vertraute Handschrift: langjährig aufgebaute Mobilisierungsstrukturen, perfekt abgestimmte Bündnisse, sorgfältig vorbereitete Narrative. Die NGOs stellten die Logistik, koordinierten die Aufrufe und lieferten die Bilder, die den Eindruck eines breiten, unaufhaltsamen Widerstandes gegen die Union erzeugten.

			Der Aufruf zur Demo in Berlin kam zum Beispiel von Campact, dem DGB Berlin-Brandenburg und Fridays for Future. Campact bezeichnet sich selbst als »Kampagnen-Organisation« und ist ein Hauptgesellschafter der gemeinnützigen HateAid gGmbH.4 HateAid wiederrum wird staatlich gefördert. Die gGmbH erhielt zwischen 2020 und Anfang 2024 rund 2,5 Millionen Euro aus dem Förderprogramm »Demokratie leben« des Bundesfamilienministeriums5. Campact betont jedoch, weder mittelbar noch unmittelbar Fördermittel aus einem Bundesministerium oder von einer anderen staatlichen Institution zu bekommen. Außerdem flössen keinerlei Mittel von der HateAid gGmbH an den Verein, ebenso wenig partizipiere Campact an den Erlösen der gemeinnützigen Gesellschaft. Formal ist das sauber, politisch wirft es dennoch Fragen auf.6

			Auch in vielen anderen Städten beteiligten sich Organisationen an den Demonstrationen oder riefen selbst dazu auf. Darunter zum Beispiel die Arbeiterwohlfahrt (AWO). Der Bundesverband der AWO und seine Landes- und Kreisverbände erhielten zwischen 2020 und 2024 circa 130 Millionen Euro an staatlichen Fördermitteln aus verschiedenen Bundesprogrammen7. Auch in Schleswig-Holstein gingen »zivilgesellschaftliche Bündnisse« gegen die Union auf die Straße.

			Mehrere renommierte Staatsrechtler, wie Dietrich Murswiek oder Volker Boehme-Neßler, wiesen damals auf ein grundsätzliches Problem hin: Wenn staatlich finanzierte Organisationen, einseitig parteipolitisch agieren und sich an Demonstrationen gegen bestimmte demokratische Parteien beteiligen, überschreitet der Staat seine Neutralitätspflicht. Öffentliche Gelder dürfen nicht dazu missbraucht werden, den politischen Wettbewerb zu verzerren oder die Meinungsbildung der Bürger in eine bestimmte Richtung zu steuern.

			Das dachte sich auch die CDU/CSU-Fraktion und stellte eine umfangreiche Kleinen Anfrage an die Bundesregierung. Durch 551 Einzelfragen wollte sie in Erfahrung bringen, welche Organisationen staatlich gefördert werden. Außerdem sollte in Erfahrung gebracht werden, in welcher Höhe, für welche Projekte und mit welchen konkreten Zielsetzungen Gelder flossen. Es ging um Transparenz, Zuständigkeiten und um die Frage, ob hier rote Linien überschritten worden waren.8 Dass es dafür eines derart umfangreichen Fragenkataloges bedurfte, sagt viel über die Intransparenz dieses Geflechtes aus und darüber, wie schwer es dem Parlament inzwischen fällt, sich einen klaren Überblick über das eigene politische Vorfeld zu verschaffen.

			Die Reaktion ließ nicht lange auf sich warten. Die Empörungswellen schlugen hoch – sehr hoch. »Foulspiel« hieß es aus der SPD.9 Linke, Grüne und zahlreiche NGOs sahen darin einen Einschüchterungsversuch und einen direkten »Angriff auf die Zivilgesellschaft«.10

			Zivilgesellschaft – da war es wieder, dieses Wort. Strategisch platziert. Präzise gesetzt, zur richtigen Zeit und mit der richtigen moralischen Aufladung. Kaum ausgesprochen, hatte es seine Wirkung bereits entfaltet. Was folgte, war kein offener Diskurs, sondern eine Abfolge vertrauter Mechanismen: Empörung, Solidaritätsbekundungen, warnende Kommentare. Am Ende dieses Prozesses stand eine Petition, die binnen kurzer Zeit von über einer halben Million Menschen unterzeichnet wurde. Ihr Titel: »Angriffe auf die Zivilgesellschaft abwehren!«11

			Solche Eskalationen bleiben im politischen Betrieb nicht folgenlos. Sie wirken nach – in Fraktionen, Parteizentralen und Ministerien. Parteiführungen und einzelne Abgeordnete spüren den Druck. Man will sich ja schließlich nicht gegen »die Gesellschaft stellen« – und so richten sie ihre Entscheidungen nicht mehr primär an den eigenen Überzeugungen oder den Interessen ihrer Wähler aus, sondern an den erwartbaren Reaktionen des Vorfeldes. Politik wird defensiv und zu einem ständigen Abwägen: Was wird die Straße sagen? Welche Kampagne folgt als nächste und wird sie bei der Mehrheit verfangen?

			So verliert der parlamentarische Raum seine Eigenständigkeit, ohne dass ihm je formell Macht entzogen wird. Der Druck wirkt leise, aber unerbittlich. Er ist das Ergebnis einer gewollten strukturellen Verschiebung, in der von der Politik gemästete, aber außerparlamentarisch agierende moralische Instanzen die Oberhand gewinnen.

			Auch CDU/CSU sahen sich gezwungen, nicht über die Inhalte ihrer Anfrage zu sprechen, sondern sich zu rechtfertigen. Wer Transparenz einforderte, musste plötzlich erklären, warum er »der Zivilgesellschaft misstraut«. Die eigentlichen Fragen – wer staatlich finanziert wird, wofür und mit welcher politischen Wirkung – gerieten in den Hintergrund.

			Eine Partei aber, die sich dauerhaft an solchen Instanzen orientiert, gibt ihre Führungsrolle auf. Sie wird zur Getriebenen. Und genau das ist der Union passiert. Wie tief dieser Verlust an politischer Selbstgewissheit reichte, wurde mir in dem Moment bewusst, als ich im Februar in verschiedenen Unterhaltungen mit Unionspolitikern die bange Frage vernahm: »Was macht die Presse daraus?« Sie sagte mehr über die innere Lage der Partei aus, als jede öffentliche Erklärung. Mein Ratschlag, die Aufregung auszuhalten und den Rücken gerade zu machen, verhallte. Man entschied sich für den sichereren Weg – und gegen politische Führung.

			Juristische Eskalation: Wenn Politik gezwungen wird

			Wenn moralische Pression und große öffentliche Kampagnen nicht mehr ausreichen, um etwas durchzusetzen, kommt die nächste Stufe. Sie ist viel unauffälliger, dafür aber umso wirkungsvoller: Man verlagert die politische Auseinandersetzung einfach vor Gericht. Was zuvor durch Proteste und gesellschaftlichen Druck vorbereitet wurde, wird im nächsten Schritt mit Klagen und gezielter Lobbyarbeit von NGOs festgezurrt.

			Ein bekannter Akteur in diesem Bereich ist die Deutsche Umwelthilfe (DUH). Sie ist ein eingetragener, gemeinnütziger Verein und erreicht über den Klageweg politische Entscheidungen, die parlamentarisch so weder beschlossen noch durchgesetzt worden wären. Besonders deutlich wird das in der Klima- und Verkehrspolitik. Ob Diesel-Fahrverbote oder Grenzwerte: Fristen wurden seltener im Parlament ausgehandelt als vor Gericht – häufig auf Initiative der DUH.

			Auffällig ist dabei die finanzielle Grundlage dieser Arbeit. Die DUH legt in ihren Jahresberichten offen, dass ein erheblicher Teil ihrer Tätigkeit durch Projektförderungen unterstützt wird, darunter auch Mittel aus öffentlichen Quellen. Im Finanzbericht 2024 heißt es: »Vor allem Privatpersonen und Stiftungen, aber auch Projektunterstützungen von der Europäischen Union, des Bundes sowie mehrerer Landesregierungen helfen uns.«12 Diese Förderungen aus den Bundesministerien bewegten sich je nach Projekt im fünf- bis sechsstelligen Bereich und betreffen unter anderem Projekte wie »Neue EnergieNetzStruktURen für die Energiewende« oder die »POP-UP Mobilitätswende – bundesweite Verbreitung von Sofortmaßnahmen«.

			Der Staat finanziert also Organisationen, die ihn anschließend mit juristischen Mitteln zu politischen Maßnahmen zwingen. Formal ist dieses Vorgehen völlig legal. Politisch wirft es jedoch die grundsätzliche Frage auf, wie klar sich Verantwortung und Zuständigkeit noch zuordnen lassen, wenn staatlich geförderte Akteure politische Entscheidungen über Gerichte erzwingen.

			Und dieses Muster bleibt nicht auf die nationale Ebene beschränkt. Wo sich juristische Intervention als wirksames Instrument erwiesen hat, wird sie weiter professionalisiert, internationalisiert und vervielfacht. Ein Beispiel dafür ist ClientEarth, eine international tätige Umweltrechtsorganisation, die sich auf strategische Klimaklagen spezialisiert hat. Berichten zufolge soll Client­Earth bei ihren Kampagnen auch direkt von der Europäischen Kommission unterstützt worden sein. Von engen Abstimmungen zwischen Organisation und der Kommission ist die Rede, mit dem Ziel, deutsche Kohlekraftwerke in Gerichtsprozesse zu verstricken, um das »finanzielle und rechtliche Risiko« der Betreiber zu erhöhen.13 Insgesamt sollen hierfür Fördermittel in Höhe von rund 350 000 Euro geflossen sei.14 Damit hätte eine EU-Institution gezielt juristische Verfahren gegen einen Mitgliedstaat unterstützt – und das auch noch ausgerechnet gegen den größten Nettozahler der Europäischen Union.

			Die Folgen solch einer Strategie sind erheblich. Juristische Verfahren verursachen Kosten, Verzögerungen und führen zu dauerhaften Planungsunsicherheiten. Infrastruktur- und Industrieprojekte geraten dadurch unter Druck, Investitionen werden verschoben oder ganz aufgegeben.

			Auffällig ist dabei die politische Einseitigkeit dieses Vorgehens. Strategische Klagen und massenhaft begleitete Proteste sind kein allgemein verbreitetes Instrument politischer Auseinandersetzung, sondern treten nahezu ausschließlich in einem klar umrissenen politischen Milieu auf. Sie sind Teil eines politischen Projektes, das öffentliche Empörung, moralische Rahmung und rechtliche Durchsetzung systematisch miteinander verbindet. Auf der einen Seite wird Druck über Demonstrationen, Kampagnen und den Verweis auf eine vermeintlich geschlossene »Zivilgesellschaft« erzeugt. Auf der anderen Seite sorgen spezialisierte Organisationen dafür, dass politische Ziele juristisch erzwungen werden. Möglich wird diese doppelte Strategie nur durch den Zugang zu erheblichen Ressourcen: professionelle Juristen, Kampagnenteams und langfristige Finanzierung – also genau das, was staatlich geförderte NGOs mitbringen.

			So wandert politische Macht allmählich aus den gewählten Gremien ab. Und wer es wagt, gegen diese Entwicklung oder gegen die gesetzten Narrative Einspruch zu erheben, wird rasch als jemand dargestellt, der gegen das Recht, gegen grundlegende Werte oder gar gegen die Demokratie als solche eingestellt ist. Widerspruch gilt plötzlich nicht mehr als normaler Bestandteil politischer Auseinandersetzung, sondern als Störung. Und um diesen Zustand stabil zu halten, braucht es Kontrolle über den Diskurs. Exakt hier setzen Meldestellen, Trusted Flagger und staatlich finanzierte Diskurswächter an. Sie markieren Grenzen, sortieren Einwände aus und sorgen dafür, dass das einmal Festgelegte nicht wieder infrage gestellt wird.

			Ausgelagerte Macht: Trusted Flagger, Meldestellen und der neue politische Korridor

			Sind politische Themen erst durch Kampagnen, moralischen Druck oder Gerichtsurteile als alternativlos etabliert, braucht es Mechanismen, die offenen Widerspruch zusätzlich erschweren. Hier kommen Meldestellen gegen Hass im Netz, Trusted-Flagger-Programme und ähnliche Strukturen ins Spiel. Während NGOs auf der Straße und vor Gericht Druck ausüben, kümmert sich diese Melde- und Überwachungsinfrastruktur um den letzten Rest: das Verschwinden unbequemer Stimmen.

			Der Staat selbst übernimmt diese Aufgabe nicht direkt, denn Zensur wäre verfassungswidrig. Stattdessen schafft er den nötigen Rahmen: Förderprogramme, Zertifizierungen und gesetzliche Vorgaben. Die eigentliche Arbeit überlassen staatliche Stellen wie die Bundesnetzagentur Organisationen, die formal unabhängig wirken, tatsächlich aber häufig staatlich finanziert und politisch vernetzt sind. Das mag auf den ersten Blick harmlos erscheinen, ist es allerdings nicht, denn so entsteht eine Art Schattenstruktur – härter formuliert: eine Paralleljustiz.

			Ein zentrales Instrument ist der Trusted-Flagger nach dem EU-Digital-Services-Act. Organisationen mit dieser Zertifizierung melden Inhalte an Plattformen wie Meta, X oder TikTok, die diese Hinweise wiederum vorrangig prüfen müssen. Dabei geht es längst nicht mehr nur um strafbare Inhalte. Im Zentrum stehen auch Äußerungen unterhalb der Strafbarkeitsschwelle. Meinungen, Zuspitzungen, Kritik, spöttische Memes über Politiker. Was rechtlich erlaubt ist, kann politisch dennoch unerwünscht sein und an dieser Stelle setzen Meldestellen und ähnliche Strukturen an.

			Wie dieses Strukturen funktionieren, ist mir nicht nur theoretisch bekannt. Ich habe sie als Bundestagsabgeordnete auch ganz persönlich erlebt. Im Laufe meiner politischen Arbeit wurde ich mehrfach von Meldestellen kontaktiert. Man wies mich höflich und beinahe fürsorglich auf Beleidigungen oder herabsetzende Kommentare im Internet hin. Es handelte sich dabei meist um Beiträge, die ich selbst längst wieder vergessen oder als Teil des rauen politischen Alltages abgehakt hatte. Die Kontaktaufnahme folgte dabei einem wiederkehrenden Muster. Zunächst kam der Hinweis auf den konkreten Inhalt, dann die Einordnung als potenziell strafbar und schließlich die Frage, ob ich Anzeige erstatten wolle – denn Beleidigungen seien ein Antragsdelikt. Nicht selten lag der vorbereitete Strafantrag bereits bei, ich hätte ihn nur noch unterschreiben müssen. Die Schwelle, juristisch gegen Meinungsäußerungen vorzugehen, wurde für mich als Abgeordnete also spürbar gesenkt. Was früher eine bewusste Entscheidung gewesen wäre: der Gang zur Polizei, das Abwägen von Aufwand, Nutzen und politischer Signalwirkung, verwandelte sich in eine administrative Routine und geradezu zu einem Verwaltungsakt. Eine Unterschrift und das wars! Besonders bemerkenswert war dabei nicht die einzelne Meldung, sondern die Selbstverständlichkeit des gesamten Prozesses. Es wurde nicht etwa gefragt, ob eine Demokratie harte, polemische oder auch geschmacklose Kritik aushalten muss. Die einzige Frage lautete nur: Soll das verfolgt werden oder nicht?

			Diese Erfahrung mit den Meldestellen zeigte mir deutlich, wie sehr sich das Verhältnis zwischen Staat, Politik und Bürgern in den letzten Jahren verschoben hat. Der Politiker erscheint nicht mehr als der selbstbewusste Amtsträger, der mit Kritik und Polemik umgehen können muss, sondern als schutzbedürftiges Objekt, als jemand, der vor »Hass« und »Hetze« bewahrt werden muss. Dafür hat er sogar den seit 1951 geltenden Paragraphen 188 des Strafgesetzbuches verschärft – 2021 war das. Umgekehrt rückt der normale Bürger in die Rolle eines potenziellen Störenfriedes oder sogar Täters. Seine Äußerungen werden nicht einfach als Teil der freien Meinungsäußerung gesehen, sondern beobachtet, gemeldet und bei Bedarf sanktioniert. Er erscheint als Problem, das bearbeitet werden muss. Diese Umkehr erlaubt es, Eingriffe nicht als Machtausübung, sondern als Schutzmaßnahme darzustellen. Wer meldet, schützt; wer löscht, stabilisiert; wer einschränkt, verteidigt die Demokratie. Die Erinnerung an das »Neusprech« aus dem Roman »1984« drängt sich dabei auf – aus guten Gründen.

			Meinungsfreiheit wird nicht mehr primär als Schutz vor dem Staat verstanden, sondern als etwas, das moderiert und überwacht werden soll, zum Beispiel durch staatlich unterstützte Akteure wie HateAid.

			HateAid beschreibt sich selbst als »gemeinnützige Organisation, die sich für Menschenrechte im digitalen Raum einsetzt und sich auf gesellschaftlicher wie politischer Ebene gegen digitale Gewalt und ihre Folgen engagiert.«15 In einem Interview mit CBS sagte Josephine Ballon, eine der Geschäftsführerinnen der Organisation: »Meinungsfreiheit braucht Grenzen.«16 Genau diese Haltung führte im Dezember 2025 zum Streit mit der amerikanischen Regierung, die gegen die beiden Geschäftsführerinnen von HateAid Sanktionen verhängte. Der Vorwurf: Beteiligung an der Zensur amerikanischer Meinungsäußerungen.

			Bis zum Jahr 2024 erhielt die Organisation Fördermittel in Höhe von mehreren Millionen Euro.17 Der überwiegende Teil dieser Mittel stammte aus dem Familienministerium unter Bundesministerin Lisa Paus, Mitglied von Bündnis 90/Die Grünen.

			Vor diesem Hintergrund fällt auf, dass Robert Habeck, damaliger Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz und bekanntlich auch Mitglied der Grünen, persönliche Unterstützung von HateAid bei der Verfolgung von Beleidigungen gegen seine Person erhielt. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine schriftliche Anfrage des Bundestagsabgeordneten Martin Renner hervor. Dort heißt es: »Nur im Fall von E-Mails, welche im Bundestagsbüro des Bundesministers a. D. eingingen und diesen persönlich bedrohten, erfolgte eine Unterstützung durch HateAid. Diese erfolgte unentgeltlich und wurde nicht vergütet. Rechtsdienstleistungen erbrachte HateAid dabei nicht.«18 Auch Renate Künast, ebenfalls von den Grünen, führte Prozesse mithilfe von HateAid und erklärte im Juni 2025, inzwischen Mitglied des Beirates der Organisation zu sein.

			Ein Blick auf die institutionellen Zusammenhänge lohnt sich in diesem Fall ebenfalls. Die Bundesnetzagentur, die für die Anerkennung der Trusted Flagger zuständig ist, ist dem Wirtschaftsministerium zugeordnet. Ihr Präsident, Klaus Müller, ist – Überraschung! – ebenfalls Mitglied von Bündnis 90/Die Grünen und unter seiner Leitung wurde HateAid als Trusted Flagger anerkannt und somit privilegiert. 

			Auch wenn sich daraus kein direkter Schluss auf politische Einflussnahme ziehen lässt, geraten politische Verantwortung, staatliche Finanzierung und konkrete Eingriffe in den öffentlichen Diskurs in eine bemerkenswerte Nähe zueinander. Der Umstand, dass die Anerkennung erst erfolgte, nachdem Katharina Reiche (CDU) die Leitung des Wirtschaftsministeriums übernommen hatte, mindert die unmittelbare politische Angriffsfläche, ändert jedoch nichts am strukturellen Befund.

			Der Effekt ist eine schleichende Verschiebung der politischen Grundannahmen. Meinungsfreiheit wird nicht mehr als Abwehrrecht verstanden, sondern als Risiko, das gemanagt werden muss. Öffentlichkeit wird nicht mehr als Raum des Streites begriffen, sondern als sensibler Bereich, der moderiert und überwacht werden muss. Nicht durch den Staat selbst, sondern durch staatlich finanzierte Akteure.

			Für den einzelnen Bürger ist dieses System kaum noch durchschaubar. Genau darin liegt die politische Eleganz dieses Konstruktes. Verantwortung diffundiert. Der Staat verweist auf die Zivilgesellschaft. Die NGOs verweisen auf ihre Schutzaufträge. Die Plattformen auf regulatorische Pflichten. Am Ende bleibt niemand greifbar und doch ist alles miteinander verzahnt. Abweichung wird nicht verboten, könnte aber teuer werden. Das Ergebnis ist Anpassung und Schweigen. Nicht aus Überzeugung, sondern aus Vorsicht.

			Bemerkenswert ist, dass selbst ein Regierungswechsel an dieser Struktur nichts geändert hat. Die Union hatte diese Entwicklungen vor der Wahl ganz massiv kritisiert. Sie hatte Meldestellen, NGO-Finanzierung und staatlich unterstützte Diskurssteuerung öffentlich infrage gestellt. Förderungen sollten gestrichen werden. Doch nach der Regierungsübernahme blieb alles beim Alten: Die Programme laufen weiter. Die Förderungen werden nicht gestoppt, im Gegenteil, manche werden sogar aufgestockt.

			Das zeigt, wie stark diese Strukturen bereits sind und wie hoch der politische Preis geworden ist, sie anzutasten. Kritik ist leicht, solange man in der Opposition ist. In der Regierung fehlt dann häufiger Mut, bestehende Systeme zurückzubauen.

			Diese Unantastbarkeit dokumentiert die Macht der NGOs. Sie sind Teil des Systems geworden. Ihre Kategorien werden akzeptiert, ihre Instrumente genutzt. Selbst diejenigen, die sie einst kritisierten, fügen sich ein. Nicht, weil sie überzeugt wären, sondern weil sie gelernt haben, wie konfliktträchtig ein Bruch wäre.

			Was hier entsteht, ist ein System, in dem Regierung und NGOs nicht mehr klar voneinander getrennt sind. Der Staat finanziert Akteure, die den Meinungskorridor verschieben. Diese Akteure setzen Normen durch, während die Politik von der Wirkung profitiert, ohne selbst Verantwortung übernehmen oder formell autoritär werden zu müssen. Der Staat reguliert seine Bürger, indem er andere dafür bezahlt – und entmachtet dabei sein Parlament, den Bundestag.

			Mit einer wahrlich freiheitlichen Demokratie ist das kaum vereinbar. Denn eine Ordnung, in der der Staat sich schützt, indem er staatlich finanzierte Organisationen mit der Überwachung, Bewertung und Sanktionierung seiner Bürger betraut, kehrt das demokratische Verhältnis um. Nicht mehr die Regierung ist dann dem Volk verpflichtet. Das Volk wird zur Größe, die kontrolliert werden muss.

			Macht ohne Verantwortung

			Was sich in diesem Kapitel gezeigt hat, ist ein durchdachtes System: Politische Macht wird gezielt an staatlich finanzierte NGOs, Gerichte und digitale Diskurswächter ausgelagert. Dies geschieht sowohl auf EU-Ebene als auch in unserem Land. Dadurch wird Demokratie nicht beschützt, sondern gelenkt und kontrolliert – und davon profitieren Politik und NGOs gleichermaßen.

			Für die Regierung ist dieses System äußerst komfortabel: Konflikte werden bereits auf anderen Ebenen sortiert, bevor sie die politische Bühne erreichen. Getroffene Entscheidungen kann sie als »gesellschaftlichen Konsens« verkaufen, den angeblich alle wollen. Verantwortung? Die wird einfach weitergegeben – an EU-Vorgaben oder die »Zivilgesellschaft«.

			Für die NGOs ist es noch besser: Sie gewinnen enorme Macht und vor allem sichere Einnahmen. Zugleich bestimmen sie mit, wo die Grenzen verlaufen, was als »richtig« gilt und wie Maßstäbe verschoben werden. Sie sitzen mitten im Machtzentrum und brauchen – dank staatlicher Förderung – keine mehrheitliche Zustimmung.

			Und der Bundestag? Das Parlament?

			Spielt nur noch die zweite Geige. Es nickt ab, was Regierung und NGO-Vorfeld bereits vorbereitet haben. Es bestätigt, statt aktiv zu entscheiden.

			Was ist mit dem Bürger?

			Der gilt plötzlich nicht mehr als Souverän, sondern wird als Problem bewertet. Seine freie Meinung wird nicht mehr als Grundrecht gesehen, sondern als Störfaktor, der moderiert und eingedämmt werden muss. Das demokratische Prinzip wird umgedreht: Nicht mehr das Volk kontrolliert die Macht, sondern die Macht kontrolliert das Volk.

			Und die Freiheit?

			Sie verschwindet schleichend. Stück für Stück werden Debatten durch »Konsens« und Moral ersetzt, und wer nicht mitspielt, spürt die Konsequenzen. Von unserer hochgelobten Demokratie bleibt so nur noch die Fassade.
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Warum es nicht reicht, das System zu kritisieren: Denkanstöße für eine bürgerfreundlichere Politik

			Dieses Buch soll kein trockenes Theoriewerk über Demokratiedefizite oder Parteienstaatlichkeit sein. Es ist ein Bericht aus erster Hand – aus dem Inneren eines Systems, das sich selbst für unerschütterlich hält, in Wahrheit aber immer schlechter funktioniert. Ich habe Ihnen geschildert, wie Entscheidungen wirklich getroffen werden, wie Abhängigkeiten entstehen, wie der Bundestag hinter den Kulissen tickt, was ich selbst erlebt habe – und wie weit das alles von dem entfernt ist, was wir uns eigentlich unter einer lebendigen parlamentarischen Demokratie vorstellen.

			Ich könnte das Buch an dieser Stelle beenden. Die Probleme sind benannt, die Missstände liegen auf dem Tisch, mein Wissen ist offengelegt. Aber ehrlich: Das wäre zu einfach und auch ein bisschen feige. Nur auszurufen »So ist die Politik eben!« und dann mit den Schultern zucken, reicht nicht. Wer erkennt, dass ein System strukturell falsche Anreize setzt, kann sich nicht darauf beschränken, diese nur zu beschreiben. Er muss sich fragen: Was müsste sich ändern, damit Politik wieder ehrlicher, demokratischer und vor allem freier wird?

			Eine Allensbach-Umfrage aus dem Dezember 2025 zeigt, dass nur noch 28 Prozent der Deutschen Vertrauen in die Bundesregierung haben, 36 Prozent vertrauen dem Bundestag. Auf die Parteien dagegen setzen nur noch 17 Prozent der Bürger. Und viele sagen ganz offen: »Ich würde bessere Entscheidungen treffen als die da oben – und auch als manche Richter.«

			Deswegen dieses letzte Kapitel. Kein Jammern, kein fertiger Masterplan, sondern ein Versuch, aus meinen eigenen Erfahrungen heraus konkrete Ideen zu entwickeln. Vorschläge, die Sie gern diskutieren, kritisieren, verwerfen oder weiterdenken können und sollen. Ich behaupte nicht, alles zu wissen oder unfehlbar zu sein. Außerdem behaupte ich nicht, für alle Probleme die perfekte Lösung anzubieten. Aber ich bin überzeugt: Wir brauchen endlich diese Debatten, wenn wir Politik wieder ehrlicher und näher am Bürger machen wollen.

			Einige der Vorschläge und Ideen sind übrigens nicht neu. Sie geistern seit Jahrzehnten durch Bücher, Artikel und Talkshows und verschwinden dann wieder, weil sie »nicht opportun« sind. Genau das ist das Problem. Wir kennen die Schwächen unseres Systems schon lange, wir haben uns aber offenbar an sie gewöhnt. Es fehlt nicht an Erkenntnis, es fehlt am Mut und an einer großen, offenen gesellschaftlichen Diskussion: Wollen wir diese politische Ordnung eigentlich noch so, wie sie ist? So eine Diskussion will ich anstoßen. Denn sie ist in der heutigen Zeit dringender denn je.

			Stattdessen drehen wir uns alle vier Jahre im Kreis: Welche Partei ist diesmal das kleinere Übel? Welche kann es richten? Genau die wählen wir dann, um zum Schluss doch wieder enttäuscht zu werden. Denn die Probleme liegen nicht in den Parteiprogrammen, sie liegen auch nur bedingt am Personal, sie sind in der Art zu suchen, wie bei uns politische Macht organisiert ist. Parteien nach altem Muster sind nicht die Lösung, sie sind Teil des Problems. Nicht, weil alle Politiker schlechte Menschen wären, sondern weil Parteien zu Machtmaschinen geworden sind, die sich vor allem selbst am Laufen halten, weitgehend unabhängig davon, wer gerade regiert. Die wirklich spannende Frage lautet deshalb nicht: Welche Partei soll ich das nächste Mal wählen? Sondern: Wie bauen wir ein System, das Macht begrenzt, Verantwortung erzwingt und Sie – den Bürger – wieder zum echten Souverän macht? Denn Ihre Klage über die Abgehobenheit der Politik ist absolut berechtigt.

			Wie also schaffen wir es, den Staat zu reformieren? Historisch geschieht das selten durch plötzliche Einsicht derer, die oben sitzen, sondern meist durch Krisen, durch Druck von außen und Disruption. Veränderung muss von unten kommen, aus der Gesellschaft. Wir müssen raus aus der Ohnmacht, aus der Zuschauerrolle. Öffentlicher Druck kann viel bewegen und genau das macht Hoffnung.

			Mein 15-Punkte-Plan ist das, was ich aus acht Jahren Bundestag mitgenommen habe. Er ist keine Wunschliste, sondern ein Angebot zur Debatte und eine Einladung, Politik wieder vom Bürger her zu denken.

			1. Volksentscheide als Korrektiv

			Die Politik muss näher an den Bürger rücken. Statt eines sogenannten Aha-Grabens um den Bundestag, der das Volk auf Distanz hält und hinter dem sich Politiker verschanzen, braucht es mehr Austausch zwischen Bürgern und Volksvertretern. Und es braucht mehr Einfluss derer, die regiert werden auf die, die sie regieren.

			Denn wenn Politik sich selbst genügt, wenn Parteien sich den Staat zur Beute gemacht haben und Parlamente immer häufiger nur noch abnicken, was anderswo längst entschieden wurde, dann fehlt ein unabhängiges Korrektiv. Etwas, das nicht aus demselben Mechanismus kommt, der das Problem erst erzeugt hat. Eine letzte Instanz sozusagen, bei der das Volk selbst eingreifen kann. Sie fehlt besonders dann, wenn Regierungen übergriffig werden und Entscheidungen immer weiter von unserem echten Leben entfernt sind.

			Genau hier setzen Volksentscheide an. Volksentscheide sind ein Ausdruck von Vertrauen in den Souverän, also den Bürger. Das Volk kann im entscheidenden Moment die Bremse ziehen, eine Grenze setzen und alle daran erinnern: Politische Macht legitimiert sich nicht von selbst.

			Momentan haben wir auf Bundesebene im Grunde nur alle vier Jahre die Wahl zwischen fertigen Parteipaketen. Haben wir die Stimme abgegeben, heißt es: Zuschauen und aushalten. Gesetze werden im Eiltempo durchgepeitscht, massive Grundrechtseingriffe als »alternativlos« verkauft, oft sogar gegen die klare Mehrheit in Umfragen.

			Volksentscheide würden dieses Machtgefälle korrigieren. Und das Beste: Ihre größte Wirkung entfaltet sich schon durch die bloße Möglichkeit. Wer weiß, dass ein Gesetz am Ende beim Bürger scheitern kann, verhält sich automatisch anders. Er hört zu, begründet besser, wird transparenter. Plötzlich müssen Politiker wieder echte Argumente liefern, nicht nur gegenüber der eigenen Fraktion, sondern vor der ganzen Gesellschaft. Das durchbricht die Parteienlogik, holt große Grundsatzfragen zurück in die Öffentlichkeit und zwingt zu einem anderen Ton – und auch zu einem anderen Tempo.

			Zugleich schaffen Volksentscheide etwas, das im politischen Betrieb weitgehend verloren gegangen ist: echte gesellschaftliche Debatten über Grundsatzfragen. Nicht darüber, welche Partei sie besser verwaltet, sondern ob wir es überhaupt so wollen. Ja, solche Debatten sind anstrengend, manchmal konfliktreich, aber genau das ist der Kern echter Demokratie. Und Abstimmungen sind im Grundgesetz explizit vorgesehen. In Artikel 20 liest man: »Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.« Dabei muss man natürlich darauf achten, dass sie kein Freibrief für Mehrheitswillkür sind, sondern ein Instrument innerhalb des Rechtsstaates. Grundrechte dürfen also nie zur Abstimmung stehen.

			Und ja, Volksentscheide stellen auch Anforderungen an uns alle. Wir tragen dann Verantwortung. In der Schweiz hat sich das über Jahrzehnte eingespielt. Die Menschen sind es gewohnt, sich mit Argumenten auseinanderzusetzen, Entscheidungen zu treffen und die Konsequenzen daraus zu akzeptieren. Bei uns fehlt diese Übung noch weitgehend. Nicht, weil wir dazu nicht fähig wären, sondern weil uns niemand richtig darauf vorbereitet hat. Eigenverantwortung wurde uns von der Politik regelrecht aberzogen. Deshalb brauchen wir auch eine andere politische Bildung. Schon Kinder und Jugendliche sollten früh verstehen, wie Interessen abgewogen werden und Entscheidungen wirklich zustande kommen. Sie müssen begreifen, dass Freiheit immer auch Eigenverantwortung heißt – und gute Abstimmungen auf guter Information beruhen.

			Ebenso entscheidend ist eine unabhängige, verantwortungsbewusste Öffentlichkeit. Volksentscheide können nur dann funktionieren, wenn Bürger Zugang zu sachlicher und ausgewogener Information haben. Es braucht eine Presse, die nicht belehrt und nicht einseitig zuspitzt, sondern die informiert – Pro und Contra. Ohne sie wird direkte Demokratie schnell emotional und manipulierbar. Mit einer solchen Medienlandschaft allerdings, wird sie zum starken Werkzeug mündiger Bürger.

			Kurz: Volksentscheide machen Politik nicht einfacher, aber ehrlicher. Und sie erinnern alle, die im Bundestag sitzen, jeden Tag daran, wer in einem freiheitlichen Gemeinwesen der eigentliche Souverän ist – der Bürger.

			2. Die Macht der Listen brechen – Ein neues Wahlsystem

			Direkte Mitsprache, wie bei Volksentscheiden, ist wichtig, aber nur die eine Seite der Medaille. Die andere ist: Wer sitzt überhaupt im Parlament und entscheidet? Selbst die besten Beteiligungsmöglichkeiten nutzen wenig, wenn die politische Klasse sich vor allem selbst reproduziert. Deshalb reicht es nicht, dem Bürger einfach mehr Mitsprache zu geben. Wir müssen auch verändern, wer da oben sitzt und wem diese Personen sich wirklich verpflichtet fühlen.

			In der Theorie wählen die Bürger ihre Abgeordneten. In der Praxis entscheiden das aber die Parteien. Die entscheidenden Weichen werden lange vor dem Wahltag gestellt, in den Parteigremien, die die Wahllisten aufstellen. Wer dort gut vernetzt ist, wer sich anpasst und keinen Ärger macht, hat bessere Chancen auf einen aussichtsreichen Platz als derjenige, der unabhängig denkt oder auch mal unbequem wird.

			Dieses Wahlsystem, das politische Karrieren von Listenplätzen abhängig macht, beeinflusst das Verhalten der Politiker. Es erzeugt Vorsicht statt Haltung und Loyalität statt Verantwortung. Wer weiß, dass seine Wiederwahl weniger vom Wähler als von ein paar Parteifunktionären abhängt, richtet sich danach und setzt die falschen Prioritäten. Und genau hier liegt ein zentraler Konstruktionsfehler unseres parlamentarischen Systems.

			Wenn wir wollen, dass Abgeordnete wieder freier handeln und die Parteien weniger Macht haben, dann hilft kein Appell an die Moral. Dann muss man das Wahlrecht so verändern, dass politische Verantwortung wieder direkt beim Wähler verankert ist. Das bedeutet, die Macht der geschlossenen Listen zu brechen, sie zu öffnen.

			Ein möglicher Weg sind offene Parteilisten. Dabei verliert die Partei die alleinige Kontrolle über die Reihenfolge der Kandidaten. Auf dem Stimmzettel steht dann nicht nur der Parteiname, sondern auch die Namen der Kandidaten. Der Wähler kann so einzelne Personen direkt ankreuzen, sie nach oben schieben oder sogar streichen. Am Ende entscheidet also nicht mehr ein Parteitag über die Platzierung, sondern die Summe der Wählerstimmen. Wer den Bürger überzeugt, rückt nach oben. Wer enttäuscht, Wahlversprechen bricht oder einfach nur abtaucht, verliert an Unterstützung. Da hilft ihm dann auch kein gut gepflegtes parteiinternes Netzwerk mehr. Politische Verantwortung wird so wieder spürbar und auch der Bürger ist gefordert, denn er muss sich über die Kandidaten, die zur Wahl stehen, informieren.

			Ein weitergehender Ansatz ist das Wahlrecht des Kumulierens und Panaschierens. Hier geht die Entscheidungsmacht des Wählers noch weiter. Er kann seine Stimmen auf mehrere Kandidaten verteilen – auch über Parteigrenzen hinweg. Und er kann einzelnen Kandidaten mehrere Stimmen geben. Der Wähler entscheidet somit nicht mehr über Parteipakete, sondern über konkrete Personen. Dieses Modell gibt dem Bürger mehr Einflussmöglichkeiten und Freiheit, verlangt aber auch mehr Aufmerksamkeit.

			Ob offene Listen oder das flexiblere Kumulieren und Panaschieren: beide Wege stärken Sie als Wähler und schwächen den Einfluss der Parteizentralen.

			Konsequent zu Ende gedacht, gehört zur Öffnung des Wahlrechts auch noch ein weiterer Punkt: Politische Teilhabe sollte nicht an eine Parteimitgliedschaft gebunden sein. Deshalb brauchen wir parteiunabhängige Bürgerlisten auch auf Bundesebene. Einfach Zusammenschlüsse engagierter Menschen, die für eine Legislaturperiode Verantwortung übernehmen wollen, ohne sich dauerhaft einem Parteiapparat unterzuordnen: Demokratischer geht es kaum. Solche Listen funktionieren auf kommunaler Ebene schon lange hervorragend. Sie zeigen, dass politische Beteiligung auch jenseits klassischer Parteistrukturen funktioniert. Als parteilose und trotzdem engagierte Abgeordnete war ich das beste Beispiel dafür.

			Offene Parteilisten, personalisierte Stimmabgabe oder parteiunabhängige Bürgerlisten zeigten alle den gleichen Effekt: Abgeordnete hätten ihr Mandat wieder dem Wähler zu verdanken und nicht der innerparteilichen Liste. Die Parteien verlieren damit ihr faktisches Monopol auf politische Karrieren. Abgeordnete werden unabhängiger, auch innerhalb ihrer Fraktionen, weil sie sich plötzlich wieder vor den Wählern zu Hause rechtfertigen müssten. Das Vertrauen in die Politik würde wachsen, und die Demokratie würde spürbar lebendiger.

			Am Ende geht es um eine einfache Frage: Hat der Bürger echten Einfluss oder nur das Gefühl davon? Doch selbst echter Einfluss genügt nicht, wenn die Macht im Staat nicht sauber getrennt ist.

			3. Gewaltenteilung ernst nehmen

			Gewaltenteilung gehört zu den zentralen Versprechen unseres Rechtsstaates. Legislative, Exekutive und Judikative sollen sich gegenseitig kontrollieren und damit verhindern, dass staatliche Gewalt außer Kontrolle gerät. Klingt prima in der Theorie. In der deutschen Praxis? Leider weitgehend ausgehöhlt! Und dies nicht durch einen offenen Verfassungsbruch, sondern schleichend, durch den Wunsch nach sicherer Macht und bequemer Politik.

			Ein zentrales Problem liegt in der systematischen Vermischung von Amt und Mandat. Bei uns sind Minister fast immer gleichzeitig Bundestagsabgeordnete. Sie bereiten Gesetze in ihren Ministerien vor, bringen sie ins Parlament ein, verteidigen sie dort, sichern über ihre Fraktionen die Mehrheiten – und stimmen am Ende selbst über ihr eigenes Handeln ab. Das Parlament kontrolliert die Regierung also nicht, sondern wird zu ihrem Stabilisator. Das ist das genaue Gegenteil von Gewaltenteilung.

			Eine echte Trennung von Amt und Mandat würde diesen Mechanismus aufbrechen. Daher ist die Lösung ganz einfach: Wer ein Regierungsamt übernimmt, gibt sein Bundestagsmandat ab. Er bleibt Regierungsmitglied mit allen Rechten, aber ohne Einfluss im Parlament. Das Parlament bleibt Parlament, die Regierung bleibt Regierung. So wird echte Kontrolle wieder möglich, weil sie nicht durch persönliche Abhängigkeiten blockiert ist.

			Ja, eine solche Trennung kann Politik langsamer machen und auch schwerer steuerbar, aber genau das ist Sinn und Zweck, darin liegt ihr Wert. Ein politisches System, das einfach nur reibungslos funktionieren soll, ist anfällig für Machtmissbrauch. Wo alles schnell und leise durchgewunken wird, schaut niemand mehr genau hin.

			Gewaltenteilung hört aber nicht bei Amt und Mandat auf. Sie steht und fällt mit einer wirklich unabhängigen Judikative. Auch hier gibt es ein tiefes strukturelles Problem, das im Sommer 2025 besonders deutlich wurde, als die Kandidatur von Frauke Brosius-Gersdorf für das Bundesverfassungsgericht hohe Wellen schlug. Sie warf ein Schlaglicht auf die politische Dimension von Richterwahlen, die meist im Hinterzimmer ausgekungelt werden. Richter sollen aber unabhängig sein, nur dem Gesetz verpflichtet. In der Realität hängen viele Personalentscheidungen aber von politischen Mehrheiten und Deals ab. Karrierewege in der Justiz werden oft politisch beeinflusst. Justizministerien entscheiden über Beförderungen und Besetzungen, Staatsanwälte sind ihnen unterstellt, sie sind zudem weisungsgebunden. Damit kontrolliert die Exekutive faktisch jene Gewalt, die sie eigentlich kontrollieren soll. Selbst wenn Richter im Einzelfall unabhängig urteilen, bleibt ein struktureller Interessenskonflikt und beim Bürger entsteht das ungute Gefühl, dass hier etwas nicht stimmt. Eine Justiz, die auch nur den Anschein politischer Abhängigkeit erweckt, verliert das Vertrauen der Bürger. Und ohne dieses Vertrauen bröckelt der Rechtsstaat.

			Deshalb müssen wir Richterstellen, besonders an den höchsten Gerichten, aus direkter politischer Einflussnahme herauslösen. Ein wirksamer Weg dafür ist die direkte Wahl von Richtern durch das Volk. Sie stärkt die demokratische Legitimation der Rechtsprechung und verschiebt die Loyalität der Richter weg von Parteien, Ministerien und Fraktionen hin zu den Bürgern selbst.

			Wer Freiheit schützen will, muss Macht aufteilen, trennen und begrenzen. Das gilt für Parlament, Regierung und Gerichte gleichermaßen. Die Trennung von Amt und Mandat und eine tatsächlich unabhängige Justiz wären deshalb ein zentraler Hebel, um politische Macht wieder zu begrenzen. Außerdem würde diese Trennung das Parlament aus seiner Rolle als Mehrheitsbeschaffer der Regierung befreien. Gewaltenteilung heißt: bewusste Begrenzung. Und genau diese Begrenzung ist die Voraussetzung einer freien Gesellschaft.

			Macht organisiert sich aber nicht nur über Ämter. Sie organisiert sich vor allem über Geld. Deshalb gehört zur Begrenzung von Macht zwingend auch die Begrenzung ihrer finanziellen Selbstbedienung.

			4. Das Geld aus dem System ziehen

			Politik ist teuer geworden. Nicht, weil politische Arbeit an sich kostspielig wäre, sondern weil sich ein System etabliert hat, das sich selbst immer besser absichert. Parteien, Fraktionen und Abgeordnete bekommen immer größere Budgets, großzügige Pauschalen und langfristige Versorgungsansprüche, unabhängig davon, wie erfolgreich, glaubwürdig oder wirksam ihre Arbeit tatsächlich ist. Das ist kein Zufall. Es ist die logische Folge eines Systems, in dem politische Akteure über ihre eigenen finanziellen Grundlagen mitentscheiden. Der politische Betrieb wächst munter weiter, auch dann, wenn das Vertrauen der Bürger schrumpft.

			Finanzierung ist Macht. Je stabiler und umfangreicher sie ist, desto geringer wird der Druck zur Rechtfertigung. Ein politisches System, das sich selbst finanziert, verliert zwangsläufig den Bezug zu den Kosten seines Handelns. Und wo Kosten nicht spürbar sind, wächst staatliches Handeln fast zwangsläufig.

			Parteien kassieren jedes Jahr hohe Zuschüsse aus Steuermitteln. Verlieren sie Wahlen, verlieren sie zwar Stimmen, aber nicht zwingend Geld. Im Gegenteil, es gibt regelmäßige Erhöhungen. So leben Parteien nicht mehr vom Vertrauen der Bürger, sondern von einem automatischen Anspruch auf öffentliche Kassen. Das ist falsch. Wer Wahlen verliert, sollte auch finanziell spüren, dass er Vertrauen verloren hat. Parteien sind keine staatlichen Dauerinstitutionen mit Anspruch auf Bestandserhalt. Automatische oder politisch motivierte Erhöhungen müssen aufhören. Die Fraktionsfinanzierung muss genauso gedeckelt werden, wie die Parteienfinanzierung. Zudem braucht es mehr Transparenz. Der Bürger hat ein Recht darauf zu erfahren, was Fraktionen mit dem Geld machen.

			Noch deutlicher wird das Problem bei den parteinahen Stiftungen. Hier werden Organisationen dauerhaft alimentiert, die formal unabhängig, in Wahrheit aber fest ins politische Machtgefüge eingebunden sind. Das ist nichts anderes als verschleierte Parteienfinanzierung – nur ausgelagert und damit noch schwerer kontrollierbar. Politische Bildung und internationale Projekte kann man aber auch anders organisieren. Dafür braucht es keine dauerhaft alimentierten Parallelwelten. Die staatliche Finanzierung parteinaher Stiftungen sollte daher komplett gestrichen werden.

			Auch die Bezahlung der Abgeordneten selbst muss auf den Prüfstand. Diäten sollen Unabhängigkeit sichern, nicht den Anreiz bieten, Politik zu einem lebenslangen Beruf zu machen. Wenn das Mandat finanziell attraktiver ist als ein normales Berufsleben, entsteht genau jenes Berufspolitikertum, welches zu den Problemen führt, die wir in diesem Buch behandeln. Denkbar wäre hier eine stärkere Orientierung am Einkommen vor dem Mandat, ergänzt um einen begrenzten Zuschlag. Das würde auch bedeuten, dass Abgeordnete vorher zwingend in einem richtigen Beruf gearbeitet haben müssen, was der Qualität und dem Niveau des Parlamentes nur guttun kann.

			Es geht hier nicht um Neid, Missgunst oder symbolische Sparappelle. Es geht um Anreize. Ein System, das politische Karrieren finanziell absichert, unabhängig von Leistung und Verantwortung, produziert zwangsläufig Politik für den eigenen Erhalt und nicht für den Bürger.

			Ebenso problematisch sind die vielen Aufwandsentschädigungen und Nebenleistungen. Hohe Mitarbeiterbudgets, steuerfreie Pauschalen ohne echte Belegungszwang, großzügige Sachmittel schaffen falsche Anreize. Steuergeld darf nicht einfach pauschal ausgezahlt werden, ohne dass belegt werden muss, wofür es verwendet wird. Was für jeden Bürger gilt, muss auch für Abgeordnete gelten. Pauschalen ohne Nachweis gehören abgeschafft. Erstattet wird nur, was tatsächlich angefallen ist und auch hier gehört ein deutlich niedrigerer Deckel drauf. Zudem sollten zum Beispiel Abgeordnete, die in Berlin wohnen und somit weder Hotel- noch Anfahrtskosten haben, nicht die gleichen Pauschalen bekommen wie Kollegen, die über hunderte Kilometer entfernt zuhause sind. Hier wäre eine Staffelung denkbar. Und Bundestagsabgeordnete sollten öffentlich machen müssen, wie sie ihre Mitarbeiterbudgets einsetzen.

			Besonders ärgerlich sind die Versorgungsansprüche. Eine relativ kurze Zeit in einem Amt darf nicht zu absurd hohen Übergangsgeldern führen. Zwei Jahre als Minister dürfen nicht wie vier Jahre gezählt werden, nur weil zum Beispiel der Bundestag früher aufgelöst wurde. Und es ist den Bürgern kaum zu vermitteln, dass ein Abgeordneter nach wenigen Jahren im Amt Altersansprüche hat, für die normale Arbeitnehmer Jahrzehnte Beiträge in die Rentenkasse zahlen. Die Versorgung ohne eigene Beiträge ist kein Schutz der politischen Unabhängigkeit, es ist ein Privileg. Und dieses Privileg muss weg. Solange die Politik Bürger zwingt, in die Rentenkasse einzuzahlen, sollen das auch Politiker machen müssen.

			Dasselbe Muster zeigt sich bei Fraktionsmitteln, Reisekosten und anderen Extras. Die Budgets wachsen, die Kontrolle bleibt begrenzt. Weniger Abgeordnete, wie zum Beispiel im jetzigen Bundestag, müssen automatisch weniger Geld zur Folge haben. Politische Arbeit rechtfertigt keinen selbstverständlichen Zugriff auf Steuergeld.

			Geld verstärkt Macht. Wer die Selbstbedienung beendet, begrenzt diese Macht. Wer die Finanzierung reduziert, schrumpft auch den Staat. Übrigbleiben sollte nur das, was für die Ausübung des Mandats zwingend notwendig ist – und nicht das, was bequem oder über Jahre gewachsen ist. So wird Politik wieder als Dienst am Bürger verstanden und nicht als privilegierter Dauerzustand.

			5. Lobbyismus und Einfluss – Transparenz sichern

			Politik entsteht nicht im luftleeren Raum. Interessen begleiten jede Entscheidung – und das ist zunächst weder überraschend noch illegitim. Problematisch wird es aber dort, wo der Einfluss unsichtbar wird und der Bürger nicht mehr nachvollziehen kann, warum ein Gesetz genau so und nicht anders entworfen wurde.

			In Deutschland ist Lobbyismus ja kein großes Geheimnis und zumindest ein Teil der lobbyistischen Aktivitäten werden erfasst. Es gibt ein Lobbyregister, Verhaltensregeln und viele schöne Transparenzversprechen. Und doch bleibt es meist bei diesem Versprechen, denn der tatsächliche Einfluss wird selten offensichtlich. Gespräche finden oft informell statt: bei Einladungen zum Mittag- oder Abendessen, bei Veranstaltungen und zurückgezogen im Hintergrund. Im Nachhinein werden Formulierungen zugeliefert, ganze Passagen von Gesetzen entstehen außerhalb der Ministerien und werden übernommen. Man muss schon genau hinsehen, um das zu erkennen. Dass das so schwer nachzuvollziehen ist, das ist das eigentliche Problem.

			Seit 2024 existiert erstmals ein Instrument, das an diesem Punkt ansetzt: der sogenannte exekutive Fußabdruck. Bundesministerien müssen seitdem in der Begründung ihrer Gesetzentwürfe offenlegen, ob und in welchem Umfang externe Akteure an der Entstehung eines Gesetzes beteiligt waren. Das ist ein Fortschritt.

			In der Praxis jedoch wird diese Transparenz nicht sehr ernst genommen. Da steht dann oft nur lapidar: »keine wesentliche Einflussnahme« – ohne Namen, ohne Inhalte, ohne Details. Mit Aufklärung hat das wenig zu tun, es ist eher Feigenblatt, denn Transparenz.

			Was wir wirklich brauchen, ist ein echter legislativer Fußabdruck. Er würde offenlegen, welche externen Akteure an Gesetzen mitgewirkt haben, welche Stellungnahmen eingegangen sind und welche Textvorschläge übernommen wurden. Das sollte nicht der Skandalisierung dienen, sondern schlicht der nüchternen Dokumentation. Einfluss darf stattfinden, denn oft wissen Menschen aus der Praxis mehr als die Anzugträger im Kabinett. Er darf nur nicht im Verborgenen stattfinden.

			Dasselbe gilt für Lobbykontakte insgesamt. Es reicht nicht aus, lediglich Organisationen zu registrieren. Treffen zwischen Abgeordneten, Regierungsmitgliedern und Interessenvertretern zu konkreten Gesetzesvorhaben müssen dokumentiert und veröffentlicht werden. Wer an Gesetzen mitwirkt, muss sichtbar sein.

			Transparenz hört aber nicht bei Gesetzen auf. Sie betrifft auch die finanziellen Verflechtungen von Politikern. Nebeneinkünfte, Beteiligungen, Beratertätigkeiten und Interessenbindungen von Abgeordneten und Regierungsmitgliedern, müssen vollständig und zeitnah offengelegt werden. Nicht in groben Stufen, und auch nicht verspätet, sondern so, dass für den Bürger erkennbar bleibt, worin potenzielle Interessenkonflikte bestehen. Dasselbe sollte außerdem für Parteispenden, Sponsoring oder indirekte Zuwendungen gelten. Politischer Einfluss darf nicht über Umwege laufen und verschleiert werden.

			Und dieses Prinzip muss auch für den Umgang mit Steuergeld gelten. Haushalts- und Vergabepolitik gehören raus aus dem Schatten. Öffentliche Ausgaben, insbesondere bei Großprojekten, müssen vollständig einsehbar sein. Verträge, Gutachten und Beraterleistungen dürfen nicht pauschal unter Verschluss gehalten werden, damit der Steuerzahler bloß nicht sieht, wo sein Geld versickert.

			Deutschland arbeitet bis heute mit einem Informationsfreiheitsgesetz, das auf Antrag und Ausnahme beruht. Was fehlt, ist ein echtes Transparenzprinzip. Ein modernes Bundestransparenzgesetz würde staatliche Stellen verpflichten, relevante Informationen proaktiv zu veröffentlichen: Beispielsweise Verträge, Gutachten oder Entscheidungsgrundlagen. Und dies nicht als Ausnahme, sondern als Regel. In offenen, maschinenlesbaren Formaten, leicht zugänglich für Bürger, Journalisten und Forschung.

			Und all das braucht einen zentralen Ort. Verstreute, unübersichtliche Informationen, dir nur für Eingeweihte auffindbar sind, nutzen niemandem. Alle relevanten Angaben zu Lobbykontakten, legislativen und exekutiven Fußabdrücken, Nebentätigkeiten, Parteifinanzen und öffentlichen Ausgaben gehören zentral gebündelt, verständlich aufbereitet, müssen dauerhaft einsehbar sein.

			Der Lobbyismus wird nicht verschwinden – und das muss er auch nicht. Aber Einfluss von außen muss dokumentiert und nachvollziehbar sein. Nur so bleibt politische Macht begrenzt, überprüfbar und letztlich legitim.

			6. Qualifikation für Abgeordnete und Minister

			Politische Macht bedeutet Verantwortung. Und je größer diese Verantwortung ist, desto höher müssen die Anforderungen an diejenigen sein, die sie tragen. Das gilt insbesondere für Minister und die Chefs wichtiger Behörden. Wer über Milliardenbudgets, Gesetze, Verordnungen und tiefgreifende Eingriffe in das Leben der Bürger entscheidet, darf kein fachliches Risiko sein.

			Qualifikation bedeutet nicht nur einen Doktortitel zu haben oder einen makellosen Lebenslauf. Qualifiziert zu sein bedeutet, schon einmal echte Verantwortung außerhalb der geschützten Politikwelt getragen zu haben – mit richtigen Konsequenzen, wenn etwas schiefgeht.

			Es ist wirklich schwer nachvollziehbar, dass in ­Deutschland ­Ministerämter regelmäßig nach Parteikarrieren vergeben werden, unabhängig davon, ob jemand jemals fachlich in dem entsprechenden Bereich gearbeitet oder auch nur ansatzweise Ahnung von der Materie hat. Ein Gesundheitsminister ohne medizinischen Hintergrund, ein Wirtschaftsminister ohne unternehmerische Erfahrung, ein Verkehrsminister ohne Planungswissen, eine Verteidigungsministerin, die nie gedient hat – all das mag politisch üblich sein, gerechtfertigt ist es nicht. Macht ohne Kompetenz ist Risiko für die Bürger – und wir spüren die Folgen gerade deutlich.

			Deshalb braucht es klare Mindestanforderungen für politische Spitzenämter. Minister und Behördenleiter sollten nach überprüfbaren Kriterien ausgewählt werden. Fachliche Erfahrung, beruflicher Werdegang und nachweisbare Sachkenntnis sollten der Qualitätsmaßstab sein. Das ist kein Elitismus, das ist schlichter Respekt vor dem Amt.

			Eine Möglichkeit bestünde darin, vor einer Ernennung zum Minister oder Amtsleiter, öffentliche Anhörungen über die Personalentscheidung im Bundestag stattfinden zu lassen. Dort könnten Lebenslauf, fachliche Eignung und Pläne sachlich geprüft werden: Kein parteipolitisches Tribunal, sondern ein normales Bewerbungsgespräch wie es in jedem anderen seriösen Job selbstverständlich ist. Wer ein ganzes Ressort führen will, sollte erklären können, was er vorhat und warum er glaubt, der oder die Richtige zu sein.

			Ein zentrales Defizit liegt jedoch noch tiefer. Bei viel zu vielen ist Politik zum Erstberuf geworden. Der Weg ist oft vorgezeichnet: Studium, Parteijugend, Fraktionsbüro, Listenplatz, Parlament. Es ist eine nahtlose Karriere innerhalb der Politblase, ohne jemals außerhalb dieses Systemes Verantwortung getragen zu haben. Wer sein gesamtes Berufsleben in Parteiapparaten, Stäben und Ministerien verbringt, dem fehlt der Blick nach außen und jede belastbare Erfahrung. Wirtschaftliche Risiken, Verantwortung für Mitarbeiter, unternehmerisches Scheitern oder existenzielle Entscheidungen außerhalb geschützter Strukturen, bleiben für solche Leute abstrakt.

			Politik darf deshalb kein Einstiegsberuf sein. Wer politische Verantwortung übernehmen will, sollte zuvor eine Mindestzeit von fünf Jahren außerhalb des politischen Betriebes gearbeitet haben, egal ob in der Wirtschaft, im Handwerk, in der Verwaltung, im sozialen Bereich oder als Selbstständiger. Entscheidend ist nicht das Berufs- oder Betätigungsfeld, sondern die Erfahrung außerhalb der Blase. Sie ist elementar, um im Parlament und in der Regierung die richtigen Entscheidungen treffen zu können und sich nicht von praxisfernen Ideologien treiben zu lassen.

			Auch externe Expertise sollte miteinbezogen werden. Fachleute auf der Regierungsbank, die Ahnung von dem haben, was sie tun, aber kein Parteimitglied sind, können Perspektiven einbringen, die in parteipolitischen Karrieren oft fehlen. Das ersetzt keine politische Verantwortung, aber es bremst ideologische Experimente und hebt die Qualität der Entscheidungen.

			Erst wenn wir die Qualifikation ernstnehmen, können wir das nächste Problem angehen: das politische Belohnungssystem. Der Staat ist in den vergangenen Jahrzehnten immer stärker zu einem Versorgungsapparat geworden. Posten, Beauftragtenstellen, Vorstandsposten in staatsnahen Unternehmen und gut dotierte Anschlussverwendungen dienen oft der Versorgung loyaler Parteigänger. Das schadet unserem Land doppelt. Es senkt das Kompetenzniveau und belohnt Anpassung statt Leistung.

			Posten im staatlichen und staatsnahen Bereich dürfen daher kein politisches Eigentum sein. Sie müssen öffentlich ausgeschrieben werden – mit klaren Qualifikationsanforderungen und transparenten Auswahlverfahren. Nur so gibt es Nachvollziehbarkeit.

			Ein Staat, der Kompetenz ernst nimmt, schützt seine Bürger. Ein Staat, der Macht ohne Qualifikation vergibt, gefährdet sie.

			7. Amtszeitbegrenzung – Macht darf kein Dauerzustand sein

			Macht verändert Menschen. Nicht über Nacht, sondern schleichend. Man gewöhnt sich an die Abläufe, die vielen Privilegien, an den Einfluss und an das Gefühl unverzichtbar zu sein. Am Ende geht es oft nicht mehr um die beste Lösung, sondern darum, den eigenen Platz im System zu sichern.

			In Deutschland gibt es kaum echte zeitliche Grenzen für politische Macht. Abgeordnete sitzen jahrzehntelang im Bundestag, Minister bleiben über mehrere Legislaturperioden Parteichefs. Und Fraktionsvorsitzende machen es sich gemütlich. 16 Jahre Helmut Kohl, 16 Jahre Angela Merkel: das spricht für sich. Formal sind diese Zustände demokratisch legitimiert. In der Praxis aber verfestigen sich Machtstrukturen, die nicht sonderlich demokratisch sind, und die man kaum noch aufbrechen kann. Politik wird zum Lebensmodell. Wer einmal drin ist, bleibt drin. Und wer bleiben will, passt sich an.

			Genau hier setzen Amtszeitbegrenzungen an. Sie machen klar: Dieses Amt ist geliehen und es ist nicht auf Lebenszeit. Besonders wichtig ist das bei Führungspositionen. Denn wer lange genug oben sitzt, sammelt eine Macht auf, die sich kaum noch kontrollieren lässt. Bundeskanzler und Bundesminister sollten daher maximal zwei volle Legislaturperioden im Amt sein dürfen – also höchstens acht Jahre. Danach ist Schluss. Niemand sollte dauerhaft exekutive Macht ausüben.

			Dasselbe gilt für zentrale Führungsfunktionen im Parlament und in den Parteien. Fraktionsvorsitze, Ausschussvorsitze, Parteivorsitze und vergleichbare Schlüsselpositionen dürfen nicht über Jahre oder Jahrzehnte besetzt bleiben. Rotation statt Dauerherrschaft. Führung auf Zeit statt Macht auf Lebenszeit.

			Schwieriger, aber meiner Meinung nach genauso nötig, ist die Frage zur Amtszeitbegrenzungen für Abgeordnete selbst. Wer jahrzehntelang im Parlament sitzt, wird Teil des Apparates. Dabei ersetzt Anpassung Unabhängigkeit und Karrierelogik den eigenen Willen. Das Mandat ist durch das Grundgesetz besonders geschützt, denn eine harte Begrenzung der Wiederwahl würde das passive Wahlrecht einschränken. Aber eine bewusste Änderung des Grundgesetzes könnte eine solche Anpassung möglich machen. Trotz dieser Hürde sollte diese Debatte ehrlich geführt werden. Wer sie scheut, zementiert den Berufspolitiker als Normalität.

			Eine smarte Alternative zu harten Amtszeitbegrenzungen wären verpflichtende Karenzzeiten nach mehreren Legislaturperioden. Gemeint ist keine dauerhafte Sperre, sondern eine zeitlich begrenzte Pause. Wer über viele Jahre hinweg im Parlament war, müsste den politischen Betrieb für eine gewisse Zeit verlassen, bevor er erneut kandidieren darf. Solche Pausen greifen deutlich weniger in das Wahlrecht ein als starre term limits. Niemand wird dauerhaft ausgeschlossen, niemand verliert das Recht, sich zur Wahl stellen zu dürfen. Es verhindert nur, dass Mandate nahtlos über Jahrzehnte aneinandergereiht werden.

			Karenzzeiten schaffen Abstand. Sie zwingen zur Rückkehr ins normale Berufsleben, zurück in eine Realität außerhalb von Plenum, Fraktionssitzungen und der Blase namens Bundestag. Diese Rückkehr ins normale Leben verändert politische Entscheidungen. Denn wer weiß, dass danach wieder ein normaler Beruf auf ihn wartet, der weiß, dass seine politischen Entscheidungen auch für ihn Konsequenzen haben. Wer nach einer Auszeit zurückkehrt, bringt frische Erfahrungen mit. Wer nicht zurückkommt, macht Platz für neue Gesichter. Beides macht das System durchlässiger und lebendiger.

			Und noch einen Vorteil haben Amtszeitbegrenzungen: sie schaffen mehr Unabhängigkeit. Wer nicht permanent auf Wiederwahl, Listenplätze oder Anschlussverwendungen schielen muss, kann freier entscheiden. Haltung wird leichter und Politik ehrlicher, wenn sie nicht ständig gegen Karriereinteressen verteidigt werden müssen. Amtszeitbegrenzungen lösen nicht alle Probleme. Aber sie setzen ein klares Signal: Macht ist immer nur ein Auftrag auf Zeit.

			8. Politikerhaftung – Verantwortung übernehmen

			Wo Macht lange wirkt und kaum endet, stellt sich zwangsläufig die Frage nach Verantwortung. Politische Entscheidungen sind keine harmlosen Planspiele. Sie haben reale, oft harte Folgen. Sie kosten Milliarden und greifen tief in die Freiheit und das Eigentum der Bürger ein. Und sie können im schlimmsten Fall – wie in der Corona-Zeit – Existenzen zerstören. Für Unternehmer oder Selbstständige, ja auch für jeden normalen Bürger, ist klar: Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig handelt, haftet persönlich. Wer Mist baut, muss dafür geradestehen. In der Politik aber? Fehlanzeige! Politiker entscheiden über riesige Summen, über Gesetze und massive Eingriffe – und tragen fast nie persönliche Konsequenzen, wenn etwas schiefgeht. Am Ende zahlt immer der Steuerzahler.

			Dabei ist Haftung in anderen Bereichen völlig selbstverständlich. Ein Arzt haftet bei grober Fahrlässigkeit. Ein Architekt, wenn er Risiken ignoriert. Ein Geschäftsführer, wenn er vorsätzlich oder fahrlässig Schaden anrichtet. Dass ausgerechnet die mächtigsten Entscheidungsträger davon ausgenommen sind, wirkt nicht vertrauenserweckend – sondern ziemlich befremdlich.

			Politikerhaftung bedeutet übrigens nicht, dass jede Fehlentscheidung bestraft wird. Fehler passieren, wir sind alle Menschen. Es geht mir nur um Fälle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Um Situationen, in denen Risiken bekannt waren, Warnungen ignoriert oder rechtliche Grenzen bewusst überschritten wurden.

			Ein bekanntes Beispiel ist die Pkw-Maut. Milliarden wurden verplant, und Verträge unterschrieben, obwohl massive rechtliche Zweifel bestanden. Am Ende erklärte ein Gericht das Projekt für rechtswidrig. Der Schaden wurde von der Allgemeinheit getragen. Persönliche Konsequenzen für den damaligen Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer? Null. Genau hier liegt das Problem.

			Eine Politikerhaftung würde solche Entscheidungen nicht verhindern. Sie würde sie aber teurer machen – und zwar für die Entscheider persönlich. Wer weiß, dass grobe Fahrlässigkeit Folgen haben kann, wägt sorgfältiger ab, holt mehr Expertise ein, prüft genauer. Entscheidungen und Gesetze werden nicht im Schweinsgalopp durch den Bundestag gejagt, sondern im besten Falle besser über- und durchdacht.

			Das Gegenargument kennen wir alle: »Dann will doch keiner mehr in die Politik!« Dieses Argument hört man aber in keinem anderen Beruf. Unternehmer tragen täglich Risiken, Ärzte entscheiden unter Zeitdruck über Leben und Tod. Mechaniker haften für ihre Reparaturen. Und gerade, weil sie haften, sind sie besonders sorgfältig.

			Wer große Macht ausübt, muss auch große Verantwortung tragen. Und zwar nicht nur politisch oder moralisch, sondern im Zweifel auch persönlich. Wer keine Konsequenzen fürchten muss, der glaubt schnell, sich alles erlauben zu können. Am Ende springt ja doch der Steuerzahler ein.

			Politikerhaftung setzt Politiker nicht unter Generalverdacht, sie stellt sie einfach auf dieselbe Ebene, auf der sonst alle Bürger handeln. Wahlen geben Macht. Haftung begrenzt sie. Erst beide zusammen schaffen echte Verantwortung.

			9. Wählerbindung und freies Mandat stärken

			Das freie Mandat ist ein zentrales Versprechen unserer parlamentarischen Demokratie. Abgeordnete sind nur ihrem Gewissen verpflichtet, nicht an Weisungen gebunden und frei in ihrer Entscheidung. So steht es in unserem Grundgesetz. Doch Papier ist geduldig – und in der politischen Realität bleibt vom Verfassungsidealdeal oft erschreckend wenig übrig.

			Wie wir gesehen haben, wiegt im Bundestag der Fraktionszwang schwerer als das freie Mandat – und oft auch als der Wählerwille. Abgeordnete müssen sich in erster Linie intern rechtfertigen: vor ihrer Fraktion, vor Parteigremien, vor Koalitionspartnern oder ihren Kollegen. Der politische Apparat ist wichtig – nicht die Wähler. Denen erklären sich Abgeordnete eher selektiv und ausweichend, eventuell gerade noch schriftlich per Erklärung ans Bundestagspräsidium, die dann irgendwo abgelegt wird. Diese Verschiebung schwächt das freie Mandat und verstärkt die Abhängigkeit von parteiinternen Strukturen.

			Das freie Mandat und der Wählerauftrag sollten jedoch wichtiger sein als Partei und Fraktion. Daher sollte jeder Bundestagsabgeordnete einmal jährlich eine verbindliche Bürgerversammlung in seinem Wahlkreis abhalten müssen. Nicht als nette Geste oder optionales Extra, sondern als fester Bestandteil des Mandates. Für Abgeordnete ohne Direktmandat müssten vergleichbare regionale Rechenschaftsformate geschaffen werden. Der Abgeordnete kommt persönlich, steht auf der Bühne und legt dar, wie er bei den entscheidenden Fragen der Legislaturperiode abgestimmt hat – von Haushalt über Grundrechtsfragen bis hin zu großen Reformen. Es geht dabei nicht um jede einzelne Abstimmung, sondern um die wirklich wichtigen Grundentscheidungen. Er erläutert, welche Überlegungen sein Gewissen geleitet haben, wie er die Stimmen aus dem Wahlkreis gewichtet hat und wo und wieso er vielleicht gegen die eigene Fraktion gegangen ist.

			Das Publikum darf fragen, eine neutrale Moderation sorgt für Fairness, alles wird protokolliert und online gestellt. So entsteht Transparenz, die nachhaltig wirkt: Jeder im Wahlkreis kann später nachlesen, was gesagt wurde.

			Ergänzend dazu braucht es eine zweite Möglichkeit: eine außerordentliche Rechenschaftsveranstaltung auf Antrag der Bürger. Bei besonders folgenreichen Entscheidungen, massiven Grundrechtseingriffen etwa, oder wenn viele im Wahlkreis das Gefühl haben, dass der Abgeordnete den Kontakt zu ihnen verloren hat, sollten Bürger zusätzliche Rechenschaft einfordern können.

			Die Hürde – etwa eine bestimmte Zahl von Unterschriften der Wahlberechtigten – sollte hierbei hoch genug sein, um Missbrauch zu verhindern, aber niedrig genug, damit sie bei starker Breitenwirkung erreichbar bleibt. Pro Legislaturperiode sollte es maximal zwei solcher zusätzlichen Veranstaltung geben, damit es nicht wie ein Instrument zur Schikane, sondern als echtes Korrektiv wirkt.

			Diese Regelung schränkt die Entscheidungsfreiheit des Abgeordneten nicht ein, denn niemand schreibt ihm vor, wie er abstimmen muss. Es geht allein darum, die getroffenen Entscheidungen öffentlich zu begründen, vor dem Antlitz derer, die das Mandat vergeben haben. Denn ein Mandat ist kein Freibrief für vier Jahre, sondern ein Auftrag auf Zeit. Wer diesen Auftrag ernst nimmt, hat nichts zu befürchten. Wer sich dagegen vier Jahre lang im Elfenbeinturm Berlin einrichtet und den direkten Austausch scheut, hat den Kern des Mandates verfehlt.

			Diese Pflicht würde Abgeordnete regelmäßig aus ihrer geschützten Bundestagsblase herausholen – weg von den abgeschotteten Fraktionsräumen und hin zu den Menschen, deren Alltag sie mit ihren Entscheidungen prägen. Plötzlich müssten sie sich wieder fragen: Kann ich das vor meinen Wählern vertreten? Kann ich mein Gesicht zeigen und erklären, warum ich so entschieden habe? Plötzlich wäre der wichtigste Termin im Kalender also nicht das große Netzwerktreffen der Partei, sondern die Begegnung mit den Menschen zu Hause. Und trotzdem bliebe das Mandat dem Gewissen verpflichtet.

			Die Bindung zwischen Volk und Vertretern würde spürbar stärker, die Politik insgesamt bodenständiger. Es kostet fast nichts (die Kosten kann der Abgeordnete über seine steuerfreie Pauschale tragen), braucht keine Grundgesetzänderung und setzt genau dort an, wo die Entfremdung am größten ist. Eine kleine Regel mit großer Wirkung.

			10. Weniger Gesetze – bessere Gesetze

			Deutschland erstickt fast an Regeln. Auf fast jedes politische Problem folgt reflexhaft ein neues Gesetz. Was gut gemeint ist, endet in einer Normenflut, die kaum noch jemand richtig überblickt. Je dichter das Regelwerk, desto mehr Spielraum bekommen Behörden – und desto weniger bleibt für uns Bürger. Recht entsteht dann nicht mehr durch klare Regeln, sondern durch Auslegung, Ausnahmen und Ermessensspielräume. Wer sich einfach nur regelkonform verhalten will, braucht Zeit, Geld und oft einen Anwalt. Das ist kein Zeichen eines starken Rechtsstaates.

			Deshalb müssen wir die Gesetzgebung wieder zügeln. Nicht jedes Anliegen rechtfertigt einen Eingriff in Freiheit oder Eigentum. Oft wäre es viel klüger, erst mal die bestehenden Regeln zu prüfen, zu vereinfachen oder gleich ganz zu streichen, statt immer neue obendrauf zu packen. Weniger Gesetze bedeuten nicht Chaos – sie bedeuten mehr Klarheit und Übersicht.

			Ein Vorschlag: Gesetze von vornherein befristen – auf fünf oder zehn Jahre. Danach laufen sie automatisch aus. Nur wenn sich ein Gesetz wirklich bewährt hat, wird es verlängert. Alles, was keinen echten Nutzen bringt, verschwindet einfach. Das würde Politiker zwingen, regelmäßig hinzuschauen und zu bewerten, statt immer Neues draufzusatteln.

			Ebenso notwendig ist es, die Art der Gesetzgebung zu verändern. Immer häufiger werden umfangreiche Gesetzespakete geschnürt, in denen sachlich völlig unterschiedliche Themen miteinander vermengt werden – sogenannte Omnibusgesetze. Wer einem wichtigen Punkt innerhalb des Paketes zustimmen will, muss alles andere mit schlucken – auch das, was er ablehnt. Differenzierte Entscheidungen? Fehlanzeige. Das Parlament nickt dann das ganze Konvolut ab, statt über einzelne Regelungen zu debattieren. Deshalb: Jedes Gesetz nur zu einem Thema. Was nicht zusammengehört, gehört auch nicht in denselben Text.

			Ein besonders spannender Vorschlag stammt von Carlos Gebauer, stellvertretender Vorsitzender der Friedrich-August-von-Hayek-Gesellschaft und Gründer des Milei-Institutes. Er schlägt vor, jedes Gesetz vor seiner Verabschiedung im Bundestag vollständig im Plenum vorlesen zu lassen – Satz für Satz, mit Anwesenheitspflicht der Abgeordneten. Auf den ersten Blick klingt das wie eine Provokation. Auf den zweiten Blick ist es ein radikal ehrlicher Test für den Zustand unserer Gesetzgebung. Nicht, weil Vorlesen an sich sinnvoll wäre, sondern weil es Aufmerksamkeit, Zeit und Verantwortung erzwingt. Allein die Vorstellung, dass Hunderte Seiten vorgelesen (und angehört!) werden müssen, würde die Zahl neuer Gesetze massiv senken. Und das wäre ein Gewinn für uns alle.

			Gute Gesetze brauchen Zeit. Sie entstehen nicht im politischen Sprint und schon gar nicht unter medialem oder parteipolitischem Druck. Qualität vor Tempo heißt: Kein Schweinsgalopp mehr durch den Bundestag.

			Was man nie vergessen sollte: Gesetze sind Eingriffe in das Leben anderer. Wer gezwungen ist, jedes Wort zu verantworten, das zu einem solchen Eingriff führt, der wird zurückhaltender. Und genau diese Zurückhaltung täte einem freiheitlichen Rechtsstaat gut.

			11. Schlanker Staat – weniger Macht, mehr Freiheit

			Der Staat ist in den vergangenen Jahrzehnten nicht nur größer, sondern vor allem komplizierter geworden. Er hat sich verzweigt, neue Ebenen geschaffen und Aufgaben an sich gerissen, die er oft weder effizienter noch sachgerechter erledigt als Bürger, Unternehmen, Länder oder Kommunen. Das Ergebnis ist kein starker, handlungsfähiger Staat, sondern ein schwerfälliger Apparat, der sich zunehmend mit sich selbst beschäftigt.

			Besonders sichtbar wird das an einem Phänomen, das man als Beauftragtenrepublik bezeichnen könnte: Für nahezu jedes politische oder gesellschaftliche Anliegen existiert inzwischen ein eigener Beauftragter, oft mit eigenem Stab, Budget und Öffentlichkeitsarbeit. Was als politisches Signal gedacht war, ist zu einer Parallelstruktur mutiert. Beauftragte sollten, wenn überhaupt, nur noch zeitlich befristet eingesetzt werden dürfen, mit klar definiertem Auftrag und messbaren Zielen – und ohne automatische Verlängerung. Nach Ablauf ist Schluss.

			Aber das Problem liegt viel tiefer. Es geht um die grundsätzliche Frage: Was soll der Staat eigentlich tun? Er muss nicht alles regeln. Für mich sind die Kernaufgaben klar: Schutz von Freiheit, Sicherheit und Eigentum. Innere und äußere Sicherheit, Außenpolitik, Justiz und solide Finanzen. Alles darüber hinaus gehört auf den Prüfstand.

			Wo der Staat Aufgaben übernimmt, die private Akteure, Kommunen oder Länder besser lösen können, entsteht keine zusätzliche Sicherheit, sondern Abhängigkeit. Verantwortung wird nach oben gezogen, statt vor Ort getragen zu werden. Genau hier muss das Subsidiaritätsprinzip greifen: Was dezentral, privat oder auf niedrigerer Ebene besser funktioniert, sollte dort erledigt werden. Wettbewerb schafft bessere Ergebnisse als Monopole. Und Privatisierung macht Sinn, wo sie Effizienz steigert, Innovation fördert und vor allem die Konzentration staatlicher Macht begrenzt.

			Der aufgeblähte Staat zeigt sich auch im Beamtenapparat. Bundesbehörden sind in den vergangenen Jahren massiv gewachsen. Neue Stellen entstehen schneller, als alte wegfallen. Dabei wird kaum gefragt, ob diese Stellen überhaupt noch gebraucht werden. Bürokratie schafft sich selbst Arbeit und je größer sie wird, desto stärker dient sie sich selbst. Eine konsequente Stellenbremse im öffentlichen Dienst wäre ein guter Anfang. Wenn Beamte in den Ruhestand gehen, sollten Stellen nicht automatisch nachbesetzt werden. Befristete Verträge statt lebenslanger Verbeamtung schaffen Flexibilität und reduzieren Fehlanreize. Ziel sollte eine Reduktion um 50 Prozent sein. Staatssekretäre sollten abgeschafft werden. Dann könnte der Bundestag auch überflüssige und teure Liegenschaften verkaufen.

			Auch Ministerien sind kein Selbstzweck. Zusammenlegungen und Auflösungen dürfen kein Tabu sein. Im Gegenteil, sie wären Ausdruck politischer Reife. Ein schlanker Ressortzuschnitt mit klaren Zuständigkeiten und weniger Überschneidungen würde Kosten senken und Entscheidungen beschleunigen. Wirklich nötig sind eigentlich nur Ministerien für die Kernaufgaben (Inneres, Verteidigung und Äußeres, Justiz, Finanzen, grundlegende Infrastruktur). Alle anderen können ohne Probleme gestrichen oder zumindest so zusammengelegt werden, dass ihre Anzahl massiv reduziert wird.

			Dasselbe gilt für den Bundestag. Deutschland leistet sich eines der größten Parlamente der Welt. Das ist kein Ausdruck lebendiger Demokratie, sondern ein aus dem Ruder gelaufenes System. 500 Abgeordnete oder sogar weniger reichen völlig. Würden zum Beispiel die Nichtwähler in die Berechnung der Sitze im Bundestag miteinfließen und die Sitze entsprechend nicht besetzt werden, käme die Verkleinerung ganz automatisch zustande. Ein kleineres Parlament wäre arbeitsfähiger und vermutlich auch zurückhaltender in der Produktion immer neuer Gesetze. Und seien wir ehrlich: Selbst, wenn wir den Umfang halbieren würden, würde das den meisten Bürgern kaum auffallen – außer vielleicht daran, dass weniger unsinnigere Gesetze verabschiedet würden.

			Ein großer Hebel für einen schlankeren Staat ist die Digitalisierung, aber nur, wenn sie wirklich Vereinfachung bewirkt und nicht nur die alte Papierbürokratie digital nachbaut. Genau das ist in Deutschland über lange Zeit geschehen: Formulare wurden gescannt, Abläufe jedoch nicht grundlegend überdacht. Das Ergebnis ist dann eben eine digitale Variante der alten Bürokratie. Ein wirklich schlanker Staat entsteht aber nicht durch die bloße Digitalisierung von Verwaltungsstrukturen, sondern durch deren konsequenten Abbau.

			Digitalisierung ist nur dann sinnvoll, wenn sie staatliche Eingriffe reduziert. Der Maßstab muss deshalb umgedreht werden. Nicht jede Regel wird digital umgesetzt, sondern jede Regel muss sich rechtfertigen, bevor sie digitalisiert wird. Was heute nur deshalb existiert, weil es kontrollierbar ist, gehört abgeschafft, nicht automatisiert. Viele Dokumentations- und Nachweispflichten dienen nicht dem Bürger, sondern der Verwaltung. Sie entstehen aus Misstrauen und wachsen über Jahre, ohne je überprüft zu werden.

			Ein freiheitlicher Staat kehrt dieses Prinzip um, er vertraut, statt flächendeckend zu kontrollieren. Nachweise gibt es nur dort, wo ein konkreter Missbrauchsverdacht besteht. Die Digitalisierung muss deshalb zwingend mit einer Streichung von Pflichten einhergehen. Verfahren sollten dort komplett abgeschafft werden, wo sie keinen messbaren Nutzen bringen. Von Christian Lindner kam einmal der Vorschlag, alle Dokumentationspflichten, die wir in Deutschland haben, ein Jahr außer Kraft zu setzen. Und nur diejenigen wieder einzuführen, die wirklich jemand vermisst. Einfach machen! Denn was nur noch existiert, weil es immer schon existiert hat, gehört weg. Ziel ist nicht der digitale Staat, sondern der zurückhaltende Staat. Weniger Behördenkontakte, weniger Zwangsinteraktionen, weniger Eingriffe.

			All das folgt einem einfachen Prinzip: Weniger staatliche Macht, mehr Freiheit. Ein Staat, der sich auf seine Kernaufgaben konzentriert, schützt die Bürger besser als ein Staat, der überall mitmischt. Wohlstand, Freiheit und gesellschaftlicher Frieden entstehen nicht durch immer neue Eingriffe, sondern durch die bewusste Begrenzung staatlicher Macht. Wo der Staat sich zurücknimmt, entsteht Raum für Verantwortung, Kreativität und Vielfalt. Wo er sich ausbreitet, entsteht Abhängigkeit. Ein schlanker Staat ist deshalb kein Zeichen von Schwäche, er ist ein Zeichen von Vertrauen – in die Bürger und in ihre Fähigkeiten, ihr Leben selbst zu gestalten. Eine Staatsquote von 25 Prozent oder darunter muss daher ein erstes Ziel sein.

			12. Länder und Kommunen stärken

			In Deutschland ist die Macht über die Jahre immer weiter nach oben gewandert – weg von den Kommunen und Ländern, hin zum Bund. Und oft sogar noch weiter: bis nach Brüssel. Die Entscheidungen werden also zunehmend zentral getroffen, aber die Verantwortung und die Lasten landen unten bei denen, die vor Ort leben und arbeiten. Das führt dazu, dass viele Menschen das Vertrauen in die Politik verlieren. Sie spüren: Die da oben entscheiden über Dinge, die sie oft gar nicht richtig kennen.

			Dabei ist Föderalismus viel mehr als nur ein Verwaltungskonzept. Die einfache Idee dahinter: Je eher eine Entscheidung in der Nähe der Betroffenen zustande kommt, desto verantwortungsvoller und besser fällt sie aus. Kommunen und Länder kennen ihre Region am besten – die Wirtschaft, die sozialen Probleme, die finanziellen Möglichkeiten sind für sie keine Unbekannten. Und sie spüren die Folgen ihrer Entscheidungen unmittelbar. Deshalb brauchen sie wieder echte Gestaltungsfreiheit.

			Ein entscheidender Schlüssel dafür ist mehr finanzielle Autonomie vor Ort. Wettbewerb zwischen Kommunen ist kein Problem, sondern ein gesunder Antrieb. Wer zu hohe Steuern verlangt, riskiert die Abwanderung von Unternehmen und Bürgern. Wer sparsam und klug wirtschaftet, macht seine Stadt oder Gemeinde attraktiver. Das erzeugt von selbst Anreize für solide Haushalte. Wenn aber der Bund Mindesthebesätze für die Gewerbesteuer vorschreibt, greift er direkt in die kommunale Selbstverwaltung ein. Kommunen müssen daher das Recht behalten, ihre Steuerpolitik selbst zu gestalten.

			Die Stärkung der Kommunen bedeutet auch, ihnen eigene Einnahmequellen zu sichern. Wer vor Ort gute Bedingungen schafft, muss davon profitieren. Dauerhafte Abhängigkeit von Umlagen und Transfers aus Berlin und den Ländern, schwächt die Eigeninitiative und macht Planung unsicher. Finanzielle Eigenständigkeit stärkt dagegen Verantwortung, Planungssicherheit und politische Ehrlichkeit.

			Eng damit verknüpft ist der Länderfinanzausgleich in seiner aktuellen Form. Er setzt die falschen Anreize: Solide wirtschaftende Länder zahlen dauerhaft für andere. Schlechter haushaltende werden aufgefangen. Langfristig sollte er deshalb abgeschafft werden. Um abrupte Krisen in den Nehmerländern zu vermeiden, könnte man eine sanfte Übergangsphase einführen – das heißt: schrittweise weniger umverteilen, damit die betroffenen Länder Zeit haben, durch Reformen, Schuldenabbau und gezielte Förderung, selbst auf die Beine zu kommen.

			Ein weiteres Prinzip muss endlich konsequent umgesetzt werden: das Konnexitätsprinzip. Wer neue Aufgaben beschließt, muss sie auch bezahlen. Immer wieder schieben Bund und Länder neue Pflichten auf die Kommunen ab, ohne sicherzustellen, dass das Geld dafür dauerhaft da ist. Die Flüchtlingskrise ist dafür ein drastisches Beispiel – oder auch der Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz. Das darf nicht mehr vorkommen. Neue Aufgaben sollten nur dann beschlossen werden, wenn die Finanzierung von Anfang an vollständig gesichert ist.

			All diese Ideen folgen einem einfachen Gedanken: Entscheidungen, Kosten und Verantwortung müssen wieder zusammenfallen. Zentralisierung erleichtert das Abschieben von Verantwortung, Subsidiarität zwingt dazu, Entscheidungen vor Ort zu erklären und zu tragen.

			Langfristig könnten wir noch einen Schritt weiterdenken: Wenn wir Föderalismus wirklich ernst meinen, sollten Länder und Kommunen in bestimmten Bereichen von bundesweiten Regelungen abweichen dürfen – natürlich nur dann, wenn sie eine eigene, tragfähige Alternative vorlegen. Möglich wäre das zum Beispiel im Sozialbereich, in der kommunalen Daseinsvorsorge oder im Baurecht. Nicht als Normalfall, sondern als Option. Allein die Möglichkeit würde den Gesetzgeber in Berlin dazu bringen, vorsichtiger und zurückhaltender zu regulieren. Zentralisierung ist für die Politik bequem, aber teuer für uns Bürger. Subsidiarität ist deutlich unbequemer, weil sie echte Verantwortung erzwingt und genau deshalb ist sie unverzichtbar.

			13. Stopp der NGO-Finanzierung

			Viele Menschen engagieren sich öffentlich aus ehrlicher Überzeugung, aus Idealismus und aus einem echten Sinn für Verantwortung. Dieses freiwillige Engagement ist Gold wert und unverzichtbar für eine lebendige Gesellschaft. Aber in den letzten Jahren hat der Staat begonnen, sich seine eigene »Zivilgesellschaft« aufzubauen. Über Förderprogramme, Projektmittel und feste Zuschüsse finanziert er Organisationen, Vereine und Initiativen, die dann genau jene Politik in der Gesellschaft vertreten und auf der Straße verteidigen, die zuvor in Ministerien beschlossen wurde. Was von außen wie breites bürgerschaftliches Engagement aussieht, ist oft staatlich bezahlte Meinungsverstärkung.

			Damit verschwimmt eine entscheidende Grenze. Nichtregierungsorganisationen heißen so, weil sie eben nicht staatlich sein sollten. Sie sollten unabhängig, kritisch und manchmal auch unbequem sein. Doch sobald sie regelmäßig aus Steuergeld finanziert werden, verlieren sie diese Unabhängigkeit. Wer vom Staat bezahlt wird, beißt ihm nicht in die Hand. Wer von der nächsten Förderrunde abhängt, passt sich an. So werden aus echten zivilgesellschaftlichen Akteuren faktisch Teile des politischen Vorfeldes.

			Der Staat schafft sich damit vorpolitische Strukturen, die seine Agenda tragen und verstärken. Kritik an Regierungsplänen erscheint dann schnell wie eine randständige Meinung weniger Außenseiter, weil sie scheinbar einer breiten »Zivilgesellschaft« gegenübersteht, die in Wahrheit aus Steuermitteln gespeist wird. Das ist kein offener, pluralistischer Diskurs, das ist Machtverlängerung mit anderen Mitteln.

			Deshalb muss die staatliche Finanzierung solcher NGOs grundsätzlich gestoppt werden. Wer gesellschaftlich etwas bewegen will, soll das aus eigener Kraft tun – durch Spenden, Mitgliedsbeiträge und freiwilliges Engagement. Genau darin liegt die echte Legitimation. Staatliches Geld verzerrt diesen Prozess und untergräbt Vertrauen. Das heißt natürlich nicht, dass der Staat gar nicht mehr mit zivilgesellschaftlichen Akteuren zusammenarbeiten darf. Es braucht nur eine klare Trennlinie.

			Organisationen, die lebenswichtige Aufgaben der Daseinsvorsorge übernehmen oder in akuten Notlagen helfen, stehen auf einem anderen Blatt. Rettungsdienste, Feuerwehr und Katastrophenschutz schützen Leben, sie wirken praktisch. Wer rettet, löscht, und versorgt, ist kein politischer Akteur und sollte auch nicht so behandelt werden. Politische Kampagnen, angebliche »Demokratieprojekte«, Aktivismus und gezielte gesellschaftliche Einflussnahme gehören dagegen nicht in staatliche Förderung. Eine freie Gesellschaft braucht eine echte, unabhängige Zivilgesellschaft, keine staatlich finanzierte Simulation.

			Meine Kritik richtet sich nicht gegen das Engagement selbst – im Gegenteil, ich schätze es sehr. Sie richtet sich gegen die staatliche Finanzierung politischer Einflussnahme. Der Staat darf nicht gleichzeitig Schiedsrichter, Spieler und Fanclub sein.

			14. Unabhängige Medien

			In einer freien Gesellschaft und einer funktionierenden Demokratie sind unabhängige Medien unverzichtbar. Sie sollen informieren, aufklären, kritisieren, und zwar ohne politischen Druck, ohne Staatsnähe und ohne ideologische Scheuklappen. Doch genau das ist in Deutschland schon lange nicht mehr selbstverständlich. Viele spüren es: Die Berichterstattung wirkt oft einseitig, bestimmte Themen werden betont, andere ausgeblendet, Kritik an der Regierung fällt oft leiser aus als an der Opposition. Das Ergebnis ist ein massiver Vertrauensverlust. Eine Allensbach-Umfrage vom Dezember 2025 macht es deutlich: Nur noch etwa jeder Fünfte (22 Prozent) in Deutschland vertraut den Medien.

			Ein zentraler Brennpunkt der Diskussion ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk. Sein Finanzierungsmodell – der Rundfunkbeitrag als Zwangsabgabe für jeden Haushalt, egal ob man die Programme nutzt oder nicht – stammt aus einer Zeit mit wenigen Sendern und überschaubaren Alternativen. In unserer vielfältigen Medienwelt wirkt er zunehmend veraltet. Eine große Mehrheit der Bürger hält daher Reformen für dringend nötig.

			Unabhängige Medien brauchen Distanz zur Politik – finanziell wie institutionell. Wer wirklich freie Berichterstattung will, muss sie aus dem staatlichen Zugriff lösen. Das beginnt bei der Finanzierung. Der Rundfunkbeitrag sollte abgeschafft werden. Medienangebote sollten sich über freiwillige Zahlungen finanzieren, über Abonnements, Spenden oder andere marktwirtschaftliche Modelle. Wer die Angebote sehen oder hören möchte, zahlt. Wer nicht, wird nicht gezwungen.

			Doch es geht nicht nur um Geld. Es geht auch um Kontrolle und Einfluss. Rundfunkräte und Aufsichtsgremien sind oft politisch besetzt, vielfach nach dem Parteiproporz der Länderparlamente. Hier braucht es echte Entpolitisierung. Wer über Inhalte, Personal und Ausrichtung entscheidet, sollte fachlich qualifiziert sein und unabhängig, nicht politisch entsandt.

			Medien sind nicht dazu da, politische Narrative zu transportieren oder gesellschaftliche Erziehung zu betreiben. Sie sind kein Appendix der politischen Klasse. Ihre Aufgabe ist es, die gesellschaftliche Realität abzubilden und Macht kritisch zu hinterfragen. Dort, wo Medien diese Rolle ernst nehmen, wächst Vertrauen. Und dort, wo Vertrauen besteht, haben einfache Narrative und Desinformation weniger Chancen.

			15. Einfluss der EU massiv begrenzen

			Die europäische Einigung begann als großartiges wirtschaftliches Friedensprojekt. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat Wohlstand geschaffen, Millionen Leben verbessert und nach den Schrecken des 20. Jahrhunderts eine kontinentale Stabilität etabliert. Diese Union des Handels und der offenen Märkte hat gezeigt, wie Zusammenarbeit funktionieren kann, ohne dass der einzelne Staat seine Identität verliert. Genau dieses Europa der freiwilligen Kooperation brauchen wir auch heute noch.

			Was wir dagegen nicht brauchen, ist eine Europäische Union, die sich immer tiefer in den Alltag einmischt. Ein Großteil der Gesetze, die heute in Deutschland gelten, kommt direkt oder indirekt aus Brüssel. Nationale Parlamente setzen oft nur um, was anderswo schon beschlossen wurde. Sie verlieren Gestaltungskraft – und mit ihnen die Wähler.

			Die EU ist in den vergangenen Jahren nicht nur politisch, sondern auch administrativ enorm gewachsen. Weit über 50 000 Menschen arbeiten in europäischen Institutionen und Körperschaften und entwickeln ständig neue Regeln, Verordnungen und Richtlinien. Zentralisierung wird zur Standardlösung, Bürokratie zur Antwort für jedes neue Problem.

			Dabei ist im europäischen Recht eigentlich etwas anderes vorgesehen: das Subsidiaritätsprinzip. Entscheidungen sollen dort getroffen werden, wo sie am sinnvollsten sind – bei den Mitgliedstaaten. Was Länder, Regionen oder Kommunen besser regeln können, sollte dortbleiben. Doch dieses Prinzip wird immer häufiger bewusst umgangen. Politische Vorhaben, die national nicht durchsetzbar sind, werden auf die europäische Ebene verlagert, um anschließend als alternativloser Lösungsansatz zurückzukehren. So wird Verantwortung verschleiert und der Bürger getäuscht.

			Europa braucht Stärke, gerade in einer unsicheren Welt mit großen und globalen Herausforderungen. Aber echte Stärke entsteht nicht durch Zwang und Detailsteuerung, sondern durch Vertrauen und freiwillige Kooperation. Zusammenarbeit daher nur dort, wo sie sinnvoll ist: auf dem Binnenmarkt, beim gemeinsamen Grenzschutz, in der Außenpolitik, der Verteidigung. Und demgemäß sollte die Freiheit dort gewährleistet werden, wo Menschen und Staaten ihre Angelegenheiten selbst regeln können. Eine Rückbesinnung auf das ursprüngliche europäische Projekt würde Europa nicht schwächen, sondern stärken, die EU wäre dann kein Machtapparat über uns, sondern ein Partner an unserer Seite.

			Mehr Freiheit 

			Alle diese Vorschläge mögen unbequem klingen. Das sind sie auch. Aber sie folgen einfachen, klaren Gedanken:

			1.Ohne Kritik und Debatten gibt es keine Verbesserungen.

			2.Freiheit entsteht nicht durch gute Absichten, sondern durch konsequent begrenzte Macht.

			3.Demokratie ist kein Selbstzweck.

			Beides – Freiheit und Demokratie – bleibt hohl, wenn der Bürger sich auf die Rolle des Zuschauers zurückzieht. Denn Macht wird nicht durch gute Absichten begrenzt, sondern durch Widerspruch, Beteiligung und Kontrolle. Wer unzufrieden ist, muss daher sichtbar werden.

			Gehen Sie also dorthin, wo Entscheidungen fallen: zu Bürgersprechstunden, in Gemeinderäte, zu öffentlichen Sitzungen. Hören Sie zu, melden Sie sich zu Wort, stellen Sie Fragen. Allein Ihre Anwesenheit verändert den Raum. Wer fehlt, überlässt ihn anderen.

			Finden Sie heraus, wer »Ihr« Abgeordneter ist und verfolgen Sie seine Arbeit im Bundestag. Ist er aktiv oder verwaltet er nur sein Mandat? Schreiben Sie ihm. Stellen Sie konkrete Fragen und fordern Sie Antworten und Begründung. Nicht anonym, nicht wütend, sondern sachlich und bestimmt. Politik reagiert nicht auf Schweigen.

			Engagieren Sie sich vor Ort. Eine kleine Initiative, ein Verein oder ein zeitlich begrenzter Zusammenschluss reicht schon. Es braucht keine perfekten Strukturen, aber Menschen mit einem echten Anliegen sind schon notwendig. 

			Unterstützen Sie bewusst. Medien, Organisationen und Initiativen leben von Aufmerksamkeit und Geld. Entziehen Sie beides, wenn Vertrauen fehlt. Geben Sie es dorthin, wo kritisch gedacht und unabhängig gearbeitet wird.

			Warten Sie nicht auf große Mehrheiten.

			Freiheit entsteht nicht am Wahltag, sondern in der Zeit dazwischen. Sie beginnt genau dort, wo Bürger aufhören, sich mit dem abzufinden, was offensichtlich schon lange nicht mehr funktioniert. Demokratie und Freiheit brauchen keine Helden. Sie brauchen Menschen, die hinschauen, den Mund aufmachen und stehen bleiben, auch wenn der Gegenwind kommt. Also lassen Sie uns gemeinsam aufhören, bequem zu sein!

			




Nachwort

			Wir müssen etwas ändern.

			Dieser Satz hat mich durch meine gesamte politische Zeit begleitet: Zwölf Jahre Engagement und fast acht Jahre im Deutschen Bundestag. Er war der Grund, warum ich überhaupt in die Politik gegangen bin, getrieben von dem Gedanken an mehr Freiheit, weniger Staat und einem Deutschland, in dem der Bürger wieder im Mittelpunkt steht. Dieser Gedanke hat mich letztlich auch dazu gebracht, dieses Buch zu schreiben.

			In meiner letzten Rede im Bundestag habe ich es so formuliert:

			»Parteien sind nicht die Lösung, sie sind Teil des Problems. Alle haben sich den Staat zur Beute gemacht, profitieren von einer Parteienfinanzierung in Millionenhöhe, von einem gut geölten Beziehungsgeflecht, Diäten und Pensionen, Privilegien und Klüngeleien. Und trotzdem gibt es Spendenaffären, Korruptionsaffären, Berateraffären, weil einige den Hals nicht vollbekommen. Es geht selten um Deutschland. Es geht um Geld, um Macht und um die Wiederwahl. Und deswegen müssen wir uns in Deutschland ganz andere Fragen stellen: Wie begrenzen wir die Macht der Parteien? Wie bekommen wir das Geld aus dem System? Wie werden wir demokratischer? Wie werden wir freier?«1

			Ich habe erlebt, wie dieses System selbst die motiviertesten Neulinge verändert. Wie der Idealismus langsam abgeschliffen wird und der Bürger Stück für Stück an Einfluss verliert – und wie sich politische Debatten immer weiter von der Lebensrealität der Menschen entfernen. Und auch ich mache mich nicht frei davon, mich in fast acht Jahren im Bundestag an die ein oder andere Bequemlichkeit gewöhnt zu haben.

			Solange wir nur darüber diskutieren, welche Partei das kleinere Übel ist, wird sich an all dem nichts ändern.

			Dieses Buch will keine Abrechnung sein. Nicht mit einer Partei, nicht mit einer politischen Richtung – auch nicht mit der AfD. Es ist der Versuch, ein System zu beschreiben, das aus den Fugen geraten ist.

			Ich bin 2017 mit der AfD angetreten, überzeugt davon, etwas bewegen zu können. Und ich musste erkennen, dass das System stärker war als wir. 2022 habe ich die Partei verlassen, weil auch sie letztlich in denselben Strukturen angekommen ist. Machtkämpfe, Postenstreit, Anpassung an den Apparat. Genau wie die anderen Parteien wurde auch sie Teil jenes Systems, das sie eigentlich verändern wollte. Hinzu kamen einige Positionen, die ich nicht mehr mittragen konnte. Viele entscheiden sich in solchen Momenten fürs Schweigen – aus Bequemlichkeit oder aus finanzieller Sicherheit. Ich habe mich anders entschieden. Nicht aus Trotz, sondern aus Konsequenz. Das war ich mir selbst schuldig.

			Im vorhergehenden Kapitel habe ich einige Vorschläge gemacht, wie wir es besser machen könnten. Mir ist bewusst, dass diese nicht vollständig sind. Sie sind auch nicht so radikal freiheitlich, wie ich sie mir in meinen kühnsten Träumen wünschen würde. Ich habe sie bewusst an die Realitäten angepasst, weil Politik nur etwas bewirkt, wenn sie umsetzbar ist. Manche meiner libertären Freunde werden an der ein oder anderen Stelle sicher den Kopf schütteln. Das verstehe ich. Aber es geht mir nicht um die perfekte Utopie, sondern um reale Schritte im Hier und Jetzt, um mehr Freiheit für uns alle zu erreichen – pragmatisch, aber konsequent.

			Viele dieser Ideen werden seit Jahren diskutiert. Geschehen ist wenig. Doch ich glaube, wir sind jetzt an einem Punkt angelangt, an dem Veränderungen nicht länger aufgeschoben werden können, wenn wir nicht wollen, dass unsere ohnehin gespaltene Gesellschaft ganz auseinanderbricht.

			Vielleicht wäre auch eine andere Idee ein guter Lösungsansatz. Artikel 146 unseres Grundgesetzes: 

			»Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.«

			Dieser Artikel 146 ist ein Versprechen. Ein Versprechen darauf, dass die letzte Entscheidung nicht bei Parteien, nicht bei Apparaten und nicht bei Machtstrukturen liegt, sondern beim Volk selbst.

			Es ist an der Zeit, uns wieder daran zu erinnern.
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